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beit in allen Ausschüssen war groß: Quer 
durch Arztgruppen, Regionen und Al-
ter war die Bereitschaft vorhanden, sich 
konstruktiv einzubringen. Insbesondere  
das Engagement vieler junger Ärzte –  
auch wenn sie nicht Mitglied in der 
Kammerversammlung sind – war an 
diesem Tag auffällig. 

Diese Bereitschaft und der erst kürz-
lich erfolgte Wechsel im Kammervor-
stand deuten für Herrmann auf einen 
Umbruch hin – der übrigens in vielen 
Landesärztekammern gerade vollzogen 
wird und auch auf Bundesebene bevor-
steht. Herrmann sieht darin eine Chance  
für die ärztliche Selbstverwaltung, der 
Politik und kapitalkräftigen Investoren 

I
n den vergangenen Monaten legte der 
Gesetzgeber mit zahlreichen Regelun-
gen hohes Tempo vor und scheute da-
bei auch vor Eingriffen in die Selbst-
verwaltung nicht zurück. Vieles von 
dem, was im Bundesgesundheitsmi-
nisterium entworfen wurde, stieß un-

ter Ärzten auf Kritik. Die Antwort auf 
die Eingriffe, so Kammerpräsident Dr. 
Henrik Herrmann, kann nur von ei-
ner starken ärztlichen Selbstverwaltung 
kommen. Den Grundstein dafür legten 
Schleswig-Holsteins Kammerdelegierte  
in der jüngsten Kammerversammlung 
am 28. November in der Akademie der 
Ärztekammer durch die Besetzung ihrer 
Gremien. Das Interesse an einer Mitar-

gestärkt und mit neuen Ideen entgegen 
zu treten – was angesichts der jüngsten 
Entwicklungen im Gesundheitswesen 
auch dringend notwendig erscheint. 

Zu den ersten Maßnahmen, die die 
neue Kammerversammlung ergriff, ge-
hörte die Abschaffung der Gebühr für 
die erste Facharztprüfung. Einhellig be-
grüßt wurde der Vorschlag, sich mit ei-
ner möglichen Änderung der Wahlord-
nung zu beschäftigen, um die Mitarbeit 
in der Selbstverwaltung noch attraktiver 
zu machen. Der neu zusammengesetzte 
Weiterbildungsausschuss wurde um drei 
Personen aufgestockt, um breiter aufge-
stellt zu sein. 
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arbeiten soll das Pflegepersonal in 
deutschen Krankenhäusern. Die 
vom Bundesgesundheitsministeri-
um für vier pflegesensitive Berei-
che definierten Personaluntergren-
zen stoßen im Norden nicht nur auf 
Zustimmung. Wie die Krankenhäu-
ser in Schleswig-Holstein darauf re-
agieren, lesen Sie ab
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt informiert elf mal im Jahr über 
zentrale Themen aus dem Gesundheitswesen zwischen Nord- und Ostsee. 
Das Mitgliedermagazin der Ärztekammer Schleswig-Holstein erreicht neben 
den Ärzten auch viele Entscheidungsträger aus dem Gesundheitswesen.

Kontakt: Stefanie Beinl 089 55241-240, stefanie.beinl@atlas-verlag.de
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den Ärzten auch viele Entscheidungsträger aus dem Gesundheitswesen.

Kontakt: Maxime Lichtenberger, 089 55241-246, maxime.lichtenberger@atlas-verlag.de
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Kranke vor Schaden und 
Unrecht bewahren
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„Unser Einsatz 
für Gerechtigkeit 
in der Medizin ist 
wichtiger denn je.“
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Die ARD-Themenwochen haben sich in diesem Jahr mit 
dem Thema Gerechtigkeit beschäftigt. Unerwartet wurde  
ich als Präsident der Ärztekammer Schleswig-Holstein zu 
einem Fernsehinterview eingeladen mit der Überschrift: 
Wie gerecht ist die Medizin? Ist dies überhaupt ein ärztli-
ches Thema?
Natürlich ist es das! Schon im hippokratischen Eid heißt es: 

„Ich werde sie – die Kranken – bewahren vor Schaden und 
willkürlichem Unrecht.“ Präziser nimmt das Genfer Ge-
löbnis, überarbeitet im Oktober 2017, dazu Stellung: „Ich 
werde nicht zulassen, dass Erwägungen von Alter, Krank-
heit und Behinderung, Glaube, ethnischer Herkunft, Ge-
schlecht, Staatsangehörigkeit, politischer Zugehörigkeit, 
Rasse, sexueller Orientierung, sozialer Stellung oder jegli-
cher anderer Faktoren zwischen meine Pflichten und meine 
Patientin oder meinen Patienten treten.“ Und letztlich ist 
die Gerechtigkeit der Mittelverteilung eines der vier biome-
dizinischen Grundprinzipien.
Doch zurecht wurden in dem am 13. November ausge-
strahlten Interview Fragen zur medizinischen Chancen-
gleichheit gestellt, bei alten Menschen und sozialen Rand-
gruppen. Vor dem Hintergrund zunehmend ökonomischer 
Betrachtungsweisen müssen wir als Ärztinnen und Ärzte  
nicht nur fachliche und empathische, sondern auch soziale  
Kompetenzen anwenden. Unser Einsatz für Gerechtigkeit 
in der Medizin ist wichtiger denn je, seien wir uns dessen 
immer bewusst!
Dieser Gedanke passt sehr gut zu Weihnachten und Neu-
jahr. Wir wünschen uns allen erholsame Tage, Besinnlich-
keit, Kraft für das neue Jahr, viel Freude in unserer Professi-
on – und mehr Gerechtigkeit.

Dr. Gisa Andresen
V i z e P r ä s i d e n t i n

Dr. Carsten Leffmann
Ä r z t l i c h e r  G e s c h ä f t s f ü h r e r

Karsten Brandstetter
k au f m ä n n i s c h e r  G e s c h ä f t s f ü h r e r

Dr. Henrik Herrmann
P r ä s i d e n t

Freundliche Grüße 
Ihre
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D
ie Asklepios Nordseeklinik auf Sylt 
hat eine stationäre multimodale  
Schmerztherapie mit acht Betten 
in Einzelzimmern aufgebaut. Un-

ter Leitung des Schmerztherapeuten Dr. 
André Riesmeier werden die Patienten 
dort seit September von einem interdis-
ziplinären Team betreut.

Behandelt werden laut Nordseekli-
nik zum Beispiel akute und chronische 
Schmerzen des Kopfes und des Rückens, 
Gelenk- und Rheumaschmerzen sowie 
Nervenschmerzen wie beim CRPS/Mor-
bus Sudeck oder bei Phantomschmerz, 
Tumorschmerz und Schmerzen ohne 
fassbaren körperlichen Befund.

Weil bei Schmerzbeschwerden so-
wohl körperliche als auch psychische 
Faktoren beteiligt sein können, arbei-
ten Ärzte verschiedener Fachdiszipli-
nen zusammen mit schmerzpsychologi-
schen Psychotherapeuten, schmerzme-
dizinisch geschulten Pflegenden, Ergo-, 
Sport- und Physiotherapeuten sowie so-
zialmedizinischen Beratungen.

Außer klassische schulmedizinische 
und invasive Behandlungsmethoden 
setzt die Nordseeklinik auch „sanfte 
Verfahren“ ein, um den Alltag und das 
Erleben der Patienten wieder schmerz-
frei zu gestalten und den Umgang mit 
dem Schmerz zu erleichtern. Das zur 
Verfügung stehende Spektrum umfasst 
neben medikamentöser Therapie auch 
die Infiltrationsbehandlung, sonogra-
fisch und Ct-gesteuerte Blockaden, Er-
gotherapie, Physiotherapie, Akupunk-
tur, kognitive Verhaltenstherapie, Acht-
samkeitsbasierte Verfahren, Entspan-
nungsverfahren, medizinische Trai-
ningstherapie und Schulungen zur 
Körperwahrnehmung.

Zur Kontaktaufnahme, für weite-
re Informationen oder für die Anmel-
dung von Patienten gibt die Klinik die 
Telefonnummer 04651 841451 an. Für 
den Kontakt per E-Mail steht folgen-
de Adresse zur Verfügung: spezielle-
schmerzmedizin.sylt@asklepios.com. 
(PM/RED)
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Multimodale Schmerztherapie neu auf Sylt

M
ehr Zeit für den Patienten – digitale 
Konzepte zur Entlastung der Pflege:  
So lautet das Ausschreibungsthema 
für den mit 20.000 Euro dotierten 

Lohfert-Preis 2019. Schirmherrin ist die 
Senatorin für Gesundheit und Verbrau-
cherschutz der Freien und Hansestadt 
Hamburg, Cornelia Prüfer-Storcks. Be-
werbungsschluss ist der 28. Februar 2019.

Der Lohfert-Preis prämiert im Jahr 
2019 erneut praxiserprobte und nach-
haltige Konzepte, die den Patienten im 
Krankenhaus, seine Bedürfnisse und In-
teressen in den Mittelpunkt rücken. Neu 
in der unabhängigen Jury ist Joachim 
Prölß, Direktor für Patienten- und Pfle-
gemanagement am Universitätsklini-
kum Hamburg-Eppendorf.

Mehr Zeit für die Bedürfnisse der 
Patienten kann durch digitale Konzep-
te geschaffen werden. Hierbei leistet 

Digitalisierung einen entscheidenden 
Beitrag zur Verbesserung von Arbeits-
organisation, Prozessgestaltung und 
damit zur Entlastung der Pflegenden.

Bewerben können sich alle Teilneh-
mer der stationären Krankenversor-
gung im deutschsprachigen Raum so-
wie Management- und Beratungsge-
sellschaften, Krankenkassen oder sons-
tige Experten. Die Bewerbung muss in 
deutscher Sprache verfasst und online 
eingereicht werden. Eine hochrangig 
besetzte Jury mit namhaften Akteuren 
aus dem Gesundheitswesen entschei-
det über die Vergabe des Preises. Be-
werbungen werden ausschließlich über 
das Online-Bewerbungsformular unter 
www.christophlohfert-stiftung.de an-
genommen. Informationen und Bewer-
bungsunterlagen finden sich ebenfalls 
dort. (PM/RED)

Lohfert-Preis ausgeschrieben
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K U R Z  N O T I E R T

PJ auch in Oldenburg möglich 
Die Sana Klinik Oldenburg ist seit Kurzem Akademisches 
Lehrkrankenhaus der Lübecker Universität und damit nach 
Eutin und Middelburg das dritte Haus aus dem Ostholsteiner 
Verbund. Ab dem kommendem Wintersemester können Me-
dizinstudierende der Lübecker Uni damit ihr Praktisches Jahr 
in Oldenburg beginnen. Drei PJ-Plätze stehen zur Verfügung. 

„Wir können den Studierenden in unserer Klinik eine vielfälti-
ge internistische Ausbildung bieten, da wir medizinisch breit 
aufgestellt sind“, sagte der PJ-Beauftragte für Oldenburg, Chef-
arzt Prof. Frank Bode. Zudem steht die Klinik Studenten jeder 
Universität offen, die eine Famulatur machen möchten. (PM/
RED)

Fachgespräche abgeschafft
Der neue Vorstand der Ärztekammer hat in seiner ersten Sit-
zung beschlossen, die Fachgespräche für den Erwerb der Fach-
kunde Strahlenschutz nach der Röntgenverordnung abzu-
schaffen. Schleswig-Holstein war das einzige Bundesland, in 
dem die Fachgespräche vorgeschrieben waren. Damit gelten 
nun bundesweit einheitliche Regelungen. Die übrigen Voraus-
setzungen für den Erwerb bleiben bestehen. Weitere Informa-
tionen erteilt die Abteilung Qualitätssicherung (Frau Segler 
04551 803 305, Frau Wangari-Dose 04551 803 306). (RED)

MQW mit neuen Projekten 
Das Medizinische Qualitätsnetz Westküste (MQW) hat sich 
auf seiner Mitgliederversammlung für die Stärkung der Frei-
beruflichkeit und gegen die Gründung von fach- oder orts-
fremden MVZ ausgesprochen. Der im Amt bestätigte MQW-
Vorsitzende Burkhard Sawade begründete die Haltung mit 
Versorgungsfragen: „Nur durch die Arbeit der niedergelasse-
nen Ärzte vor Ort, die eben nicht um 16 Uhr Feierabend ma-
chen, ist die medizinische Versorgung gewährleistet.“ Neue 
Projekte des MQW betreffen u. a. die Zusammenarbeit mit 
dem Netz Eutin-Malente in telemedizinischen Fragen und die 
Entwicklung eines neuartigen Ausbildungskonzeptes für me-
dizinisches Fachpersonal, das als „Patientencoach“ für die Be-
gleitung und Betreuung chronisch Kranker eingesetzt werden 
kann. (PM/RED)

D
er Gesundheitswirtschaftskongress 
„Vernetzte Gesundheit“ feiert im Ja-
nuar sein zehnjähriges Bestehen unter 
dem Leitmotiv Diversity – das Schles-

wig-Holsteinische Ärzteblatt ist erneut 
Medienpartner. Das Motto des 2019er 
Kongresses lautet „Vernetzte Gesund-
heit ... für alle“. Am 16. und 17. Januar soll 
der Blick auf besonders gefährdete Pati-
entengruppen wie etwa sozial benachtei-
ligte Menschen, Chroniker, Hochbetagte, 
psychisch Kranke, Migranten, Homose-
xuelle und Menschen ohne Krankenver-
sicherung gerichtet und die Frage gestellt 
werden, ob unser Gesundheitssystem 
den Bedürfnissen und Erwartungen der 
vielen unterschiedlichen gesellschaftli-
chen Gruppen gerecht wird. 

Gesundheitsminister Dr. Heiner 
Garg wird auf dem Podium „Paten“ zu 
jeder Gruppe begrüßen und mit ihnen 
diskutieren. Schon vor der Eröffnung 
wird sich ein Pre-Workshop ab 16:15 Uhr 
mit den Perspektiven für ein Vergü-
tungssystem zur sektorenübergreifen-
den Patientenversorgung beschäftigen. 
Dr. Franz Bartmann wird hierzu mit Dr. 
Herbert Rebscher, Prof. Wolfgang Hoff-
mann und Markus Knöfler diskutieren.  
Weitere angekündigte Kongressthemen 
sind:
▶ Patientenpfade und Patientenbeteili-

gung im Krankenhaus: Digitale Tools 
als Voraussetzung für Patientenem-
powerment

▶ Kommunale Verantwortung: Gesund-
heit für alle

▶ Gendermedizin: Orchideendisziplin 
oder überfälliger Versorgungsauftrag?

▶ Volkskrankheit Adipositas – struk-
turierte Behandlungsangebote in der 
Stadt und auf dem Land

▶ Versorgung 4.0.: Neue Gesundheits-
angebote für Menschen mit Handicap

▶ Telematikinfrastruktur, elektronische 
Patientenakte, Arzneimitteltherapie-
sicherheit – Sicherheit für alle.

Zu den Referenten zählen im neuen Jahr 
u. a. zahlreiche in Schleswig-Holstein tä-
tige Ärzte, z. B. der Projektleiter der Pra-
xis ohne Grenzen, Dr. Uwe Denker, der 
Leiter der Adipositaschirurgie am UKSH 
in Kiel, Dr. Markus Ahrens, der Lei-
ter der Hepatologie am UKSH, Dr. Rai-
ner Günther, der Ärztliche Direktor des 
FEK in Neumünster, PD Dr. Ivo Heer, 
der Bereichsleiter der klinischen Ernäh-
rungs- und Stoffwechselmedizin an der 
Klinik für Innere Medizin I am UKSH 
in Kiel, Prof. Matthias Laudes, die Chef-
ärztin der Geriatrie am WKK, Dr. Meike 
Reh, und der Chefarzt der Itzehoer Kin-
der- und Jugendmedizin, Dr. Georg Hil-
lebrand.

Die Ärztekammer Schleswig-Hol-
stein wird der ärztlicher Geschäftsführer 
Dr. Carsten Leffmann auf einem Podium 
vertreten. Neben Medizinern sind er-
neut viele Vertreter von Krankenkassen 
und Industrie, aber auch viele Leitungs-
positionen aus Krankenhäusern in Kiel 
dabei. Interessierte Ärzte können sich 
über die Website des Kongresses (www.
vernetzte-gesundheit.de) für die Veran-
staltung anmelden. Für sie gelten genau-
so wie für medizinisches Fachpersonal 
oder Vertreter von Forschung und Lehre 
Sonderkonditionen. Erstmals ist die Ber-
liner Agentur WOK mit der Komplett-
ausrichtung des Kongresses beauftragt 
worden, der nach Angaben der Organi-
satoren „Norddeutschlands größte Netz-
werkplattform im Gesundheitswesen“ 
ist. (PM/RED)

10 Jahre Kongress Vernetzte Gesund-
heit in Kiel: Diversity als Leitmotiv

Bi
ld

: K
o

m
pe

te
nz

ze
nt

ru
m

 D
em

en
z

P
assen Humor und Demenz zusammen? Ja, meint die 
Alzheimer Gesellschaft Schleswig-Holstein und zeigt 
dies mit 25 Zeichnungen des Cartoonisten Peter Gay-
mann in einer Wanderausstellung innerhalb Schles-

wig-Holsteins unter dem Titel „Demensch – Alltagssitu-
ationen mit Demenz“. Auftakt ist im Kieler Schwedenkai, 
wo die Zeichnungen noch bis 3. Januar zu sehen sind. Die 
Organisatoren von der Alzheimer Gesellschaft sind über-
zeugt, dass Humor für die direkte Begegnung mit Betroffe-
nen, aber auch bei der Bewältigung der Krankheitserfah-
rung und für das Verständnis für Menschen mit Demenz 
hilfreich sein kann. (PM/RED)

Ausstellung zu 
Humor + Demenz
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D
ie letzte Kammerversammlung im 
Jahr einer Wahl – das bedeutet für 
die Delegierten der Kammerver-
sammlung, dass ihnen viele Re-
gularien zugemutet werden: Neue 
Ausschüsse müssen gewählt, Sat-
zungen verabschiedet, Haushalts-

pläne genehmigt werden. Ausgerechnet 
vor dieser Sitzung am 28. November hat-
te ein Delegierter die Erwartungen ganz 
hoch geschraubt: „Das wird eine Ham-
mersitzung“, hatte er im Vorwege an den 
neu gewählten Präsidenten Dr. Henrik 
Herrmann geschrieben mit dem Zusatz: 

„Hoffentlich wird überall Gas gegeben.“
Wo die Kammerversammlung Gas 

geben konnte, zeigte sich beim Thema 
Gebührenordnung: Ab 2019 ist die erste 
Facharztprüfung bei der Ärztekammer 
Schleswig-Holstein gebührenfrei. Dieser 
Beschluss der neuen Kammerversamm-
lung entlastet nicht nur die jungen Ärzte, 
sondern könnte auch einen positiven Ef-
fekt auf die Beziehung zur Körperschaft 
haben – viele von ihnen empfinden es als 
unglücklich, dass einer der ersten Kon-
takte mit der Kammer von einer Geld-
forderung begleitet war. Allerdings: Das 
Gesamtvolumen der damit entfallenden Fo
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Einnahmen bewegt sich im hohen fünf-
stelligen Bereich. 

Wie aber kann die Kammerver-
sammlung Gas geben bei Themen wie 
Geschäftsordnungen und Jahresab-
schlüssen? Die Delegierten nahmen 
sich die Zeit, die die Themen benötig-
ten. Das galt insbesondere für die Wah-
len. Die Ausschüsse für die Kernberei-
che der Ärztekammer mussten besetzt 
werden: Weiterbildung, Fortbildung, Be-
rufsordnung, Qualitätsmanagement so-
wie Finanzen. Spätestens hier zeigte sich, 
dass die Erwartungshaltung berech-
tigt war. Für alle Ausschüsse gab es gro-
ßes Interesse an einer Mitarbeit. Bewer-
bungen kamen aus den Reihen der Dele-
gierten genauso wie von Ärzten, die als 
Kammermitglieder Gäste der Versamm-
lung waren und sich für eine aktive Be-
teiligung in den Gremien interessierten. 
Erfahrene und junge Ärzte gingen ins 
Rennen, quer durch die Regionen und 
Fachrichtungen. Das früher in Vorstel-
lungsrunden vorherrschende „ich wurde 
gebeten“ wurde ersetzt durch „ich will“ 

– wer Interesse hatte, kandidierte ohne 
den Umweg, sich zierend „bereit zu er-
klären“. Zu dieser neuen Atmosphäre 

9
Mitglieder umfasst 
der Fortbildungsaus­
schuss: Dr. Gisa An­
dresen (Vors.),  
PD Dr. Tilman von 
Spiegel, Dr. Susanne  
Becker, Dr. Thomas 
Giehrl, Dr. Sabine 
Reinhold, Dr. Christi­
an Hirschner,  
Prof. Birgit Kahle,  
Dr. Frank Niebuhr, 
Stephanie Liedtke. 

5
Mitglieder sind im 
Ausschuss für Berufs­
ordnung: Dr. Svante 
Gehring (Vors.),  
Dr. Hauke Nielsen, 
Dr. Sebastian Irmer, 
Dr. Norbert Jaeger, 
Gisela Schumann.

K A M M E R V E R S A M M L U N G

Die neue Lust an der 
Selbstverwaltung
Die letzte Kammerversammlung des Jahres zwischen Auf- und Umbruch: Junge Ärzte 
drängen in die Ausschüsse. Erste Gedankenspiele für eine neue Wahlordnung. 

Arbeitet künftig im Fortbildungsausschuss mit: 
Dr. Christian Hirschner. Der Gefäßchirurg aus 
dem FEK ist neu in der Kammerversammlung. 
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trugen junge Ärzte, die längst nicht alle 
der Kammerversammlung angehören, 
entscheidend bei. Besonders deutlich 
zeigte sich dies beim Weiterbildungs-
ausschuss: 18 Bewerber gab es für die elf 
Plätze neben der Vorsitzenden – darun-
ter eine ganze Reihe junger Ärzte, die 
sich selbst noch in Weiterbildung be-
finden. Die Kammerversammlung hat-
te den Ausschuss zunächst um drei Plät-
ze erweitert, um den Arbeitsaufwand 
auf mehr Schultern verteilen und um 
sich fachlich breiter aufstellen zu kön-
nen. Schon bei der Wahl um den Vor-
sitz zeigte sich, wie wichtig Schleswig-
Holsteins Ärzten diese Arbeit ist. Vor-
standsmitglied PD Dr. Doreen Richardt 
aus dem UKSH in Lübeck kandidier-
te genauso wie Prof. Nour Eddine El 
Mokhtari aus dem Rendsburger imland 
Krankenhaus. Beide treibt das Interes-
se an einer hochwertigen Weiterbildung 
um, beide erkennen Defizite, die sie 
abstellen möchten. In geheimer Wahl 

setzte sich schließlich Richardt durch, 
Mokhtari wurde in den Ausschuss ge-
wählt. Für die Besetzung der elf Pos-
ten wurden insgesamt vier Wahlgän-
ge benötigt. Eine, die sich dabei durch-
setzen konnte, war Sina Stock aus Lü-
beck. Die Ärztin in Weiterbildung war 
erstmals bei einer Kammerversamm-
lung dabei und als Gast angetan von der 
Atmosphäre. „Das ist angenehm, weil 
hier Chefärzte und Assistenten auf Au-
genhöhe sind. Man spürt hier keine Hi-
erarchien“, sagte sie anschließend dem 
Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt. 
Sie war mit dem Ziel zur Versammlung 
gekommen, für den Weiterbildungsaus-
schuss zu kandidieren. Seit vier Jahren 
befindet sie sich selbst in der Weiter-
bildung, die Prüfung ist aber noch lan-
ge nicht in Sicht, auch, weil die Zahl der 
erforderlichen Eingriffe schwer zu er-
füllen ist. „Da muss sich etwas ändern“, 
hat sie sich für die Mitarbeit im Aus-
schuss vorgenommen.

12 
Mitglieder umfasst 
der erweiterte Wei­
terbildungsausschuss: 
PD Dr. Doreen 
Richardt (Vors.),  
Dr. Thomas Becker,  
Dr. Hanna Stoba,  
Dr. Daniel Lohmann, 
PD Dr. Holger Hin­
richsen, Dr. Stephan 
Apel, Sina Stock,  
Dr. Fritz Garling,  
Dr. Joachim Rümme­
lein, Prof. Nour  
Eddine El Mokhtari,  
Dr. Anna Christina  
Schulz­Du Bois,  
Dr. Christoph Weiß­
Becker.Die Kammerversammlung am 28. November stand im Zeichen der Wahlen. Die Delegierten ab­

solvierten zahlreiche Durchgänge. 

Die erste Kammerversammlung nach ihrer Wahl im September: Vizepräsidentin Dr. Gisa Andre­
sen und Kammerpräsident Dr. Henrik Herrmann neben dem ärztlichen Geschäftsführer  
Dr. Carsten Leffmann und dem kaufmännischen Geschäftsführer Karsten Brandstetter. 

Junge Ärzte für den Weiterbildungsausschuss: 
Oben im Bild Sina Stock. Die Weiterbildungs­
assistentin arbeitet in der Herzchirurgie in Bad 
Segeberg. Darunter der 34­jährige Dr. Fritz 
Garling, der an den Sana Kliniken Lübeck ar­
beitet und im kommenden Jahr seine Weiter­
bildung abschließen möchte. Fo
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Ebenfalls erfolgreich für den Aus-
schuss kandidierte Dr. Fritz Garling. Der 
34-jährige Weiterbildungsassistent aus 
den Schön Kliniken in Neustadt war 
bei einem von der Kammer im Vorwe-
ge initiierten Treffen junger Ärzte moti-
viert worden, die Kammerversammlung 
zu verfolgen. „Das gefällt mir gut“, sag-
te er zur Atmosphäre in der Akademie 
der Ärztekammer. Aber: Das große In-
teresse an den Gremien erforderte Zeit, 
die Wahlgänge empfand er teils als „zäh“. 

Garling regte an, künftig elektronisch zu 
wählen, das würde die Auszählung deut-
lich verkürzen. Der junge Arzt hofft, im 
kommenden Jahr seine Facharztprü-
fung abzulegen. Im Ausschuss will er sei-
ne eigenen Erfahrungen einbringen und 
anregen, dass in den Krankenhäusern 
Funktionsstellen für Weiterbildungs-
assistenten in den Krankenhäusern ge-
schaffen werden. 

Das Thema Weiterbildung beschäf-
tigte die Kammerversammlung an die-
sem Tag auch schon, bevor gewählt wur-
de. Ein Grund sind die zum Teil erheb-
lichen Verzögerungen beim Übergang 
von der Weiterbildungszeit bis zur Auf-
nahme der ärztlichen Tätigkeit in der 
Versorgung. Dr. Thomas Maurer aus 
Leck hatte in einem Antrag auf diese Si-
tuation in der Allgemeinmedizin auf-
merksam gemacht: „Selbst zeitweise Ar-
beitslosigkeit ist keine Ausnahme. Das 
ist zum wirtschaftlichen Schaden der Be-
troffenen, wie auch zum Schaden der 
Versorgungssicherheit“, heißt es in sei-

nem schriftlich formulierten Antrag, in 
dem er fordert: „Im Niedergelassenen-
bereich mit seinen rechtlich eng gefass-
ten Zulassungsverfahren ist ein lücken-
loser Übergang von der Weiterbildung 
in die eigenverantwortliche niedergelas-
sene Tätigkeit unbedingt anzustreben.“ 
Maurer will deshalb erreichen, dass die 
Unterlagen zur Beantragung der Fach-
arztprüfung schon vor Ablauf der Wei-
terbildungszeit eingereicht und die Prü-
fung noch am Ende der Weiterbildungs-
zeit abgelegt werden kann. Das Problem 
ist in der Kammerspitze angekommen. 

„Wir müssen das lösen“, steht für Kam-
merpräsident Dr. Henrik Herrmann fest. 
Bislang können sich Assistenten sechs 
Wochen vor Ende ihrer Weiterbildung 
bei der Ärztekammer melden. Bei jähr-
lich 600 bis 800 Prüfungen ist es aller-
dings schwer, für jeden Prüfling eine ta-
gesgenaue Steuerung hinzubekommen. 
Der ärztliche Geschäftsführer Dr. Cars-
ten Leffmann berichtete, dass Ärztekam-
mer und Kassenärztliche Vereinigung, 
an die das Problem ebenfalls schon her-
angetragen wurde, zu diesem Thema be-
reits in Gesprächen sind: „Wir arbeiten 
daran.“

Auch im Bericht des Präsidenten be-
kam die Weiterbildung schon breiten 
Raum. Herrmann bezeichnete die kürz-
lich erfolgte Verabschiedung der Mus-
terweiterbildungsordnung als ein „fast 
historisches Ereignis“ und die Umset-
zung in den Landesärztekammern als 

„Herkulesaufgabe“. Herrmann kündig-
te an: „Wir wollen und werden diese Auf-
gabe 2019 lösen und die kompetenzba-
sierte Weiterbildungsordnung umsetzen. 
In allen drei Kammerversammlungen 
nächstes Jahr wird dies Thema sein.“

Großes Interesse an einer Mitar-
beit bestand auch bei den weiteren Gre-
mien. Im Fortbildungsausschuss – zur 
Vorsitzenden wählte die Kammerver-
sammlung erneut Vizepräsidentin Dr. 

5 
Mitglieder hat der 
Ausschuss für Qua­
litätsmanagement: 
Dr. Thomas Schang 
(Vors.), Petra Struve, 
Dr. Kevin Schulte, 
Marcus Jünemann, 
Stefan Jatzkowski.

6
Mitglieder arbei­
ten im Finanzaus­
schuss: Dr. Waltraud 
Anemüller (Vors.), 
Dr. Hans Irmer, Dr. 
Heike Lehmann, Dr. 
Gert Sötje, Dr. Anke 
Haackert­Scheide­
rer, Dr. Volker Klotz­
Regener, Dr. Jonas 
Baastrup. 

Konzentriertes Arbeiten am und vor dem Vorstandstisch prägte die Kammerversammlung am 28. November in der Akademie der Ärztekammer. 

Dr. Norbert Jaeger plädierte für eine Diskussion im April 2019 über die Wahlordnung.
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Gisa Andresen – wird künftig u. a. der 
37-jährige leitende Oberarzt Dr. Christi-
an Hirschner aus dem Friedrich-Ebert-
Krankenhaus in Neumünster mitarbei-
ten. Er ist neues Mitglied der Kammer-
versammlung und interessiert sich schon 
seit Jahren für die ärztliche Berufspolitik. 
Den Start fand er allerdings nicht opti-
mal: „Als Neuling ist es schwer zu durch-
schauen, wie man überhaupt in die Kam-
merversammlung kommt. Und ich hätte 
mir mehr Mut zu jungen Nachwuchsme-
dizinern bei der Besetzung der Ausschüs-
se gewünscht“, gibt er zu bedenken. Nun 
will er die Chance zur Mitarbeit nutzen 
und sich im Ausschuss insbesondere um 
mehr Fortbildungen für angestellte kli-
nisch tätige Ärzte einsetzen.

Für fast alle Ausschüsse und zu be-
setzenden Gremien standen am 28. No-
vember mehr Bewerber als Posten zur 
Verfügung – eine Tatsache, die die De-
legierte Katja Reisenbüchler aus Mel-
dorf am Ende der Versammlung beson-
ders hervorhob. Der Präsident sprach 
von einer „guten Mischung“, insbesonde-
re zwischen jungen und erfahrenen Ärz-
ten. Nicht jeder junge Arzt schaffte es in 
die Gremien, auch nicht im wiederhol-
ten Anlauf. Das gleiche galt aber auch für 
einige erfahrene Ärzte. Durchgängig zu 
beobachten war, dass sich die Bewerber 
nach unterlegener Kandidatur nicht zu-
rückzogen, sondern in anderen Gremien 
neue Anläufe nahmen. 

Herrmann selbst blickte in seinem 
Bericht auf die ersten ereignisreichen 
Wochen seit seiner Wahl im Septem-
ber zurück. Die Arbeit im neuen Vor-
stand sei: „konstruktiv und zielführend.“ 
Das ist auch notwendig, denn die Ein-
griffe des Gesetzgebers erfordern von 
der Selbstverwaltung viel Engagement. 
Als Beispiele für solche Eingriffe nannte 
Herrmann die Personaluntergrenzen im 
stationären und das Terminservice- und 
Versorgungsgesetz (TSVG) im ambulan-

ten Bereich. Einen Paradigmenwechsel 
sieht er in der Herausnahme der Perso-
nalkosten im stationären Bereich aus den 
DRG‘s: „Wir als ärztliche Selbstverwal-
tung werden alles daran setzen, dass auch 
die weiteren Personalkosten der Ärztin-
nen und Ärzte, aber auch die des thera-
peutischen Personals herausgenommen 
werden, um Fehlanreize auszuschließen“, 
sagte Herrmann. Ein weiterer Punkt aus 
der aktuellen Gesundheitspolitik ist die 
zunehmende Präsenz von Kapitalinves-
toren im Gesundheitswesen und deren 
nicht absehbare Folgen für die Versor-
gung: „Diese Problematik kommt nun 
langsam, aber sicher in der Politik an. 
Was wir brauchen, ist eine starke ärztli-
che Selbstverwaltung, die klar Position 
bezieht und Lösungsvorschläge anbietet“, 
sagte Herrmann. 

Ein Thema, das die Kammerver-
sammlung im nächsten Jahr beschäfti-
gen wird, ist die Wahlordnung. Hermann 
berichtete, dass der Vorstand in seiner 
Klausur Änderungsbedarf erkannt hat. 
Was an der Wahlordnung geändert wer-
den sollte, wollen die Delegierten 2019 
klären. Einen ersten Vorgeschmack gab 
es schon Ende November. So steht etwa 
zur Diskussion, ob die Kammerver-
sammlung weiterhin aus 70 Delegierten 
bestehen soll. 

Auch die Fragen, ob es eine elektro-
nische Wahl geben kann, ob mehr Infor-
mationen auf den Wahllisten zugelassen 
werden, ob Änderungen bei den Unter-
stützerlisten gewünscht sind und ob das 
Präsidentenamt eventuell auf zwei Wahl-
perioden begrenzt werden sollte, könn-
ten diskutiert werden. Die ersten Reakti-
onen etwa zur künftigen Größe der Kam-
merversammlung zeigten, wie wichtig 
diese Diskussion ist. Dr. Matthias Seu-
sing aus Kiel etwa warnte vor einer Ver-
kleinerung, weil die Kammerversamm-
lung seiner Ansicht nach die Ärzteschaft 
im Land widerspiegeln sollte – was bei ei-

Wurde in den Ausschuss für Qualitätsmanagement gewählt: Dr. Kevin 
Schulte aus Kiel. 

Dr. Jonas Baastrup kümmert sich künftig um 
die Finanzen. 

Bewarb sich erfolgreich um einen Sitz im Verwaltungsrat der Versorgungseinrichtung: Thomas 
Montag aus Eutin ist stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses. 

6 
Mitglieder umfasst 
der Verwaltungsrat 
der Versorgungsein­
richtung: Bertram 
Bartel (Vors.), Tho­
mas Montag (Stellv.), 
Dr. Frank Schubert, 
Dr. Anna Christina 
Schulz­Du Bois, Dr. 
Joachim Georgi, Dr. 
Jan Andresen. 

7
Mitglieder umfasst 
der Aufsichtsrat der 
Versorgungseinrich­
tung: Dr. Dr. jur. Mi­
chael Steen, Petra 
Struve, Karen Hart­
wig, Dr. Hans Irmer, 
Dr. Gisa Andresen, 
Dr. Gert Sötje, Mark 
Weinhonig.

ner verkleinerten Versammlung schwer 
zu erreichen wäre. Für Dr. Norbert Jae-
ger aus Kiel zeigte die schon beginnende 
inhaltliche Diskussion, dass das Thema 
angegangen werden muss: „Wir müssen 
auf jeden Fall darüber diskutieren.“ Das 
sah auch eine große Mehrheit der Kam-
merversammlungsmitglieder so. Im Ap-
ril soll zu diesem Thema diskutiert wer-
den – für Herrmann „ein Auftrag, den 
wir gerne annehmen.“
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K L I N I K P E R S O N A L

Unter- gleich 
Obergrenze?
Die Untergrenzen für Pflegepersonal 
sorgen für Diskussion auch im Norden.
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A
b dem neuen Jahr gelten in vier 
„pflegesensitiven“ Bereichen in 
deutschen Krankenhäusern Per-
sonaluntergrenzen. Vorgegeben 
wurden die Werte vom Bundesge-
sundheitsministerium per Ersatz-
vornahme, nachdem sich die Part-

ner auf Selbstverwaltungsebene in dieser 
Frage nicht einigen konnten.

Bundesgesundheitsminister Jens 
Spahn (CDU) begründete die Ersatzvor-
nahme mit dem Personalmangel in den 
Kliniken und dem „Versagen der Selbst-
verwaltung“. Ziel sei es, die Patienten 
und die Pflegekräfte mit der Personal-
untergrenze zu schützen. Kliniken, die 
zu wenige Pflegekräfte für die behandel-
ten Patienten haben, müssen mit Sank-
tionen wie etwa Vergütungsabschlägen 
rechnen. Spahn wurde in Medien auch 
mit der Aussage zitiert, dass die Unter-
grenzen im Extremfall auch zur Schlie-
ßung von Stationen führen können. Kli-
niken, die die Untergrenzen nicht ein-
halten können, müssten entweder neues 
Personal einstellen oder weniger Patien-
ten behandeln. „Wenn das bedeutet, dass 
manche Krankenhausabteilungen schlie-
ßen müssen, dann ist das so“, erklärte er. 
Dies sei im Interesse der Patienten und 
der Pflegekräfte.

Seit Bekanntgabe der Werte wird im 
deutschen Gesundheitswesen diskutiert, 
ob die Untergrenzen nun helfen oder 
eher kontraproduktiv wirken. Manche 
halten die Personaluntergrenze von heu-
te für die Obergrenze von morgen, ande-
re erhoffen sich davon eine Magnetwir-
kung auf Pflegekräfte, weil diese endlich 
mit einer verlässlichen Zahl an Kollegen 
zusammenarbeiten können.

Für Schleswig-Holsteins Ärztekam-
merpräsidenten Dr. Henrik Herrmann 
sind die Personaluntergrenzen ein Bei-
spiel für den zunehmend zu beobachten-
den Trend, dass der Gesetzgeber in die 
Selbstverwaltung eingreift und Normen 
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vorgibt, mit denen die Selbstverwaltung 
dann zurechtkommen muss.

Thema waren die Untergrenzen auch 
auf dem jüngsten Gesundheitspflege-
kongress in Hamburg. „Ich sehe die Ge-
fahr, dass Einrichtungen ihre Personal-
stärke auf die Untergrenze herunterfah-
ren“, sagte ein Teilnehmer in Hamburg, 
dessen Befürchtung dort von vielen Be-
suchern geteilt wurde. Denn die ab Ja-
nuar für die „pflegesensitiven“ Berei-
che Intensivmedizin, Kardiologie, Geri-
atrie und Unfallchirurgie geltenden Un-
tergrenzen für Tag- und Nachtschichten 
wurden vom Bundesgesundheitsminis-
terium so gesetzt, dass drei Viertel der 
Einrichtungen diese bislang überschrei-
ten. Eine Vorgabe mit Risiken also – den 
Verzicht auf die Untergrenzen forderte  
in Hamburg dennoch niemand. Trotz 
sich abzeichnender Probleme in der Um-
setzung waren sich Pflegedirektor Pe-
ter Bechtel aus dem Universitäts-Herz-
zentrum Freiburg-Bad Krotzingen, Ma-
ren Puttfarcken, Leiterin der Landesver-
tretung der Techniker Krankenkasse in 
Hamburg, und Burkhardt Zieger, Ge-
schäftsführer des Deutschen Berufsver-
bandes für Pflegeberufe (DBfK) Nord-
west, einig, dass die Untergrenze ein 
richtiger Schritt ist.

Unterstrichen wurde dies durch Er-
fahrungen aus anderen Ländern. San-
dra Mehmecke, Präsidentin der Pflege-
kammer in Niedersachsen, verwies auf 
das Beispiel Kalifornien: Dort herrsch-
ten bei Einführung der Untergrenzen 
vergleichbare Befürchtungen wie heute 
in Deutschland. Tatsächlich wirkten die 
Untergrenzen dann aber wie ein Mag-
net auf die Pflegekräfte, weil diese mit ei-
ner verlässlichen Zahl an Kollegen mehr 
Arbeitszufriedenheit erwarteten. Laut 
Mehmecke ist die Attraktivität des Beru-
fes damit in Kalifornien gestiegen. Zwi-
schenzeitlich hätten Arbeitgeber zwar 
im Gegenzug Hilfskräfte entlassen und 
versucht, Fachkräften auch Aufgaben au-
ßerhalb ihrer Kernkompetenzen aufzu-
bürden – diese Entwicklung sei jedoch 
gestoppt worden, berichtete Mehmecke. 
Damit reagierte sie auf eine Befürchtung 
von Schleswig-Holsteins Präsidentin der 
Pflegeberufekammer, Patricia Drube, die 
diese Gefahr für ihre Kollegen ansprach.

 Ungelöst bleibt die Frage, wo die 
für eine solche Sogwirkung erforderli-
chen Pflegefachkräfte herkommen sol-
len. Deshalb müssen nach Ansicht von 
Experten wie Bechtel den Untergrenzen 
nun weitere Schritte folgen. Er hält es 
für wichtig, dass die Wertschöpfung, die 
durch Pflege entsteht, deutlicher wird. 
„Pflege ist kein Kosten-, sondern ein Er-
folgsfaktor. Das muss stärker ins Be-
wusstsein gerückt werden“, sagte Bech-
tel. Puttfarcken forderte, dass die Ausga-
ben für die Pflege transparenter werden: 
„Das Geld, das wir für die Pflege ausge-
ben, muss auch in der Pflege ankommen: 

am Bett und bei den Pflegenden.“ Wie 
die Mittel etwa für das Pflegesonderpro-
gramm tatsächlich ausgegeben werden, 
sei derzeit nicht klar belegt.

Mit der Forderung nach Transpa-
renz lag Puttfarcken auf der Linie des 
DBfK. Dessen Referent Stefan Schwark 
kritisierte die fehlende Zweckbindung 
von Mitteln, die nach seiner Beobach-
tung manchmal eher für eine „Hotel-
lobby“ in Krankenhäusern statt für die 
Pflege ausgegeben werden. Ohne die 
Zweckbindung von Mitteln, befürchtet 
Schwark, bleibe die Pflege „ein Spielball 
des Systems“.

Auch Bechtel äußerte Kritik. Er ver-
misst in erster Linie eine klare Orientie-
rung durch den Gesetzgeber und Zeit, 
sich auf stets neue Vorgaben einstellen 
zu können. „Spahn treibt jede Woche ein 
anderes Tier durchs Dorf “, sagte Bech-
tel zur Schnelllebigkeit im Gesundheits-
wesen. Er sprach sich in Hamburg ge-
gen weitere Vorgaben durch den Gesetz-
geber aus und appellierte an die Betei-
ligten, selbst zu Lösungen zu kommen: 
„Das Korsett wird mir sonst zu eng.“

Die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft hatte das Scheitern der Verhand-
lungen auf Bundesebene zuvor so be-
gründet: „Ein maßgeblicher Grund für 
das Scheitern der Verhandlungen zu den 
Pflegepersonaluntergrenzen mit dem 

GKV-Spitzenverband waren die viel zu 
hohen Normsetzungen in der Intensiv-
medizin (2:1). Die nunmehr in der Ver-
ordnung vorgesehenen Werte von 2,5 
zu 1 unterstreichen die berechtigte Kri-
tik der Krankenhäuser am vormaligen 
Verhandlungsstand. Unzureichend sind 
weiterhin die Regelungen zu den Aus-
nahmefällen. Nur bei Epidemien und 
großen Katastrophen kann ein Kranken-
haus eine Ausnahme geltend machen. 
Doch schon größere Unfälle können 
dazu führen, dass Kliniken Patienten ab-
weisen müssten, um die Untergrenzen 

einzuhalten. In Zeiten anerkannter Per-
sonalknappheit in der Pflege brauchen 
die Krankenhäuser größere Flexibilität.“

Auch die Deutsche Interdisziplinäre  
Vereinigung für Intensiv- und Notfall-
medizin (DIVI) hatte im Vorweg Stel-
lung bezogen. Sie begrüßte zwar die Ab-
sicht der Bundesregierung, die Pflegesi-
tuation in den Krankenhäusern zu ver-
bessern, mit der Umsetzung zeigte sie 
sich aber nicht einverstanden. Ihre Kri-
tikpunkte:
▶ Es fehlt an einer soliden Datengrund-

lage, an praxisnahen Definitionen der 
Pflegesensitivität und an Messins tru-
menten, mit denen der Pflegeaufwand 
bzw. die für pflegeaufwendige Patien-
ten notwendige Personalausstattung 
ermitteln werden können.

▶ Der Quartilansatz wird die Situati-
on nicht verbessern, sondern 
eher weiter 
verschlim-
mern.

▶ Das zur 
Erfül-
lung 
der 
Vor-
gaben 
not-
wendige 
Personal 

ist aktuell nicht auf dem Arbeitsmarkt 
verfügbar. Daher bleibt den Kranken-
häusern als Reaktion auf die Unter-
schreitung der festgelegten Untergren-
zen nur entweder die Schließung von 
Betten oder die Verlagerung von Per-
sonal. Beides kann nicht Ziel der Ver-
ordnung sein.

Als „Wermutstropfen“ der Reform 
bezeichnete die DKG die Verschärfung 
der Sanktionen bei den Untergrenzen 
für Personalbesetzungen in pflegesen-
sitiven Leistungsbereichen. „Dass nun-
mehr über Vergütungsabschläge hinaus Gr
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Info 
Krankenhäuser müs-
sen für die einzel-
nen Monate Durch-
schnittswerte der Per-
sonalbesetzung er-
mitteln und dabei 
zwischen verschie-
denen Stationen und 
Schichten differen-
zieren. Unabhängi-
ge Wirtschaftsprüfer 
oder Buchprüfer müs-
sen die Einhaltung der 
Untergrenzen bestä-
tigen. Krankenhäu-
ser, die sich nicht an 
die Vorgaben halten 
und die Grenzen un-
terschreiten, müssen 
Vergütungsabschläge 
hinnehmen. 

G E B I E T P AT I E N T E N  P R O 
P F L E G E K R A F T :  
TA G S C H I C H T

P AT I E N T E N  P R O 
P F L E G E K R A F T : 
N A C H T S C H I C H T

Intensivmedizin 

Ab 1. Januar 2021 gilt:  

maximal 2,5 Patienten

2 Patienten

3,5 Patienten

3 Patienten
Geriatrie 10 Patienten 20 Patienten

Unfallchirurgie 10 Patienten 20 Patienten

Kardiologie 12 Patienten 24 Patienten

Diese Vorgaben erarbeitete das Bundesgesundheitsministerium zu den vier „pflegesensitiven“ 
Bereichen Intensivmedizin, Geriatrie, Unfallchirurgie und Kardiologie. Auch die Neurologie 
und die Herzchirurgie wurden von der DKG und dem GKV-Spitzenverband als „pflegesensitiv“ 
eingeordnet, die Datengrundlage erlaubte bislang aber keine Festsetzung von Vorgaben. 
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den Krankenhäusern Fallzahlbegren-
zungen auferlegt werden sollen, kann 
dazu führen, dass vorübergehende Per-
sonalengpässe zu medizinischen Versor-
gungsengpässen für die Bevölkerung im 
Einzugsbereich der jeweils betroffenen 
Kliniken führen“, sagte DKG-Präsident 
Dr. Gerald Gaß. Die Krankenhäuser sei-
en grundsätzlich bereit, Personalunter-
grenzen als Instrument für mehr Patien-
tensicherheit anzuerkennen und umzu-
setzen. „Aber auch die Politik weiß, dass 
die notwendigen zusätzlichen Pflege-
kräfte aktuell am Arbeitsmarkt nicht ver-
fügbar sind. Wir müssen den Kliniken 
Zeit geben, den erforderlichen Personal-
aufbau insbesondere durch eigene Aus-
bildungsanstrengungen zu erreichen“, 
sagte Gaß.

Als „Schritt in die richtige Richtung“ 
wertete Schleswig-Holsteins Gesund-
heitsminister Dr. Heiner Garg das Pfle-
gepersonal-Stärkungsgesetz. Er sagte 
aber auch: „Weitere Schritte müssen fol-
gen, insbesondere was die Gewinnung 
von Fachkräften angeht. Denn wir brau-
chen Pflegekräfte, die die Forderung 
nach verbindlichen Personaluntergren-
zen auch ausfüllen können. Ausdrück-
lich begrüße ich die Förderung von Di-
gitalisierung als Beitrag zum Bürokra-
tieabbau und zur Entlastung von Pflege-
kräften.“

Vorsichtig positiv fiel auch die Re-
aktion der Deutschen Alzheimer Gesell-
schaft aus. Man sieht Verbesserungen für 
beruflich Pflegende. Gleichzeitig müss-
ten aber Maßnahmen ergriffen werden, 
um pflegende Angehörige zu entlasten.

Kritik an den Vorgaben gibt es aus 
den Krankenhäusern in Schleswig-Hol-
stein, die Fragen des Schleswig-Holstei-
nischen Ärzteblattes zum Thema beant-
worteten. Ein Überblick zur Situation in 
einzelnen Häusern:

▶ UKSH: Das Universitätsklinikum er-
füllt zwar nach eigenen Angaben 
schon jetzt die neuen Vorgaben, sucht 
aber dennoch für die Standorte in 
Kiel und Lübeck jeweils rund 50 Ge-
sundheits- und Krankenpflegekräfte 
für Bereiche, in denen eine Fachwei-
terbildung absolviert werden kann. 
Das UKSH begrüßt, dass Pflege stär-
ker in den Fokus rückt, gibt aber zu 
bedenken: „Sichergestellt werden 
muss, dass Krankenhäuser, die mehr 
Pflegekräfte als erforderlich für die 
Versorgung bereitstellen, jetzt nicht 
die Pflegeschlüssel absenken. Das 
UKSH wird die Personalschlüssel aus 
diesem Grund nicht absenken.“ Vom 
Gesetzgeber erwartet das UKSH, dass 
Kliniken keine Anreize mehr für Kür-
zungen im Pflegebereich bekommen.

▶ Städtisches Krankenhaus Kiel: Das 
SKK sucht zwar Pflegepersonal, 
nicht aber wegen der neuen Vorga-
ben. Problematisch ist aus Sicht des 
SKK, dass der Einsatz von Hilfskräf-
ten in Schleswig-Holstein derzeit un-
geregelt ist. Zwar hat das Ministerium 
die Anrechnung von Krankenpflege-
hilfskräften festgelegt, doch die Aus-
bildung dieser einjährig ausgebilde-
ten Mitarbeiter wurde in Schleswig-
Holstein schon vor über zehn Jahren 
abgeschafft. Die Kliniken haben des-
halb zum Teil selbst Mitarbeiter wie 
etwa MFA eingesetzt. Diese Mitar-
beiter sollten nach Ansicht des SKK 
als Hilfskräfte anerkannt werden. 
Vom Gesetzgeber vermisst man Rah-
menbedingungen, die Kliniken in die 
Lage versetzen, auskömmliche Perso-
nalbesetzungen zu realisieren.

▶ FEK: Das Friedrich-Ebert-Kranken-
haus (FEK) in Neumünster sucht für 

alle, nicht nur für die pflegesensitiven 
Bereiche Pflegepersonal, hält die Vor-
gaben aber ein. In Neumünster findet 
man es zwar positiv, dass die Arbeits-
bedingungen der Pflege in den Vor-
dergrund gerückt sind, wünscht sich 
aber wie das SKK Nachbesserungen 
beim Einsatz von die Pflege unter-
stützendem Personal. Auch die Defi-
nition der pflegesensitiven Bereiche 
hält man für unzureichend: „Aus un-
serer Sicht sind nahezu alle Bereiche 
in Krankenhäusern pflegesensitiv.“

▶ Helios Klinikum Schleswig: Die Vor-
gaben führen dazu, dass das Klini-
kum in einzelnen Bereichen „nach-
arbeiten“ muss, wie es mitteilte. Zu-
gleich gebe es aber Bereiche, in denen 
man „deutlich besser aufgestellt“ sei 
als gefordert. Man spüre einen „parti-
ellen Pflegefachkräftemangel“, verein-
zelt seien Stellen offen. Abhilfe schaf-
fen sollen gezielte Personalgewin-
nungskampagnen sowie Fort- und 
Weiterbildungsprogramme.

▶ Diako Flensburg: Hier werden die 
Vorgaben des Gesetzgebers einge-
halten und man benötigt nach eige-
nen Angaben auch kein zusätzliches 
Personal. Die Vorgaben des Gesetz-
gebers wären aus Sicht der Diako in 
Ordnung, wenn sich die Einsatzgrö-
ße nicht an Untergrenzen, sondern an 
der Pflegebedürftigkeit der Patienten 
orientieren würde; dies ist im zweiten 
Schritt ab 2020 geplant.

▶ Segeberger Kliniken: In Segeberg su-
chen die Kliniken unabhängig von 
der gesetzlichen Vorgabe nach eige-
nen Angaben verstärkt „Personal in 
allen Bereichen“. Zum Gesetz teilte 
Pressesprecher Robert Quentin mit: 
„Wir glauben nicht, dass diese Vor-

Info 
Die Verordnung ist 
laut BMG bis zum 
31. Dezember 2019 be-
fristet. Ziel ist die Ab-
lösung durch eine Ver-
einbarung des GKV-
Spitzenverbands und 
der DKG mit Wirkung 
zum 1. Januar 2020. 
Bis dahin soll es eine 
verbesserte Datenla-
ge geben. Geplant ist 
u. a. eine Erweiterung 
der Untergrenzen auf 
zusätzliche pflege-
sensitive Bereiche so-
wie eine weitere Diffe-
renzierung nach dem 
Pflegeaufwand. 

„Das Versagen der Selbstverwaltung erfordert 
unser Handeln zum Schutz der Patienten und  
Pflegekräfte.“

Jens Spahn 
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Bislang sind vier pfle-
gesensitive Bereiche 
definiert worden: Die 
Unfallchirurgie, die 
Kardiologie, die In-
tensivmedizin und die 
Geriatrie. Weitere Be-
reiche sollen folgen. 
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meinehilfewirkt.de

Auf der ganzen Welt geben wir Kindern ein 
liebevolles Zuhause, in dem sie zu starken 
Persönlichkeiten heranwachsen können. 
Als solche bringen sie ihre Heimat voran. 
Helfen Sie uns dabei und schaffen Sie einen 
Mehrwert für alle.

MEHRWERT
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gaben das Ziel des Gesetzgebers er-
reichen werden. Viel mehr hat man 
den Eindruck, durch diese Maßnah-
me sollen Überkapazitäten im statio-
nären Sektor abgebaut werden. Denn 
wer diese Vorgaben nicht einhalten 
kann, dem werden die Konsequenzen 
durch die Kostenträger massive  
finanzielle Einbußen bescheren. Es 
kann doch nicht sein, dass bei Krank-
heit von Mitarbeitern jetzt zukünf-
tig Patienten verlegt werden müs-
sen, weil sonst ganze Abteilungen ge-
schlossen werden müssten.“

 Abhilfe könnte nach Ansicht der Se-
geberger Kliniken durch bessere Rah-
menbedingungen für ausländisches 
Personal geschaffen werden. Als Bei-
spiele nennen die Kliniken schnelle-
re Anerkennung, geringeren büro-
kratischen Aufwand, kürzere Verfah-
ren, Hilfe bei der Suche im Ausland 
und mehr Flexibilität bei der Einstel-
lung. Quentin: „Das würde den Klini-
ken wirklich helfen.“

▶ WKK: Im Westküstenklinikum hält 
man nach eigener Einschätzung die 
Vorgaben „bereits jetzt weitgehend 
ein“ und geht davon aus, dass sie mit 
dem bestehenden Personal erfüllen 
wird. Dennoch freut man sich über 

Bewerbungen von Pflegefachkräf-
ten aus allen Bereichen. Eine politi-
sche Bewertung der Vorgabe mochte 
das Haus nicht vornehmen. Es müs-
se grundsätzlich „Aufgabe aller Be-
teiligten im Gesundheitswesen sein, 
den Pflegeberuf in Gänze attrakti-
ver zu machen“, etwa durch verlässli-
che Dienstpläne und eine gute Balan-
ce aus Freizeit und Arbeit.

▶ Klinikum Itzehoe: In Itzehoe benö-
tigt man mehr Personal, dies ist aber 
nicht abhängig von der Verordnung. 
Die gesetzliche Vorgabe sieht Verwal-
tungsdirektor Bernhard Ziegler  
„kritisch und nicht zu Ende gedacht“. 
„Die Personalprobleme werden damit 
nicht gelöst“, sagte Ziegler. Er verwies 
in diesem Zusammenhang auf die 
nur für nächstes Jahr zugesagte Re-
Finanzierung der Personalkosten. Für 
Krankenhäuser bedeute dies ein Kos-
tenrisiko, weil sie die Verträge nicht 
befristen können. Ziegler: „Eine Be-
fristung ginge an der Arbeitsmarkt-
realität vorbei.“ Abhilfe verspricht er 
sich, wenn die Attraktivität der Pfle-
geberufe insgesamt gesteigert wird. 
Hierzu müssten aber die positiven Fa-
cetten des Berufes stärker in der Vor-
dergrund gerückt werden.

▶ Regio 
Klini-
ken 
und 
Sana 
Klinik 
Lü-
beck: 
Auch 
an diesen 
Standorten 
gilt: Es besteht Bedarf 
an zusätzlichen Pflegekräften. Wie 
hoch der ist und für welche Bereiche 
gesucht wird, teilten die Standorte 
des Konzerns nicht mit. Wie in Itze-
hoe hofft man auf ein besseres Image 
des Berufsbildes. Lübeck und die Re-
gio-Standorte gaben als abgestimm-
tes Statement heraus: „Nur wenn sich 
das Ansehen dieses Berufes in der Öf-
fentlichkeit verbessert, werden künf-
tig auch ausreichend Menschen diese 
grundsätzlich so erfüllenden Aufga-
ben wahrnehmen wollen.“ Um Per-
sonaleinsatz planen zu können, hal-
ten die Kliniken flexible Rahmenbe-
dingungen für sinnvoll.

Dirk Schnack

Anzeige

8.000 
neue Pflegevollkräfte 
haben die deutschen 
Krankenhäuser nach 
Angaben des Statis-
tischen Bundesam-
tes in den Jahren 2016 
und 2017 geschaf-
fen. Die Zahl geht be-
reits zehn Jahren nach 
oben, teilte die DKG 
mit. Damit stellten die 
Krankenhäuser be-
reits in dem Maße ein, 
„wie es der Markt her-
gibt“, so die DKG. Die 
Behauptung, Kliniken 
würden aus Gründen 
der Gewinnmaximie-
rung Stellen nicht be-
setzen, sei falsch. 
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D
ie Kritik der Ärzte aus dem nieder-
gelassenen Bereich am Termin-
service- und Versorgungsgesetz 
(TSVG) reißt trotz des in Aussicht 
gestellten zusätzlichen Honorars 
nicht ab. Nachdem die Abgeord-
netenversammlung der Kassen-

ärztlichen Vereinigung Schleswig-Hol-
stein (KVSH) schon im Entwurfsstadi-
um und Ende November (Bericht auf 
Seite 17) erneut auf die Folgen des ge-
planten Gesetzes aufmerksam gemacht 
hatte, folgten in den anschließenden Mo-
naten fast alle KVen in Deutschland mit 
massiver Kritik an den Plänen aus dem 
Bundesgesundheitsministerium. 

Im Nachbarland Mecklenburg-Vor-
pommern erhöhten Ärzte und Berufs-
verbände vergangenen Monat noch ein-
mal den Druck. In Zusammenarbeit mit 
der Vertreterversammlung der KV im 
Nordosten warnten sie in einem offenen 
Brief an Politiker vor den Folgen des Ge-
setzes und forderten Änderungen. Zu-
gleich starteten sie eine Faxaktion, mit 
der Ärzte ihre Forderungen an den Ge-
sundheitsausschuss des Deutschen Bun-
destages richten können.

Die Ärzte fordern u. a. Rahmenbe-
dingungen, die ihnen mehr Zeit für die 
Patienten statt mehr Bürokratie ermögli-
chen, die Einbeziehung ärztlicher Kom-
petenzen in gesundheitspolitische Ent-
scheidungen, eine vernünftige Patien-
tensteuerung, den Erhalt der ärztlichen 
Selbstverwaltung und „lokale Lösungen 
statt zentraler Vorgaben“. Außerdem he-
ben sie auf den zunehmenden Einfluss 
der Ökonomie ab. „Der Arztberuf darf 
keine Ware werden“, heißt es in ihren 
Forderungen. Für Fehlentscheidungen – 
als Beispiel nennen sie die Telematik-In-
frastruktur – seien Ärzte keine „Erfül-
lungsgehilfen“. Insbesondere zum letzt-
genannten Punkt hatte es in den vergan-
genen Monaten in Mecklenburg-Vor-
pommern mehrfach deutliche Kritik von 
ärztlichen Standesvertretern gegeben. So 
hatte etwa Kammerpräsident Dr. And-
reas Crusius auf den zunehmenden Ein-

fluss der Ökonomie auf die ärztliche Ar-
beit im ambulanten und stationären Sek-
tor aufmerksam gemacht und Verände-
rungen gefordert. 

Der Aufruf zur Faxaktion unter der 
Überschrift „Das Maß ist voll“ ist von 
Allgemeinmediziner Torsten Lange, 
Kardiologe Dr. Karsten Bunge und Chi-
rurg Dr. Andreas Kauffold unterschrie-
ben. Lange ist Vorsitzender der Vertre-
terversammlung der KV. Er hat auch alle 
Vorsitzenden der Vertreterversammlun-
gen anderer KVen in Deutschland kon-
taktiert, damit sich die Ärzte anderer Re-
gionen der Aktion anschließen können. 
Die Unterzeichner befürchten, dass die 
Attraktivität des Arztberufes im Takt der 
gesetzgeberischen Maßnahmen sinkt. 
Sie betrachten die Maßnahmen von Ge-
sundheitsminister Jens Spahn (VDU) als 
„einschneidende Verschlechterungen 
des ärztlichen Alltags“. Als Beispiele nen-
nen sie u. a. „staatliche Steuerung“ der 
Sprechzeiten, Zwang zum Ausbau der 
Terminservicestellen, praxisfremde Re-
gelungen zum Datenschutz und Zwang 
zur Errichtung von KV-Praxen. 

Neben der Faxaktion wurde auch ein 
offener Brief an Abgeordnete, Gesund-
heitspolitiker und Medien verfasst. Da-
rin kritisieren insgesamt 22 Berufsver-
bände aus Mecklenburg-Vorpommern 
eine nach ihrer Wahrnehmung undemo-
kratische und dirigistische Vorgehens-
weise von Bundesgesundheitsminister 
Jens Spahn. Sie befürchten, dass dessen 
Politik die Motivation junger Ärzte für 
die Niederlassung hemmt. 

Als positives Gegenbeispiel nennen die 
Berufsverbände die Politik von Spahns 
Vorgängern im Amt. Der von Hermann 
Gröhe (CDU) und seinen liberalen Vor-
gängern eingeschlagene Weg habe zur 
Entbürokratisierung und Regionalisie-
rung beigetragen, heißt es in dem Brief. 
Dies habe damals den KVen ermöglicht, 
auf Besonderheiten in ihren Regionen zu 
reagieren. Als Beispiel ist eine Patienten-
steuerung mit dringlicher Überweisung 
und Förderung unterversorgter Gebie-
te genannt – beides wird in Mecklen-
burg-Vorpommern umgesetzt. „Doch 
dieser Weg wird jetzt durch Herrn Spahn 
verlassen und der Rückwärtsgang ein-
gelegt“, heißt es in dem Brief. Die mit 
Spahns Maßnahmen einhergehen-
de Einschränkung der Freiberuflichkeit 
wird nach Ansicht der Berufsverbände 
„die Effektivität der ärztlichen Versor-
gung deutlich belasten“. Zu den Forde-
rungen im offenen Brief zählen u. a.:
▶ Mehr Zeit für Patienten statt mehr Bü-

rokratie.
▶ Einbeziehung ärztlicher Kompetenzen 

in gesundheitspolitische Entscheidun-
gen.

▶ Ärzteberuf darf keine Ware werden.
▶ Ärzte dürfen keine Erfüllungsgehil-

fen für Fehlentscheidungen der Politik 
sein.

▶ Die ärztliche Selbstverwaltung muss 
erhalten bleiben.

▶ Regionale Besonderheiten benötigen 
lokale Lösungen statt zentraler Vorga-
ben. 

Dirk Schnack 

T S V G  I

„Gesetz belastet Effek-
tivität der Versorgung“ 
Das Terminservice- und Versorgungsgesetz erregt weiter die Gemüter. Nach zahlreichen Resolu-
tionen aus den KVen startete Mecklenburg-Vorpommern vergangenen Monat eine Faxaktion. 

Info 
Der offene Brief aus 
Mecklenburg-Vor-
pommern wurde an 
die Mitglieder des Ge-
sundheitsausschusses 
des Deutschen Bun-
destages, an die Frak-
tionsvorsitzenden 
im Bundestag, an die 
Bundestagsabgeord-
neten aus Mecklen-
burg-Vorpommern, 
an die Gesundheits-
minister in Mecklen-
burg-Vorpommern 
und Schleswig-Hol-
stein sowie an Nach-
richtendienste und 
Tageszeitungen ver-
schickt. Auch in an-
deren Bundesländern 
zeigten Ärzte ihren 
Unmut. Fast 250 nie-
dersächsische Fach-
ärzte, Hausärzte und 
psychologische 
Psychotherapeuten 
beschäftigten sich in 
Hannover kritisch mit 
dem Gesetz. In ihrer 
Abschlusserklärung 
warnten sie vor den 
absehbaren Schäden 
für die Behandlung 
der Patienten und for-
dern die Bundestags-
abgeordneten auf, den 
Gesetzentwurf zu-
rückzuweisen. 

„Wir brauchen mehr Zeit für unsere Patienten statt 
mehr Bürokratie in Form von unnötigen Kontroll-
formularen und Berichtspflichten. “  
 

Offener Brief von 22 Berufsverbänden
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W
ir haben es kapiert.“ Mit diesen 
Worten eröffnete die KV-Vor-
sitzende Dr. Monika Schliff-
ke die letzte Abgeordnetenver-
sammlung des Jahres. Gemeint 
ist die Motivation der Politiker, 
das Terminservice- und Ver-

sorgungsgesetz (TSVG) in dieser Form 
in Kraft treten zu lassen und weder die 
Kritik der KBV noch der Kassenärztli-
chen Vereinigungen zu hören oder be-
rücksichtigen zu wollen. Es gehe hier 
ausschließlich um die wortgetreue Um-
setzung des Koalitionsvertrages, „damit 
zumindest Gesundheitspolitik nicht ei-
ner der dünnen Fäden ist, die die Regie-
rung zerreißen“ so Schliffke. Die Beteili-
gung der KBV bei dem Gesetzgebungs-
verfahren werde seitens der Regierung 
stets betont, dabei jedoch vergessen, dass 
die eingebrachte Kritik und Änderungs-
eingabe keine Beachtung findet. Daher 
wehre sich die KBV auch vehement ge-
gen das „ständige Mit-in-Haft-Genom-
men-Werden.“ 

Schliffke unterscheidet die Inhal-
te des Gesetzes in einen 20prozentigen 
Abteil „Was wir gut finden“ und „Wo-
rüber wir uns nicht aufregen“ und ei-
nen 80prozentigen Anteil „Zumutung“. 
In den 20 Prozent enthalten sind u.a. 
die 24/7 Option für die Leitstelle und 
die Patientensteuerung nach medizini-
scher Notwendigkeit. Auch die Etablie-
rung eines bundesweiten Ersteinschät-
zungsverfahrens befürwortet die KVSH. 
Dass sie jedoch dazu aufgefordert wer-
den soll, Mindestsprechstunden und of-
fene Sprechstunden zu kontrollieren und 
sogar nach extern zu berichten - „ein 
solcher Umgang ist einem freien Beruf 
nicht angemessen“. 

Die Vorgabe, fünf offene Sprech-
stunden anbieten zu müssen, verlänge-
re die Wartezeit eher als sie zu verkür-
zen. Denn die zum Teil gerätetechnisch 
getakteten Sprechzeiten folgen einem 
Rhythmus, der in einer offenen Sprech-
stunde zu kippen droht. So werde ein 
einzelner Patient womöglich zwischen-
geschoben, ein anderer muss allerdings 
so lange warten, bis der Rhythmus unter-

patienten zu schieben? Um die Stim-
mung der Ärzte im Land aufgreifen und 
vertreten zu können, führte die KVSH 
online ein Voting über einen offenen 
Brief an Bundesgesundheitsminister Jens 
Spahn und die Bundestagsabgeordneten 
durch. Die Umfrage lief bis 13. Dezem-
ber, das Ergebnis lag zum Redaktions-
schluss noch nicht vor. „Erst wenn wir 
wissen, dass die Kolleginnen und Kolle-
gen im Land ebenfalls unsere Meinung 
vertreten, können wir gestärkt gegen das 
Gesetz vorgehen“, so Schliffke.

Vorstand Dr. rer.nat. Ralph Ennen-
bach beunruhigt die fehlende Einsicht 
einzelner politischer Akteure. Fehlein-
schätzungen von Politikern seien nicht 
tragbar; über Berufsverbände, Kreis-
ausschüsse und weitere Gremien müs-
se Aufklärungs- und Informationsarbeit 
im Land geleistet werden. Der Abgeord-
nete Dr. Bernhard Bambas betonte: „Die 
Vielzahl der Bundestagsabgeordneten 
verlassen sich bei einer Abstimmung auf 
die Kollegen aus dem Bereich Medizin. 
Genau an diesem Punkt muss angesetzt 
werden: Auch diese Bundestagsabgeord-
nete müssen wir umfassend aufklären, 
damit die Abstimmung nicht auf Zuruf 
erfolgt“.                                     Astrid Schock

T S V G  I I

„80 Prozent 
Zumutung“
Abgeordnetenversammlung der KVSH. Erneut 
starke Kritik am TSVG. Ziel: mehr Aufklärung. 

25 h/5 
Mindestsprechstun-
denzeit/offene Sprech-
stunden. Diese Zah-
len fordert das TSVG 
von den grundversor-
genden Fachärzten 
pro Woche. Die Kas-
senärztliche Vereini-
gung soll die Einhal-
tung der Sprechzeiten 
überwachen und an 
den Zulassungsaus-
schuss, Landesaus-
schuss und die Auf-
sicht berichten.

brochen werden kann. „Wartezeiten wer-
den nicht kürzer, sondern länger. Versor-
gung nicht besser, sondern zwangsweise 
unorganisierter“, so Schliffke.

Auch die finanziellen Zugeständ-
nisse der Politik im TSVG sind nur teil-
weise zufriedenstellend. So ist es zwar 
aus finanzieller Sicht für einen Facharzt 
sinnvoll mehr Akutfälle in einer offenen 
Sprechstunde oder von der TSS zu neh-
men. Aber ist es auch medizinisch ver-
tretbar, dafür Chroniker und Kontroll-

Anzeige

145. Jahrestagung der 
Nordwestdeutschen Gesellschaft 
für Innere Medizin

1. bis 2. Februar 2019, Handelskammer Hamburg

Schwerpunktthemen

• Kardiologie
• Gastroenterologie
• Transplantationsmedizin
• Aktuelle Entwicklungen der  

Inneren Medizin

Kongresspräsidenten und wissenschaftliche Leitung
Prof. Dr. med. H. Haller | Prof. Dr. med. M. P. Manns 
Medizinische Hochschule Hannover
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Behandlungen von über 23.000 Patienten in 42 schleswig-holsteinischen Krankenhäusern sind in den kürzlich vorgestellten AOK-Klinikver-
gleich eingeflossen. Untersucht wurde die Ergebnisqualität in acht ausgewählten Operationsbereichen. Dabei gab es nach Angaben der Kranken-
kasse teilweise deutliche Qualitätsunterschiede. Grundlage der Auswertung waren Daten, die nach dem QSR-Verfahren (Qualitätssicherung mit 
Routinedaten) ermittelt wurden. Die Datengrundlage lieferte das Wissenschaftliche Institut der AOK (Wido). (Pm/Red) 

K L I N I K E N

Qualität mit 
Kassentestat
Im Klinikvergleich spricht die AOK von zum Teil erheb-
lichen Qualitätsunterschieden. Wir zeigen, welche 
Kliniken aus dem Norden gut abschneiden.

▶ Beim planbaren Einsatz eines künstlichen Hüftgelenkes bei Arthrose wertete die Kasse insgesamt 3.999 
Behandlungsfälle aus. Dabei erreichten sechs von 28 schleswig-holsteinischen Krankenhäusern eine 
überdurchschnittliche Gesamtbewertung: das FEK in Neumünster, das Lubinus Clinicum in Kiel, das 
Sankt Elisabeth Krankenhaus Kiel, die Schön Klinik in Neustadt, die Helios Ostseeklinik Damp und das 
Klinikum Bad Bramstedt. 

▶ Bei der Diagnose Gelenkersatz Knie wurden 3.703 Fälle untersucht. Drei von 22 Kliniken schnitten 
überdurchschnittlich gut ab: das Helios Agnes Karll Krankenhaus in Bad Schwartau, die Park-Klinik 
Manhagen und die Schön Klinik in Neustadt. 

▶ 3.629 Oberschenkelfrakturen wurden ausgewertet. Fünf von 29 Krankenhäusern erreichten ein über-
durchschnittlich gutes Gesamtergebnis: das FEK in Neumünster, die Paracelsus Klinik in Henstedt-
Ulzburg, die Sana Kliniken Lübeck, das Städtische Krankenhaus Kiel und das UKSH in Kiel. 

▶ Bei der Gallenblasenentfernung wurden 3.622 Fälle überprüft: Sechs von 28 Kliniken waren überdurch-
schnittlich gut: Husum und Niebüll, das Malteser St. Franziskus Hospital, die Schön Klinik in Neustadt 
und beide Standorte der Westküstenkliniken. 

▶ Therapeutischer Herzkatheter (PCI): Bei 4.978 Patienten ohne Herzinfarkt erreichten zwei der 24 Kran-
kenhäuser eine überdurchschnittliche Bewertung: das Klinikum Itzehoe und das UKSH am Campus 
Kiel.

▶ Blinddarmentfernungen: 2.160 Fälle, 27 ausgewertete Krankenhäuser, zwei davon überdurchschnitt-
lich: die Kliniken in Husum und Niebüll.

▶ Bei Operationen gutartiger Prostatavergrößerung wurden 946 Fälle untersucht. Dabei schnitten zwei 
von 16 Kliniken überdurchschnittlich gut ab: die Flensburger Diako und das Helios Agnes Karll Kran-
kenhaus in Bad Schwartau.
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D
ie Tiergartenstraße 4 in Berlin war 
eine berüchtigte Adresse in Nazi-
Deutschland. Von dort aus wur-
de die Aussortierung und Ermor-
dung von Menschen mit geistigen 
Behinderungen oder psychischen 
Erkrankungen generalstabsmäßig 

organisiert. Und das maßgeblich mit Un-
terstützung der Ärzteschaft.

In der Medizin- und Pharmaziehis-
torischen Sammlung der Kieler Univer-
sität widmet sich derzeit eine Ausstel-
lung diesem schwarzen Kapitel der deut-
schen Heil- und Pflegeberufe. Unter 
dem Titel „Die nationalsozialistischen 
‚Euthanasie‘-Morde“ wird die Geschich-
te dieses organisierten Tötens beschrie-
ben. Und es werden die Lebensgeschich-
ten von insgesamt zehn Opfern erzählt, 
um ihnen Stimme und Gesicht zu geben. 

Klar benennt die Ausstellung die 
Verantwortung der medizinischen Beru-
fe für die nach der Adresse Tiergarten-
straße T4 benannte Vernichtungsaktion: 
„Viele Ärzte wirkten aus persönlichem 
Karrierestreben, Obrigkeitsdenken oder 
innerer Überzeugung mit. Heilen und 
Vernichten gehörten für sie zusammen. 
Als medizinische Gutachter wählten sie 
die Opfer aus. In den T4-Anstalten dreh-
ten sie den Gashahn auf. In den Heilan-
stalten mordeten Ärzte und Ärztinnen 
mit Medikamenten oder ließen die Be-
wohner verhungern. Sie führten an tod-
geweihten Patienten Versuche durch 
oder forschten an Gehirnen von Ermor-
deten.“ 

Der Kulturwissenschaftler Dr. 
Chris tof Beyer ist einer der Berliner 
Ausstellungsmacher. Er hielt am 22. No-
vember in Kiel einen Vortrag über das 
Thema. Auch er hob hervor, dass die 
Mitwirkung der Ärzte bei den Massen-
tötungen unerlässlich war. Ihre Gutach-
ten und Diagnosen entschieden darü-
ber, ob jemand weiterleben durfte oder 
nicht. Wurde den Patienten keinerlei 
Heilungsaussicht bescheinigt und wa-
ren sie zudem auch nicht als Arbeits-
kräfte einsetzbar, war ihr Schicksal be-
siegelt. Als „unbrauchbar“ landeten sie 
laut Beyer in speziell eingerichteten Tö-
tungsanstalten und wurden dort mit 
Kohlenmonoxid ermordet. 

Die schleswig-holsteinischen Op-
fer wurden nach Bernburg in Sachsen-
Anhalt transportiert. Dort und in ande-
ren Stätten kamen im vergleichsweise 
kurzen Zeitraum zwischen Januar 1940 
und August 1941 ungefähr 70.000 Men-
schen aus ganz Deutschland ums Leben. 
700 davon, so schätzt Christof Beyer, 
stammten aus Schleswig-Holstein. 

Dass die Aktion T4 im Sommer 
1941 eingestellt wurde, hat aus Sicht von 
Beyer auch mit einer mutigen Predigt 
des Bischofs Clemens August Kardi-
nal Graf von Galen aus Münster zu tun. 
„Hier handelt es sich um Menschen, un-
sere Mitmenschen, unsere Brüder und 

Schwestern!“ rief von Galen aus und 
wandte sich entschieden gegen die pro-
pagierte Tötung „lebensunwerten Le-
bens“. Obwohl danach das zentral or-
ganisierte Töten aufhörte, konnten 
sich Betroffene keineswegs sicher füh-
len. Im Gegenteil: Weitere 90.000 Men-
schen in deutschen Einrichtungen, da-
runter 2.700 in Schleswig-Holstein, ka-
men im weiteren Verlauf bis Kriegsende 
durch Vernachlässigung, Unterernäh-
rung oder andere Methoden des Unter-
lassens ums Leben. 

Der Kulturwissenschaftler aus Hei-
delberg betrachtet die Euthanasie mit-
hin als „logistischen und personellen 
Vorläufer des Holocaust“. Und doch 
spielte das Thema nach dem Krieg we-
der in der DDR noch in der Bundesre-
publik wirklich eine Rolle. In der frühe-
ren DDR wurde die angebliche Tradi-
tion des Antifaschismus kultiviert, im 
Westen waren die handelnden und ver-
antwortlichen Personen der neuen Zeit 
vielfach identisch mit denen der über-
wundenen Epoche. 

Drastisch zeigt sich das an Prof. 
Werner Heyde, der als Obergutachter 
ganz vorn im System der NS-Euthana-
sie stand. Später arbeitete er unter dem 
Namen Fritz Sawade völlig unbehelligt 

als Gerichtsgutachter in Flensburg, ehe 
er im Jahr 1959 enttarnt wurde und sich 
1964 kurz vor dem geplanten Beginn des 
Prozesses gegen ihn das Leben nahm. 
Werner Catel, ebenfalls als Gutachter tä-
tig und Gründer von zwei berüchtig-
ten „Kinderfachabteilungen“ in Leipzig, 
rückte 1954 auf den Lehrstuhl für Kin-
derheilkunde der Universität Kiel. 1960 
ging er wegen des wachsenden öffentli-
chen Drucks in Ruhestand, propagier-
te aber weiterhin die Euthanasie an Kin-
dern mit geistigen und körperlichen Be-
hinderungen. 

Eine Ausnahme war Catel damit 
nicht. Der ebenfalls an der Aktion T4 
beteiligte Kinderarzt Wilhelm Bayer 
sagte auch später noch über die Eutha-
nasie: „Die Beseitigung dieser Missge-
burten stellt keine unmoralische Hand-
lung dar.“ 

Bayer, der wie viele andere Täter 
strafrechtlich nie belangt wurde, durfte 
von 1952 an wieder als Arzt praktizieren 
und bekam im Jahr 1961 nach einer neu-
erlichen Prüfung seiner Rolle in der Zeit 
des Nationalsozialismus von der Ham-
burger Ärztekammer bescheinigt, dass 
er sich „keine schweren sittlichen Ver-
fehlungen“ geleistet habe.

Martin Geist

Info
Die Wanderaus-
stellung „Die nati-
onalsozialistischen 
‚Euthanasie‘-Mor-
de“ ist noch bis zum 
24. Februar 2019 in 
der Medizin- und 
Pharmaziehistori-
schen Sammlung der 
Uni Kiel (Brunswi-
ker Straße 2) zu se-
hen. Öffnungszeiten: 
Dienstag bis Freitag 
10 bis 16 Uhr, Sonntag 
12 bis 16 Uhr.

A U S S T E L L U N G

„Heilen und 
Vernichten“ 
Wanderausstellung in Kiel zu den nationalsozialistischen 
Euthanasiemorden benennt Motive der medizinischen Berufe: 
Karrierestreben, Obrigkeitsdenken und innere Überzeugung.

Dr. Christof Beyer
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K U R Z  N O T I E R T

WKK setzt auf Pflegehelfer und 
hofft auf Weiterqualifizierung 

Die Westküstenkliniken schulen seit November 22 Frauen und 
Männer für leichte grundpflegerische Tätigkeiten, um die ex-
aminierten Kräfte auf Station ab März bei der Patientenver-
sorgung zu unterstützen. Innerhalb von 18 Wochen sollen den 
Teilnehmern die Grundlagen der Pflege und des Krankenhaus-
betriebs vermittelt werden. Auf dem Stundenplan stehen Pfle-
ge, Hygiene, Arbeitssicherheit und Erste Hilfe. Anschließend 
sollen sie leichte pflegerische Grundtätigkeiten wie das Anrei-
chen von Essen, die Begleitung bei Toilettengängen und Unter-
suchungen sowie die Unterstützung der examinierten Pflege-
kräfte übernehmen. „Das alles sind zwar vergleichsweise einfa-
che, aber wichtige Aufgaben, die viel Zeit binden“, sagte WKK-
Pflegedirektorin Sabine Holtorf. Die Inhalte für den Kurs hat 
die Pflegedirektion gemeinsam mit dem eigenen Bildungszen-
trum entwickelt und zertifizieren lassen. Das WKK hofft, dass 
einige der Helfer nach dem Kurs und entsprechender Praxiser-
fahrung später eine Ausbildung als Gesundheits- und Kran-
kenpfleger absolvieren. (PM/RED)

Cannabishaltige Medikamente 
meist bei chronischen Schmerzen 
Cannabishaltige Medikamente werden am häufigsten bei chro-
nischen Schmerzen verordnet. In Schleswig-Holstein entfielen 
rund 47 Prozent aller Verordnungen darauf. Dies zeigen Aus-
wertungen der Barmer zu den ausgestellten Rezepten seit dem 
Zeitpunkt der erleichterten Verordnung im Jahr 2017. Weitere 
30 Prozent der Verordnungen wurden bei der Diagnose Multi-
ple Sklerose ausgestellt, zwölf Prozent bei Krebserkrankungen. 
Damit entfallen nahezu 90 Prozent aller Verordnungen auf 
diese drei Indikationsgruppen. Mittlerweile hat sich die Zahl 
der bei der Barmer in Schleswig-Holstein eingehenden Anträ-
ge auf Kostenübernahme von cannabishaltigen Medikamen-
ten auf durchschnittlich 17 pro Monat eingependelt. Im Durch-
schnitt liegen bei drei von vier Anträgen die leistungsrechtli-
chen Voraussetzungen zur Kostenübernahme vor. Am häu-
figsten werden Verordnungen von Fachärzten für Allgemein-
medizin (36 Prozent), Fachärzten für Neurologie (20 Prozent) 
und hausärztlich tätigen Fachärzten für Innere Medizin (14 
Prozent) verordnet.
Ob Cannabis als Therapie infrage kommt, entscheidet der 
Arzt. Bei der ersten Verordnung muss die Kostenübernah-
me allerdings vorab von der Krankenkasse genehmigt wer-
den, weil die Krankenkassen die Kosten nur unter bestimm-
ten Voraussetzungen übernehmen. Dazu gehört, dass es sich 
um eine schwerwiegende Erkrankung handelt, bei der es zu 
einer Behandlung mit Cannabis-Arzneimitteln keine Alter-
native gibt. Außerdem muss es laut Krankenkasse „zumin-
dest eine Aussicht darauf geben, dass sich der Krankheitsver-
lauf oder schwerwiegende Symptome positiv beeinflussen las-
sen“. Die Barmer verweist in diesem Zusammenhang auf The-
rapiealternativen: „Nicht immer ist Cannabis die beste Thera-
pieoption. Gerade bei chronischen Schmerzen kann auch eine 
multimodale Schmerztherapie zum Einsatz kommen, die phy-
siotherapeutische und schmerzpsychotherapeutische Behand-
lungsverfahren kombiniert“, sagte Landeschef Bernd Hille-
brandt. Wie erste Auswertungen der Krankenkasse zeigen, er-
halten mehr als die Hälfte der Patienten eine Folgeverordnung 
von Cannabis-Medikamenten. Die regelmäßige Verordnung 
blieb dagegen die Ausnahme.  (PM/RED)

B
eim Clinotel-Kongress Mitte No-
vember in Bonn haben die West-
küstenkliniken (WKK) mit dem 
Konzept des Integrierten Versor-
gungszentrums (IVZ) in Bruns-
büttel den ersten Platz gewonnen. 
Geschäftsführer Dr. Martin Blüm-

ke hatte dort von der Idee und Umset-
zung des Konzeptes berichtet und das 
Modell auch anderen Klinikbetreibern 
in ländlichen Regionen zur Nachah-
mung empfohlen. 

„Wir zeigen hier in Brunsbüttel, wie 
kleine Krankenhäuser im ländlichen 
Raum erhalten werden können“, sagte 
Blümke. Durch den Umbau des Bruns-
bütteler Krankenhauses zu einem Inte-
grierten Versorgungszentrum soll der 
Krankenhausstandort in der Schleusen-
stadt wie berichtet langfristig gesichert 
werden. Darauf hatten sich vor vier Jah-
ren die Westküstenkliniken, die Kassen-
ärztliche Vereinigung, die Krankenkas-
sen und das Land Schleswig-Holstein 
geeinigt und entsprechende Fördermit-
tel bereitgestellt; bis Ende des Jahres sol-
len am Standort insgesamt rund 20 Mil-
lionen Euro in den Umbau des Kran-
kenhauses geflossen sein. 

Künftig sollen in den unteren drei 
Stockwerken der stationäre Kranken-
hausbetrieb mit Notfallversorgung rund 
um die Uhr, Stroke Unit und stationä-
ren Angeboten in den Bereichen Chir-
urgie, Innere Medizin, Orthopädie, Ger-
iatrie sowie mit einer urologischen Be-
legabteilung untergebracht sein. In den 
vier darüber liegenden Etagen werden 
sich niedergelassene Ärzte (geplant sind 
u. a. Chirurgie, Orthopädie, Gynäkolo-
gie, Kinder- und Jugendmedizin, Neu-
rologie Psychiatrie und Psychotherapie), 
Therapeuten (Ergotherapie, Logopä-
die, Physiotherapie und Podologie) so-
wie ein Sanitätshaus ansiedeln. Die Kli-
nik selbst ist durch Datenleitungen an 
das größere WKK-Krankenhaus in Hei-
de angebunden, sodass nach Angaben 
des Hauses beispielsweise auch Schlag-
anfälle rund um die Uhr behandelt wer-
den können. Das Haus bezeichnet sich 

als „in dieser Form als Krankenhaus 
deutschlandweit einmalig. Unter einem 
Dach verzahnen wir die Kompetenz nie-
dergelassener Ärzte mit der einer leis-
tungsfähigen Klinik. Für die Menschen 
in der bedeutenden Industrieregion 
Brunsbüttel sichern wir dadurch eine 
hochwertige medizinische Versorgung 
wohnortnah und rund um die Uhr“, 
heißt es auf der Website. In Brunsbüt-
tel will man mit dem Modell nach eige-
ner Aussage den Beweis erbingen, dass 
auch kleine, ländliche Krankenhäuser 
ohne Einbußen der Behandlungsquali-
tät erhalten werden können. Bevor man 
sich auf das IVZ-Modell in Brunsbüttel 
einigen konnte, gab es eine lange Ausei-
nandersetzung um den Erhalt des stati-
onären Angebotes, für das das WKK da-
mals einen Sicherstellungszuschlag ein-
gefordert hatte. 

Bei dem Clinotel-Kongress tausch-
ten sich Vertreter von 66 kommuna-
len und freigemeinnützigen Kranken-
häusern in Deutschland über neue Ver-
sorgungskonzepte aus. Das Integrier-
te Versorgungszentrum war eine von 
insgesamt vier ganz unterschiedlichen 
Ideen für eine integrierte Zusammen-
arbeit zwischen Kliniken und niederge-
lassenen Ärzten. Bei der anschließen-
den TED-Abstimmung bekam das Zu-
kunftsmodell Brunsbüttel den meisten 
Zuspruch und die Westküstenkliniken 
den mit 1.000 Euro dotierten Preis. Das 
Geld soll für eine Mitarbeiter-Veranstal-
tung in Brunsbüttel genutzt werden.

Clinotel ist ein trägerübergreifender 
Krankenhausverbund, in dem sich öf-
fentliche und freigemeinnützige Kran-
kenhäuser, die nicht in Konkurrenz zu-
einander stehen, zusammengeschlossen 
haben. Ziel ist es, den Mitgliedskran-
kenhäusern durch Benchmarking und 
Wissenstransfer Vorteile zu verschaffen. 
Das WKK ist bislang das einzige Mit-
gliedskrankenhaus aus Schleswig-Hol-
stein. Insgesamt gehören dem Verbund 
66 Krankenhäuser mit 28.500 Betten an, 
in denen jährlich 1,2 Millionen Patienten 
stationär behandelt werden. (PM/RED)

I V Z

Brunsbüttel 
überzeugt
Das Konzept des Integrierten Versorgungszentrums 
(IVZ) in Brunsbüttel wurde in Bonn ausgezeichnet.
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N
och vor der Entscheidung des 
Deutschen Ärztetages hatte die 
Ärztekammer Schleswig-Hol-
stein ärztliche Fernbehandlungen 
via Telefon und Internet im Ap-
ril 2018 ohne Modellversuche er-
möglicht und ihre Berufsordnung 

entsprechend geändert. Inzwischen sind 
andere Landesärztekammern gefolgt. 
Auf dem Symposium des Förderkrei-
ses Qualitätssicherung Schleswig-Hol-
stein (FKQS) im November im Kieler 
Wissenschaftszentrum wurde zwar deut-
lich, dass Hürden wie die unangemesse-
ne Honorierung der Videosprechstunde 
noch nicht aus dem Weg geräumt sind – 
die Aufgeschlossenheit für den Einsatz 
solcher Instrumente aber ist vorhanden.

Unisono wurde in Kiel begrüßt, dass 
Fernbehandlungen ermöglicht wer-
den. Besonders für mobil eingeschränk-
te Menschen wird die Onlinesprechstun-
de als Alternative zum Praxisbesuch ge-
sehen. „Der Anteil der Patienten, die 
nicht zum Arzt kommen können, steigt“, 
stellte Dr. Jens Lassen fest. Der angehen-
de Facharzt für Allgemeinmedizin, der-
zeit in Weiterbildung in einer großen all-
gemeinmedizinischen Praxis in Leck, 
sprach sich für die Erprobung teleme-
dizinischer Angebote in der ambulan-
ten Versorgung aus. Lassen, der auch im 
Hausärzteverband Schleswig-Holstein 
eine aktive Rolle spielt, sieht bei seinen 
Kollegen das „Bewusstsein, dass wir die-
sen Weg gehen müssen“.

Potenzial schreiben die Teilnehmer 
des Symposiums der Fernbehandlung 
aber auch zu, weil damit überfüllte Pra-
xen entlastet werden können. Dr. Franz 
Bartmann, der noch während seiner 
Amtszeit als Präsident der Ärztekammer 
Schleswig-Holstein die Änderung der 
Berufsordnung in Schleswig-Holstein 
in Sachen Fernbehandlung auf den Weg 
gebracht hatte, sieht in diesem Potenzi-
al ein wichtiges Argument für die Fern-
behandlung und den Einsatz von Tele-
medizin. Nach Schätzungen von Exper-
ten benötigen viele Patienten, die derzeit 

in die Praxen kommen, keinen persön-
lichen Kontakt; ihnen könnte auch per 
Videosprechstunde geholfen werden. 
„Damit wird für andere Patienten Zeit 
beim Arzt frei, die diese dringend brau-
chen“, sagte Bartmann. Er setzt Hoffnun-
gen in die Telemedizin, weil sie Patienten 
schneller und passgenau dorthin vermit-
teln kann, wo ihnen am besten geholfen 
werden kann.

Dass eine Videosprechstunde auch 
chronisch kranken Patienten helfen 
kann, erlebt die Lübecker Kinderdiabe-
tologin Dr. Simone von Sengbusch in ih-
rer Telemedizinsprechstunde „ViDiKi“ 
(Virtuelle Diabetesambulanz für Kin-
der und Jugendliche). Sie warb in ei-
nem Vortrag für die digitale Unterstüt-
zung in der Versorgung. Im Januar star-
tet die Auswertungsphase von ViDiKi. 
Unabhängig davon ist von Sengbusch 
überzeugt, dass ein Großteil der Ärzte in 
Deutschland Digitalisierung als Chan-
ce betrachtet, insbesondere die jünge-
ren Ärzte.

Dass diese Haltung auch in der Po-
litik auf Sympathie trifft, bekräftigte Dr. 
Matthias Badenhop. Der Staatssekretär 
im Landesgesundheitsministerium sieht 
digitale Projekte in der Gesundheitsver-
sorgung auch als förderungswürdig an. 
Bei der Frage nach der möglichen Finan-
zierung verwies er auf den jüngst verab-

schiedeten Versorgungssicherungsfonds 
in Schleswig-Holstein. Als größere Hür-
den betrachtet er dagegen die bestehen-
den Sektorengrenzen, den Datenschutz 
und die zum Teil schwergängige Abstim-
mung in der Selbstverwaltung. Zumin-
dest an diesem Tag zeigten sich deren 
Vertreter aber übereinstimmend bereit, 
Lösungen voranzutreiben. Die KV-Vor-
sitzende Dr. Monika Schliffke und Dr. 
Johann Brunkhorst von der TK gelten 
aber ohnehin als Verfechter des Einsat-
zes neuer digitaler Technik. Brunkhorst 
warb in diesem Zusammenhang u. a. für 
die elektronische Patientenakte, die seine 
Krankenkasse derzeit erprobt. Schliffke 
ist überzeugt, dass moderne technische 
Möglichkeiten den Ärzten in der Praxis 
helfen: „In der Regel leiden wir unter zu 
langsamer Kommunikation.“

Deutlich wurde in Kiel aber auch, 
dass Telemedizin immer nur eine Ergän-
zung in der Gesundheitsversorgung sein 
kann. „Menschen, die einen Arzt aufsu-
chen wollen, dürfen wir nicht mit tele-
medizinischen Anwendungen abspei-
sen“, warnte Lassen. Fest steht für ihn, 
dass Patienten eine sinnvolle digitale Lö-
sung auch dann wollen, wenn dafür Da-
ten preisgegeben werden müssen: „Ich 
habe noch nie erlebt, dass ein Patient den 
Datenschutz thematisiert, wenn ihm ge-
holfen wird.“ Dirk Schnack

F K Q S

Aufgeschlossen für 
die Fernbehandlung
25 Jahre Förderkreis Qualitätssicherung in Schleswig-Holstein. 
Symposium in Kiel zum Thema Fernbehandlung. 

FKQS 
Der Förderkreis wur-
de 1993 von der Kas-
senärztlichen Verei-
nigung und der Ärz-
tekammer Schleswig-
Holstein zunächst 
mit fünf forschenden 
Pharmafirmen ge-
gründet. Ziel ist die 
Verbesserung der Ver-
sorgung insbesonde-
re in der Arzneimittel-
therapie. Inzwischen 
umfasst die Mitglie-
derliste zahlreiche 
Entscheidungsträger 
aus dem schleswig-
holsteinischen Ge-
sundheitswesen. Vor-
sitzender ist Dr. Franz 
Bartmann. 

Experten beim The-
ma Fernbehandlung: 
Dr. Franz Bartmann 
(FKQS) und Kinder-
diabetologin Dr. Si-
mone von Sengbusch 
(UKSH, Campus Lü-
beck). 
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überwinden, erhöht sich die Chance auf 
ein Stipendium. 

Im letzten Jahr erhielten 25.900 Stu-
dierende in ganz Deutschland ein Sti-
pendium, welche durch insgesamt 7.000 
Stifter und den Bund ermöglicht wur-
den. An der Universität Kiel konnten im 
vergangenen Jahr 91 Studierende unter-
stützt werden, in diesem Jahr sogar 104.

Natalie Reinhardt war schon im Jahr 
2017 eine der Stipendiaten und erhielt 
ihr Stipendium von der Ärztekammer 
Schleswig-Holstein. Reinhardt konn-
te durch ihre Abiturleistung mit einem 
Schnitt von 1,0 und einem zusätzlichen 
ehrenamtlichen Engagement überzeu-
gen. Zudem zählt sie zu den „first gene-
ration students“, das heißt sie stammt 
aus einem Nicht-Akademiker-Haus-
halt. Inzwischen ist sie im vierten Fach- 
und Hochschulsemester und zeigt kons-
tant gute Leistungen. Die Ärztekammer 
befürwortet das Ziel des Deutschland-

D
as Kieler Rathaus war gefüllt mit 
Leben und positiver Stimmung: 
die Universität Kiel verlieh am 1. 
November 2018 erneut Deutsch-
landstipendien - in diesem Jahr 
insgesamt 104, eine neue Rekord-
zahl. 

Schon seit dem Jahr 2013 können 
sich Studierende an deutschen Hoch-
schulen über die Möglichkeit eines Sti-
pendiums freuen. Rund 1,5 Prozent der 
Studierenden an den jeweiligen Uni-
versitäten erhalten die monatliche Un-
terstützung in Höhe von 300 Euro, zur 
Hälfte vom Bund und zur Hälfte von ei-
nem Stifter getragen. Als Vorausset-
zung für eine Bewerbung gilt eine zu er-
wartende herausragende Studienleis-
tung, die sich durch den bisherigen Wer-
degang ableiten lässt. Ist der Studieren-
de zudem gesellschaftlich engagiert oder 
musste besondere biografische Hürden, 
ob familiär oder kulturell begründet, 

stipendiums, die Leistungen der Studie-
renden und deren gesellschaftliches En-
gagement zu honorieren und deren Ver-
antwortungsbewusstsein für Bildung 
und Begabung zu stärken. Daher baut 
sich auch in diesem Jahr auf Kontinuität 
und eine längerfristige Verbindung zu 
Reinhardt und verlängert das Stipendiat 
um ein weiteres Jahr.

Astrid schock

M E D I Z I N S T U D I U M

Förderung geht in 
die nächste Runde

Stipendiaten und Stif-
ter in der Rotunde des 
Kieler Rathauses.

Neue Rekord-
zahl: Uni Kiel 

vergibt 104 
Deutschland-

stipendien. 
Die Ärzte-

kammer über-
nimmt erneut 
Stipendium 
für Medizin-

studentin. 
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Vizepräsidentin Dr. Gisa Andresen überreicht die Urkunde an Stipendiatin Natalie Reinhardt.
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U
m eine nachhaltige berufliche 
Wiedereingliederung zu errei-
chen, bietet die DRV Nord seit Ap-
ril 2017 im Rahmen eines Modell-
projektes Versicherten mit kom-
plexen Problemlagen intensive 
persönliche Begleitung in Form ei-

nes Fallmanagements nach Abschluss 
einer psychosomatischen Rehabilitati-
on an.

Die psychosomatische Rehabilita-
tion richtet sich an Menschen, bei de-
nen die psychische Erkrankung lang-
dauernd, wiederkehrend oder chronisch 
verläuft und bei denen die soziale und 
berufliche Integration langfristig gefähr-
det ist. Durch die Entwicklung unter-
schiedlicher spezifischer Behandlungs-
programme kann die Reha unterschied-
lichen individuellen Problemlagen bes-
ser gerecht werden. Das Konzept der 
medizinisch-beruflich orientierten Re-
habilitation (MBOR) bereitet die Rück-
kehr in ein spezifisches Berufsfeld z. B. 
durch die intensive Auseinandersetzung 
mit Konflikten am Arbeitsplatz, die Re-
flexion über das eigene Verhalten im Be-
ruf oder durch Kommunikationstraining 
vor. Aufseiten der Rehabilitanden ist da-
bei aktive Mitarbeit und Motivation zur 
Veränderung erforderlich.

Zur Festigung des Reha-Erfolgs nach 
Abschluss helfen Nachsorgeangebote in 
Form von Gruppentherapien sowie die 
stufenweise Wiedereingliederung am 
Arbeitsplatz (Hamburger Modell).Von 
der medizinischen Rehabilitation und 
der Nachsorge profitieren jedoch Re-
habilitanden mit schwer zu bewältigen-
den beruflichen Problemen oder nach 
Arbeitsplatzverlust nicht immer ausrei-
chend. Auch weitere schwerwiegende 
Probleme, z. B. im häuslichen Umfeld, 
können die berufliche Wiedereingliede-
rung gefährden.

Hier setzt das Fallmanagement 
nach psychosomatischer Reha an. Diese 
wohnortnahe, aufsuchende Begleitung 
im Sinne eines Case Managements wird 
zurzeit mit der Fachklinik Aukrug, der 
Curtius Klinik Malente und der Fachkli-
nik Garder See in Lohmen erprobt und 
wissenschaftlich begleitet. Die Brücke 

Schleswig-Holstein führt das Fallma-
nagement in Schleswig-Holstein durch.

Zugang zum Fallmanagement
Während der Reha wird in der Klinik 
anhand einer Checkliste der Unterstüt-
zungsbedarf nach der Rehabilitation er-
mittelt. Bei Bedarf wird gemeinsam mit 
dem Rehabilitanden ein Förderplan er-
stellt und das Fallmanagement verord-
net (insgesamt 15 Stunden mit der Mög-
lichkeit der Verlängerung um weitere 15 
Stunden). Das Erstgespräch mit der Fall-
managerin findet in der Klinik unter Be-
teiligung eines Mitarbeiters des Reha-
Teams (z.B. Psychotherapeut oder Sozi-
aldienstmitarbeiter) statt und dient dem 
Kennenlernen und der groben Planung 
dieser beruflich-rehabilitativen Unter-
stützungsmaßnahme. Dieselbe Fallma-
nagerin übernimmt anschließend die 
Begleitung am Heimatort. Dass die Pa-
tienten schon während der Reha anste-
hende Probleme erarbeiten und ihre spä-
tere Fallmanagerin kennenlernen, hat 
sich als vorteilhaft erwiesen; dies schafft 
Vertrauen und Verbindlichkeit für die 
weitere Zusammenarbeit.

Inhalte des Fallmanagements
Nach einer Bedarfsanalyse beinhaltet 
das Fallmanagement eine erste Zielpla-
nung, die im Laufe des Fallmanagements 
kontinuierlich überprüft und angepasst 
wird. Kennzeichnend für das Fallma-
nagement ist die Vielfalt der Unterstüt-
zungsangebote, die in Abhängigkeit vom 
Bedarf herangezogen werden. Die Mo-
dule, die je nach Bedarf angewandt wer-
den, umfassen:
▶ Persönliche Kompetenzen und Res-

sourcen: u. a. Förderung von Resili-
enz, Aufbau und Stärkung von Bewäl-
tigungsstrategien.

▶ Arbeitsrelevante Kompetenzen und 
Ressourcen: u. a. Fähigkeits- und Nei-
gungsprofile entwickeln, Entwicklung 
realistischer Perspektiven und Ziel-
vorstellungen, Optimierung von Be-
werbungen.

▶ Begleitung und Unterstützung im Be-
trieb: u. a. Begleitung bei Gesprächen 
mit dem Arbeitgeber, Beratung des 

Arbeitgebers bei der Anpassung von 
Arbeitsabläufen und zu gesetzlichen 
Regelungen.

▶ Unterstützung bei der Inanspruch-
nahme besonderer Angebote: Bera-
tung über Leistungen der Sozialleis-
tungsträger und spezialisierter An-
gebote wie etwa Erziehungsberatung, 
Vermittlung in Selbsthilfegruppen.

Ergebnisse und Perspektiven
In Schleswig Holstein wurden inzwi-
schen 188 Patienten durch die Brücke 
Schleswig-Holstein im Fallmanagement 
versorgt. Analysen der Curtius-Klinik 
zeigen, dass bei den Verordnungen ne-
ben Problemen am Arbeitsplatz bzw. Ar-
beitslosigkeit konkrete Probleme in Be-
reichen wie Mobilität, Familie, Woh-
nung, Finanzen, Kommunikation oder 
soziale Integration identifiziert wurden, 
die die berufliche Integration beson-
ders erschweren. Eine erste Auswertung 
der 144 abgeschlossenen Begleitungen 
zeigt, dass 33 Prozent der Rehabilitan-
den erfolgreich in das Berufsleben rein-
tegriert wurden, 25 Prozent in Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben ver-
mittelt wurden, fast 18 Prozent eine wei-
tere medizinische Behandlung in An-
spruch nahmen und nur 24 Prozent der 
Patienten nicht mehr vermittelt werden 
konnten.

Die bisherigen Erfahrungen belegen 
eine hohe Akzeptanz für das Angebot. 
Teilnehmer unterstreichen in Rückmel-
dungen, wie sehr es gerade bei depres-
siven Erkrankungen hilft, jemanden an 
der Seite zu haben, der flexibel auf Be-
dürfnisse eingeht, Vorschläge für die Be-
wältigung der Lebenssituation macht 
und dabei unterstützt, diese umzuset-
zen. In der Klinik merken die Therapeu-
ten an, wie sehr das geplante Fallma-
nagement sie bei der Etablierung lang-
fristiger Therapieziele unterstützt. Aus 
diesen Gründen wurde zum 01.07.2018 
das Modellprojekt auf die gesamte Re-
gion Nord (Schleswig-Holstein, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern) aus-
geweitet.

Das Modellprojekt wird zurzeit von 
einer Arbeitsgruppe am Institut für So-
zialmedizin und Epidemiologie der Uni-
versität Lübeck unter Leitung von Prof. 
Matthias Bethge wissenschaftlich be-
gleitet. Per Fragebogen und leitfadenge-
stützten Interviews werden insgesamt ca. 
390 Rehabilitanden mit und ohne Unter-
stützung durch das Fallmanagement be-
fragt, um Verlauf und Wirksamkeit des 
Fallmanagements zu prüfen und um zu 
differenzieren, welche Patientengruppen 
von aufsuchender Hilfe nach psychoso-
matischer Rehabilitation profitieren und 
welche Effekte dies auf den Wiederein-
stieg in das Arbeitsleben hat.

Dr. Silke Kleinschmidt, Karen 
Schmitt, Heinke Schroeder, Stella 
Lemke, Dr. Nathalie Glaser Möller

R E H A B I L I T A T I O N

Modellprojekt 
ausgeweitet
Fallmanagement nach Psychosomatischer Rehabilitation – ein 
innovatives Angebot der Deutschen Rentenversicherung Nord.

Info
Patientenkommenta-
re zum Fallmanage-
ment: „Gut ist, dass 
man in einer neuen  
Situation Hilfe be-
kommt. Man kann 
alles fragen und be-
kommt immer eine 
Antwort. Er wird im-
mer nachgefragt, ob 
alles läuft, und da-
her lernt man wieder, 
wie es im Leben wie-
der vorangeht. Man 
wird wieder selbstsi-
cher. Ich war sehr zu-
frieden.“
Oder: „Eine super Hil-
fe bei Entscheidungs-
fragen, Einholen von 
Informationen etc. 
Vielen Dank, dass ich 
diese Möglichkeit an 
Unterstützung wahr-
nehmen konnte. Ich 
würde es immer wie-
der weiterempfehlen.“
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E
igentlich wollten wir längst über-
flüssig sein: Ein Satz, den man in 
jüngerer Vergangenheit häufiger 
von Dr. Uwe Denker gehört hat. 
Sein Wunsch ist bislang nicht in Er-
füllung gegangen – im Gegenteil: 
„Stattdessen herrscht immer noch 

dringender Bedarf, er wird sogar immer 
größer.“

Der Allgemein- und Kinderarzt aus 
Bad Segeberg ist längst im Rentenalter. 
Doch seit er im Jahr 2010 die erste „Pra-
xis ohne Grenzen“ in Bad Segeberg grün-
dete, ist Denker nicht nur als Arzt, son-
dern auch als Mahner und Warner vor 
einer „schleichenden Katastrophe“ auch 
über Schleswig-Holstein hinaus bekannt 
und aktiv. Hunderttausenden Menschen 
in Deutschland drohe aus Geldman-
gel eine medizinische Unterversorgung, 
warnt er. „Wir brauchen einen Rettungs-
schirm für Kranke“, forderte Denker 
deshalb beim Jahrestreffen in Rendsburg 
(Forderungen siehe Kasten).

In der Praxis ohne Grenzen wer-
den Menschen behandelt, die aus ver-
schiedenen Gründen keine Krankenver-
sicherung besitzen. Dass es dabei nicht 
um Einzelfälle handelt, zeigt der Bedarf. 
Heute gibt es sechs dieser Einrichtungen 
in Schleswig-Holstein, auch darüber hi-
naus hat das Modell Nachahmer gefun-
den. Die Ärztinnen und Ärzte, die eh-
renamtlich die Praxen in Schleswig-Hol-
stein betreuen, trafen sich zum Erfah-
rungsaustausch in Rendsburg. Mit dabei 
war auch Professor Peter Ostendorf, Lei-
ter der Hamburger Praxis ohne Grenzen, 
die inzwischen den Umfang einer klei-
nen Klinik angenommen hat und deren 
Dimension mit keiner Praxis ohne Gren-
zen in Schleswig-Holstein vergleich-
bar ist.

Architekt, Ärztin, Soldat, Maschi-
nenbauer, Schausteller, Volkswirt – die 
Berufe der Betroffenen zeigen, dass die 
in der Praxis ohne Grenzen erschei-
nenden Patienten keineswegs gesell-
schaftliche Aussteiger oder Obdachlo-

se sind. „Bei uns erscheint die deutsche 
Mittelschicht“, berichtet Denker. Aller-
dings sei zu beobachten, dass einige Pa-
tienten durch Jobverlust und Schulden 
auch wohnungslos würden. Teils seien es 
„dramatische Schicksale“, sagt der mehr-
fach für sein Engagement ausgezeichne-
te Mediziner.

Meist sind es Selbstständige, die 
sich die Kassenbeiträge nicht mehr leis-
ten können, aus Geldnot kündigen oder 
aus der Versicherung fliegen. Zurück 
ins System kommen sie nicht so einfach, 
denn die Rückstände für nicht gezahlte  
Beiträge verfallen nicht, sondern müs-
sen für mehrere Jahre rückwirkend und 
sogar mit hohen Zinsen gezahlt werden. 
Dadurch kommen Summen im vier- 
und sogar fünfstelligen Bereich zusam-
men. Bis zu fünf Prozent Zinsen würden 
die Versicherungen aufschlagen, kriti-
siert Denker.

In Gesprächen mit der Politik hat 
Denker mehrfach auf dieses Problem 
hingewiesen, etwa gegenüber dem ehe-
maligen Bundesgesundheitsminister 
Daniel Bahr (FDP), als der sich vor eini-

gen Jahren persönlich in der Praxis ohne 
Grenzen in Bad Segeberg informier-
te. „Der fand ein Prozent Zinsen abso-
lut ausreichend.“ Bahr ist 2013 aus dem 
Amt geschieden, aber immer noch sei-
en die Zinsen bei einigen Versicherun-
gen hoch, so Denker: „Statt 5 nehmen sie 
jetzt 4,7 Prozent.“

Eine weitere wichtige Gruppe von 
Betroffenen in den Praxen sind Men-
schen ohne Papiere, meist aus afrika-
nischen Staaten, und Menschen aus 
Osteuropa. Teilweise sind es EU-Bür-
ger, die in Deutschland arbeiten, aber 
nicht oder nicht ausreichend versichert 
sind. Manchmal sind es auch deren Ver-
wandte, die zu Besuch nach Deutsch-
land kommen. „Wenn andere gute Er-
fahrungen mit der Praxis ohne Gren-
zen gemacht haben, erzählen sie das wei-
ter“, sagt Wolfgang Ahlisch, Rettungs-
sanitäter und Mitarbeiter der Praxis in 
Stockelsdorf. Und er erwähnt auch, dass 
die Patienten manchmal „durchaus for-
dernd“ sein könnten. 

Viele Patienten kämen nur einmal, 
andere werden zu Dauerpatienten, auch 

Info
Die Praxen ohne 
Grenzen suchen und 
brauchen Sponsoren, 
Geldspender und för-
dernde Mitglieder, da-
mit der Praxisbetrieb 
aufrecht erhalten wer-
den kann. 
Spendenkonto der 
Praxis ohne Grenzen 
– Region Bad Sege-
berg e. V.:
VR Bank Neumüns-
ter eG
Konto: 56 800 000
BLZ: 212 900 16
IBAN: DE61 2129 
0016 0056 8000 00
BIC: GENODEF-
1NMS 

P R A X I S  O H N E  G R E N Z E N

Der Bedarf wird 
immer größer
Jahrestreffen der ehrenamtlich tätigen Ärzte aus den Praxen ohne Grenzen in Schleswig-
Holstein. Forderung nach Rettungsschirm für kranke Menschen in Not.

Dr. Uwe Denker aus Bad Segeberg.

Fo
to

: E
st

h
er

 G
ei

ss
li

ng
er



I M  N O R D E N  // 2 5D E Z E M B E R  2 0 1 8  |  AU S G A B E  1 2

mit Krankheiten wie Krebs oder Herz-
problemen. Um sie zu behandeln, ko-
operieren die Praxen mit anderen nie-
dergelassenen Ärzten der jeweiligen Re-
gion oder mit Krankenhäusern. Gern 
sehen die Kliniken diese Patienten nicht 
– das Risiko, auf Kosten sitzenzublei-
ben, ist schließlich hoch. „Da müssen 
wir höllisch aufpassen und uns für unse-
re Patienten einsetzen“, sagt Ostendorf. 
Der ehemalige Chefarzt am Hambur-
ger Marienkrankenhaus hängt sich auch 
persönlich ans Telefon, wenn einem Be-
troffenen aus der Praxis ohne Grenzen 
ein Krankenhausbett verweigert wird.

Einfacher ist es in Flensburg, wo 
die Anlaufstelle für Unversicherte ge-
nau wie das örtliche Krankenhaus zum 
Diakonischen Werk gehört. Die Diako-
nie trägt oder unterstützt mehrere der 
sechs Praxen im Land. In der Regel lau-
fe die Zusammenarbeit mit regulären 
Praxen und Kliniken gut, so die einhelli-
ge Meinung. Teilweise wird die Behand-
lung gespendet, eine entsprechende Be-
scheinigung stellt die Praxis ohne Gren-
zen aus. Aber auch von Ärger berichte-
te ein Mitglied in der Runde: Ein Patient 
habe sich bei einem örtlichen Zahn-
arzt das Gebiss hochwertig sanieren las-
sen – die Rechnung landete bei der Pra-
xis ohne Grenzen, die diese Behandlung 
aber gar nicht veranlasst hatte. Um sol-
che kostspieligen Pannen zu vermeiden, 
geben die meisten Praxen ihren Patien-
ten „Behandlungsscheine“ mit, in de-
nen der Umfang der Therapie beschrie-
ben wird.

Die Arbeit der Praxen läuft dank des 
ehrenamtlichen Engagements von Ärz-
ten und anderen Berufen aus dem Ge-
sundheitswesen sowie über Spenden. 
Öffentliche Mittel gibt es kaum. Denker: 
„Wenn man mit der Politik spricht, heißt 

es immer, es gebe ja gar kein Problem. 
Die Leute sollten sich einfach beim Amt 
melden, dann würde ihnen geholfen.“ 
Diese Meinung habe er vor Kurzem vom 
aktuellen Gesundheitsminister Jens 
Spahn (CDU) gehört, berichtete Den-
ker. Für ihn, der in seinen Sprechstun-
den ständig das Gegenteil sieht, sei diese 
Haltung „etwas irreal. Damit konnte ich 
nun gar nichts anfangen.“

Denn viele der Patienten wollen sich 
nicht offenbaren, weil sie die Behörden 
fürchten, etwa, weil ihr Aufenthaltssta-
tus unklar ist. Oder die Altschulden der 
Versicherung machen es unmöglich, 
sich wieder anzumelden.

Immerhin auf Landesebene tut sich 
etwas. Bereits 2014 richtete das Sozial-
ministerium, damals unter Ministerin 
Kristin Alheit (SPD), einen Fonds „zur 
Förderung humanitärer Hilfen in medi-
zinischen Notlagen“ ein, der mit jährlich 
200.000 Euro ausgestattet ist. Der Topf 
war eigens für die Praxen ohne Grenzen 
eingerichtet worden, die aber kommen 
nicht an das Geld heran, so kompliziert 
ist das Verfahren, das bisher über die 
Kreise und kreisfreien Städte läuft. Ein-
zig die Rendsburger Praxis schaffte es in 
diesem Jahr, 2.500 Euro zu erhalten.

Das soll ab 2019, dann nach immer-
hin fünf Jahren, anders werden: Das Mi-
nisterium arbeite an einem neuen Ver-
fahren, bestätigte das Ministerium auf 
Anfrage des Schleswig-Holsteinischen 
Ärzteblattes. „Es geht darum, möglichst 
unkompliziert zu helfen“, sagt Minister 
Dr. Heiner Garg (FDP). „Die medizini-
sche Versorgung von in Not Geratenen 
ohne Krankenversicherung darf nicht 
an Förderrichtlinien scheitern.“

Größter Wunsch der ehrenamtli-
chen Helfer ist aber weiterhin, dass ihre 
Arbeit überflüssig wird. In Einzelfällen 
gelingt es, Menschen ins System zurück-
zubringen. Die Hamburger Praxis be-
schäftigt eigens eine Sozialarbeiterin für 
diese Aufgabe. Peter Ostendorf berich-
tet von einem Patienten, der mit einem 
schartigen Gebiss in die Praxis kam: 
„Das war für ihn extrem schambesetzt.“ 
Nach der Behandlung fand der Mann 
auch im übertragenen Sinne seinen Biss 
wieder, bewarb sich erfolgreich und ar-
beitet nun wieder – inklusive gültiger 
Versicherung.

Während in Hamburg jede Woche 
die Wartezimmer voll sind – teilweise 
kommen dort mehr als 100 Ratsuchende 
in die Praxis ohne Grenzen – erscheinen 
in Husum, Segeberg oder Neustadt im 
Schnitt ein bis fünf Kranke pro Sprech-
stunde. Aber die Zahl sei egal, sagt Den-
ker: „Wir machen es auch für einen Pa-
tienten und sind froh, wenn wir dem 
helfen können.“ Und sein Kollege Lutz 
Backhaus aus Rendsburg fügt hinzu: 
„Bei dieser Arbeit macht es richtig Spaß, 
Arzt zu sein.“

Esther Geisslinger

F O R D E R U N G E N
Forderungen der Praxen ohne Grenzen:
▶ Langfristig eine Grundversicherung 

für alle
▶ Als ersten Schritt kostenfreie Versi-

cherung für alle im Land lebenden 
Kinder

▶ Rückkehrchance in die Versicherung 
auch für über 55-Jährige

▶ Günstiges „Patientendarlehen“ als 
Überbrückungshilfe, um Versiche-
rungsschulden zu begleichen

▶ Zinssenkung für Versicherungsschul-
den

▶ Clearingstellen, die anonyme Kran-
kenscheine vergeben

▶ Mehrwertsteuer für Medikamente 
senken

▶ Zuzahlungspflicht für Mittellose strei-
chen

▶ Kostenlose Krankenhausbehandlung 
für Notfälle

K U R Z  N O T I E R T

Diakonie legt Forderungs-
katalog zur Pflege vor 

Kein Eigenanteil mehr für Pflegeleistungen, mehr Personalein-
satz in der Pflege und mehr Geld für die Pflegeversicherung: 
Diese Forderungen erhebt die Diakonie Schleswig-Holstein. 
Ziel ist es, die stationäre Pflege bezahlbar zu halten und gleich-
zeitig die Qualität zu erhöhen.

„Wenn wir eine flächendeckende Versorgung pflegebedürftiger 
Menschen weiter gewährleisten wollen, müssen wir die Rah-
menbedingungen anpassen und als Gesellschaft auch für die 
Kosten aufkommen“, sagte Diakonievorstand Heiko Naß. Die 
Diakonie ist mit 75 stationären Pflegeeinrichtungen und 5.500 
Plätzen einer der wichtigsten Träger im Land. Nach eigenen 
Angaben zahlen viele ihrer Einrichtungen überdurchschnittli-
che Gehälter, was aber zu höheren Eigenanteilen und damit zu 
einer Wettbewerbsverzerrung führt. Dies könnte ausgeglichen 
werden, wenn Pflege- und Krankenversicherung alle notwen-
digen Pflegeleistungen zu Tarifkosten übernehmen. Die Versi-
cherten bzw. ihre Angehörigen müssten dann nur noch Eigen-
anteile für Miete, Betriebskosten und Verpflegung zahlen. Laut 
Berechnungen der Diakonie hätte dies eine Senkung der Ei-
genanteile auf rund 1.300 Euro zur Folge; heute liegt dieser An-
teil zum Teil deutlich über 2.000 Euro. Wie hoch im Gegenzug 
der Beitrag zur Pflegeversicherung steigen müsste, hat die Dia-
konie nicht berechnet.
Als weitere Maßnahme fordert der Träger den Erhalt von Pfle-
geassistenzberufen, die auch Menschen mit einfachen Schul-
abschlüssen einen Einsatz in der Pflege erlauben. Bislang ist 
unklar, ob die entsprechenden Ausbildungsgänge hierfür in 
Schleswig-Holstein erhalten bleiben. Die Diakonie will „die 
Diskussion um die starre Fachkraftquote“ neu beleben, um sie 
im Bedarfsfall anpassen zu können. „Durch die Stärkung der 
Assistenzberufe könnten die Pflegeassistenten auf die Fach-
kraftquote angerechnet und so das Personalportfolio flexibi-
lisiert werden“, heißt es im Forderungskatalog der Diakonie. 
(PM/RED)

Kein Schulgeld mehr für Gesund-
heitsberufe in Schleswig-Holstein 

Die Landtagsfraktionen der Regierungsparteien CDU, Grüne 
und FDP haben sich auf Schulgeldfreiheit für Gesundheitsbe-
rufe geeinigt. Dies teilte das Gesundheitsministerium im No-
vember mit. Die entsprechenden Mittel sollen in den Haus-
haltsentwurf für das kommende Jahr eingestellt werden. Ge-
sundheitsminister Dr. Heiner Garg betonte: „Gesundheitsbe-
rufe leisten einen elementaren Beitrag zur Gesundheitsversor-
gung. Die Beseitigung finanzieller Hürden für die Ausbildung 
ist ein wichtiger Beitrag zur Nachwuchskräftesicherung in 
Schleswig-Holstein. Jetzt ist auch der Bund am Zug, seine Zu-
sagen der Unterstützung einzuhalten.“ Das Land will die der-
zeit belegten 670 Schulplätze, die nicht an Krankenhäusern an-
gesiedelt sind, entsprechend bezuschussen. Außerdem sol-
len künftig 34 Prozent mehr Plätze, also insgesamt 898, finan-
ziert werden. Die Bezuschussung kostet das Land insgesamt 3,3 
Millionen Euro. Der Entscheidung waren Proteste von ange-
henden Therapeuten vorausgegangen, die vor dem Kieler Lan-
deshaus auf die hohe finanzielle Belastung während der Aus-
bildung hingewiesen hatten. Über die gesamte Ausbildungs-
dauer kommen Kosten in fünfstelliger Höhe zusammen. Wei-
terhin nicht gefördert werden sollen Schulplätze an Kranken-
häusern. (PM/RED)
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K U R Z  N O T I E R T

Klagewelle bei den Sozialgerichten 
Bei den schleswig-holsteinischen Sozialgerichten sind in den 
vergangenen Wochen Klagen von gesetzlichen Krankenkas-
sen eingegangen, mit denen Erstattungsansprüche gegenüber 
Krankenhäusern für ca. 5.000 Krankenhausfälle geltend ge-
macht werden. Die Krankenkassen fordern in diesen Verfah-
ren von den Krankenhäusern die Rückzahlung von Vergütun-
gen, die sie in den Jahren 2014 bis 2016 für stationäre Behand-
lungen ihrer Mitglieder gezahlt haben. Hintergrund ist eine 
im November vom Bundestag beschlossene Regelung, wonach 
die Verjährungsfrist für Ansprüche der Krankenhäuser gegen 
die Krankenkassen auf Vergütung erbrachter Leistungen und 
für Ansprüche der Krankenkassen auf Rückzahlung geleisteter 
Vergütungen von vier auf zwei Jahre verkürzt wird. Ganz kurz-
fristig wurde außerdem eine Übergangsregelung in das Gesetz 
aufgenommen, nach der Rückzahlungsansprüche der Kran-
kenkassen aus der Zeit 2014 bis 2016 nicht mehr geltend ge-
macht werden können, wenn nicht bis 9. November 2018 eine 
gerichtliche Klage erhoben worden ist. Dies hatte viele Kran-
kenkassen dazu veranlasst, Rückzahlungsansprüche bei den 
Sozialgerichten kurz vor Fristablauf einzuklagen. (PM/RED)

Weniger HIV-Neuinfektionen  
Die Zahl der HIV-Neuinfektionen in Deutschland ist deutlich 
gesunken. Rund 2.700 Menschen infizierten sich im Jahr 2017. 
Im Jahr zuvor waren es nach neuen Berechnungen noch 2.900 
gewesen. Dies teilte das Robert Koch-Institut im November 
mit. Hauptgrund für den Rückgang: HIV-positive Menschen 
erhalten seit der Änderung der Behandlungsleitlinien im Jahr 
2015 sofort nach der Diagnose eine medikamentöse Behand-
lung. So kann die Gesundheit besser erhalten werden. Die 
HIV-Therapie sorgt auch dafür, dass HIV nicht mehr über-
tragbar ist. Früher hatte man die Therapie erst in etwas spä-
teren Stadien der Erkrankung begonnen. Zugleich haben die 
Deutsche AIDS-Hilfe und andere Organisationen Testange-
bote und Testkampagnen ausgebaut, sodass mehr Menschen 
früher von ihrer HIV-Infektion erfahren. Auch die zuneh-
mende Verbreitung der HIV-Prophylaxe PrEP im Jahr 2017 
hat vermutlich bereits Einfluss genommen. Grundlage für die 
sinkenden Zahlen ist ein weitgehend stabiles Schutzverhalten. 
In der am stärksten von HIV betroffenen Gruppe der schwu-
len und bisexuellen Männer setzt sich mit den sinkenden In-
fektionszahlen ein Trend fort, der bereits 2016 begonnen hat 
(PM/RED)

Diagnosekodes griffbereit 
Das Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung (Zi) hat 
die im Berufsalltag von Orthopäden und Unfallchirurgen am 
häufigsten vorkommenden ICD-10-Kodes in einer aktualisier-
ten Zusammenstellung „Orthopädie/Unfallchirurgie-Thesau-
rus 2.0“ in Form eines Faltblatts veröffentlicht. Ärzten wird da-
mit eine praktische Hilfe an die Hand gegeben, um auf einen 
Blick einschlägige Diagnosekodes griffbereit zu haben. Eine 
Reihe von Kassenärztlichen Vereinigungen bieten ihren Mit-
gliedern Druckversionen hiervon an. Das Faltblatt ist Teil ei-
nes umfassenden Kodierhilfeangebots des Zi. Auf der Websei-
te www.kodierhilfe.de, die ebenfalls vom Zi betreut wird, sind 
sämtliche ICD-10-Kodes hinterlegt, ergänzt um Kodierhin-
weise und fachliche Erläuterungen. Innerhalb der Online-Ab-
frage der kodierhilfe.de können zu einzelnen Fachgebieten 
häufige ICD-Kodes in Zusammenstellungen (Thesauren) ge-
bündelt gezielt abgerufen werden. Die Webseite wird auch als 
App angeboten. Suchbegriff: Zi-Kodierhilfe. (PM/RED)

G
edächtnis und Beweglichkeit trai-
nieren Senioren selten am Com-
puter –  bislang. Ein Präventions-
projekt in Pflegeeinrichtungen 
könnte dies ändern. Im Novem-
ber gab Landesgesundheitsminis-
ter Dr. Heiner Garg als Schirmherr 

den Startschuss für „Digitale Prävention 
in Pflegeeinrichtungen durch therapeu-
tisch-computerbasierte Trainingspro-
gramme“. Das von der Barmer geförder-
te Projekt steht für gesundheitsförderli-
che Videospiele mit der MemoreBox.

Die Spiele werden über Körperbewe-
gungen, die von einer Spezialkamera 
aufgenommen werden, lebensnah ge-
steuert. So kann im Stehen oder Sitzen 
–  auch im Rollstuhl –  gespielt werden. 
Ziel ist es, die körperlichen und geisti-
gen Fähigkeiten von alten Menschen zu 
fördern, die gesundheitsförderlichen 
Rahmenbedingungen der Pflegeeinrich-
tungen zu stärken und die Lebensqua-
lität für pflegebedürftige Menschen zu 
verbessern. 

Die Bedienung geschieht einfach auf 
Knopfdruck, ohne Konfiguration. Ein 
Kamerasensor ermöglicht eine komplett 
gestenbasierte Bedienung. Die Spielm-
odule enthalten therapeutische Übun-
gen und sind an Senioren angepasst. Im 
Rahmen eines zweijährigen Modellvor-
habens hat die Barmer den praxisnahen 
Einsatz der MemoreBox in ersten Berli-
ner und Hamburger Pflegeeinrichtungen 
erprobt und einer wissenschaftlichen Be-
gleitung unterzogen. „Die Untersuchung 

zeigte, dass die Spiele eine präventive 
und gesundheitsförderliche Wirksam-
keit erzielen konnten. Die Stand- und 
Gangsicherheit der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer wurde gestärkt, Moto-
rik-, Ausdauer und Koordinationsfähig-
keiten verbesserten sich und durch die 
gemeinsamen Aktivitäten konnten die 
sozialen Bindungen und die Kommuni-
kation untereinander gestärkt werden. 
Nicht zuletzt hat es allen natürlich auch 
viel Spaß gemacht“, sagte Dr. Bernd Hil-
lebrandt, Landesgeschäftsführer der Bar-

mer für Schleswig-Holstein. Videospie-
le in Alten- und Pflegeheimen hält er für 
keinen Widerspruch. „Menschen haben 
einen natürlichen Spieltrieb, in jedem 
Alter. Eine gute Voraussetzung auch für 
digitale Projekte“, so Hillebrandt. 

Die Ergebnisse aus der ersten Mo-
dellphase waren für die Krankenkas-
se Anlass, die digitalen Gesundheitstrai-
nings für Bewohner in Pflegeeinrichtun-
gen in allen Bundesländern einzuset-
zen. Nach dem Auftakt in Hamburg und 
Schleswig-Holstein werden sich bundes-
weit in den nächsten Monaten 100 aus-
gewählte Pflegeinrichtungen, darun-
ter fünf aus Schleswig-Holstein, an der 
zweiten Projektphase beteiligen. „Neu 
sind dabei genderrelevante Aspekte, Fra-
gen und Spiele“, kündigte Hillebrandt an. 

Garg begrüßte das Projekt als klei-
nen, aber wichtigen Baustein, um Erfah-
rungen mit digitalen Einsatzmöglichkei-
ten in Pflegeeinrichtungen zu ermögli-
chen.(pm/red) 

P R Ä V E N T I O N

Kegeln digital 
Ein digitales Präventionsprojekt wurde kürzlich 
in Kiel gestartet. Es soll älteren Menschen beim 
Training von Beweglichkeit und Gedächtnis helfen.  

Manouchehr Shamsrizi (RetroBrain), Dr. Bernd Hillebrandt (Barmer), Gesundheitsminister Dr. 
Heiner Garg mit Seniorin Emmi Bödecker beim Start der MemoreBox in einem Kieler Pflegeheim. 
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T
herapietreue, Patientenzufrieden-
heit, optimiertes Verschreibungs-
verhalten: Es gibt viele positive Aus-
wirkungen gelungener Kommuni-
kation in der Medizin. Wer als Arzt 
seine Kommunikationsfertigkeiten 
verbessert, kann die medizinische 

Versorgung verbessern. Trotzdem spiel-
te das aktive Vermitteln von kommuni-
kativen Fertigkeiten in der Weiterbildung 
zum Facharzt für Allgemeinmedizin in 
Deutschland bislang eine eher unterge-
ordnete Rolle. 2015 forderte der Deut-
sche Ärztetag, dass der ärztlichen Kom-
munikation mehr Beachtung und Förde-
rung zuteilwerden soll. Schleswig-Hol-
stein ist bei dieser Entwicklung auf einem 
guten Weg: Bei den Schulungstagen des 
Kompetenzzentrums Weiterbildung All-
gemeinmedizin Schleswig-Holstein, die 
vier Mal pro Jahr den angehenden Allge-
meinmedizinern angeboten werden, ist 
das videobasierte Feedback ein wichtiger 
Bestandteil.

Für das videobasierte Feedback wer-
den Arzt-Patient-Konsultationen mit ei-
ner Webcam aufgezeichnet und anschlie-
ßend mittels eines standardisierten Eva-
luationsinstruments, dem MAAS-Glo-
bal-D, ausgewertet.

Ein Arzt in Weiterbildung, der diese 
Methode ausprobiert, ist Dr. Sören Hols-
te. Holste arbeitet in der Hausarztpraxis 
am Herold-Center in Norderstedt und 
hat sich nach einem Workshop von Prof. 
Jost Steinhäuser vom Institut für Allge-
meinmedizin an der Universität Lübeck 
für das videobasierte Feedback entschie-
den. Bei insgesamt zwölf Patientenkon-
takten ließ er eine auf sich selbst gerich-

tete Webcam laufen und zeichnete so die 
Arzt-Patienten-Gespräche auf. Die Pati-
enten hatten zuvor eine Einverständnis-
erklärung unterzeichnet. Aus den zwölf 
Konsultationen wählte er sechs aus, zu 
denen er ein Feedback erhalten woll-
te, und gab sie verschlüsselt an das Ins-
titut für Allgemeinmedizin weiter. Nach 
Analyse und Bewertung erfolgte ein aus-
führliches Feedbackgespräch, in dem 
Steinhäuser ihm die Ergebnisse erläuter-
te und an konkreten Beispielen Vorschlä-
ge machte, wie er seine kommunikativen 
Fertigkeiten verfeinern könnte, ohne da-
bei mehr Zeit für ein Gespräch zu benöti-
gen. Holste achtet seitdem darauf, die Pa-
tienten konkret auf ihre Erwartungen an-
zusprechen und berücksichtigt dies im 
weiteren Verlauf der Behandlung. „Auf 
diesen Punkt achte ich seit dem Feedback 
viel aktiver. Das hat mir stärker geholfen, 
als diese Empfehlung einmal zu lesen. Ich 
habe das Gefühl, dass die erarbeiteten 
Vorschläge tatsächlich meine Kommuni-
kation mit den Patienten vereinfacht und 
verbessert haben", sagt Holste. 

Das Gespräch vor der Kamera war 
für ihn anfangs genauso ungewohnt wie 
für die Patienten und kostete ihn nach ei-
gener Aussage auch Überwindung. Die 
ungewohnte Beobachtung wird aber 
schnell zur Routine. „Nach zwei oder 
drei Gesprächen hat man vergessen, dass 
die Kamera mitläuft. Ich hatte angenom-
men, dass dies viel länger dauert“, so 
Holste. 

Einer der weiterbildenden Ärzte in 
Norderstedt ist Dr. Svante Gehring aus 
dem Vorstand der Ärztekammer Schles-
wig-Holstein. Er war bei dem kollegia-

len Feedback-Gespräch mit Holste da-
bei. Gehring beschreibt als „aufbau-
end und erhellend“, was er dabei erfuhr: 
„Auch ich als alter Hase konnte davon 
noch deutlich profitieren. Hier lohnt es 
sich, seine Ängste zu überwinden, um 
zu lernen.“ Wichtig ist Gehring, dass das 
videobasierte Feedback die sprechen-
de Medizin unterstützt: „Die sprechen-
de Medizin, die mit dem aktiven Zuhö-
ren beginnt, ist Dreh- und Angelpunkt 
einer gelingenden Arzt-Patienten-Bezie-
hung gerade in der hausärztlichen Praxis. 
Sie kostet zu Anfang Zeit, die in der Fol-
ge wieder eingespart wird. Sie hilft, durch 
eine bessere Anamnese und Befunder-
hebung unnötige Kosten bei Diagnos-
tik und Therapie einzusparen, die Adhä-
renz und den Therapieerfolg zu steigern“, 
sagte Gehring dem Schleswig-Holsteini-
schen Ärzteblatt. Er empfiehlt das Feed-
back auch kommenden Weiterbildungs-
assistenten in seiner Praxis.

Die Möglichkeit eines videobasier-
ten Feedbacks steht allen Ärzten in Wei-
terbildung zum Facharzt für Allgemein-
medizin in Schleswig-Holstein zur Ver-
fügung. Dies kann zum Beispiel in Zu-
sammenarbeit mit dem Institut für All-
gemeinmedizin der Universität Lübeck 
erfolgen. Alternativ lässt sich die Metho-
de aber auch direkt zwischen Weiterbil-
der und Weiterzubildendem durchfüh-
ren. Hierfür werden Train-the-Trainer-
Kurse angeboten, in denen sich Weiter-
bilder schulen können, um mithilfe von 
videobasiertem Feedback ihre Weiterbil-
dung im Bereich kommunikativer Fertig-
keiten zu verbessern. 

Dirk Schnack

Info
Ein standardisierte  
Evaluationsinstru-
ment hilft bei der Aus-
wertung der aufge-
zeichneten Arzt-Pa-
tienten-Konsultatio-
nen. Mehr dazu un-
ter MAAS-Global-D 
Manual https://www.
uksh.de/allgemeinme-
dizin-luebeck/Down-
loads.html 

W E I T E R B I L D U N G

Filmen  
für ein 
Feedback
Angehende Fachärzte für Allgemein-
medizin können über videobasiertes 
Feedback ihre Kommunikationsfähigkeiten 
mit Patienten verfeinern.

Fo
to

: A
d

ob
e 

St
o

ck



2 8  //  I M  N O R D E N D E Z E M B E R  2 0 1 8  |  AU S G A B E  1 2

Ä
rzte können ihren Patienten bes-
ser helfen, wenn sie zeitbeding-
te Schwankungen stärker berück-
sichtigen. Das gilt für somatische 
wie auch psychische Aspekte, wie 
die Referenten der diesjährigen 
Ärztekanzel in Hamburg erläuter-

ten. Hintergrund der Themenwahl, sag-
ten die Koordinatorinnen Dr. Christiane 
Görlitz-Burmeister (Chirurgie) und Dr. 
Katharina Seyfarth-Bünz (Arbeitsmedi-
zin), sei die Tatsache, dass die modernen 
Möglichkeiten eines lückenlosen Zeitma-
nagements zunehmend Probleme berei-
teten: „Die Leistungsgesellschaft und die 
Digitalisierung fordern eine ständige fo-
kussierte Konzentration und lassen Ak-
tivitäten jenseits des bewussten Denkens 
und Fühlens kaum zu.“ 

Permanentes produktives Den-
ken sei aber für Geist und Seele anstren-
gend und ermüdend: „Es lässt die innere 
Stimme leiser werden, im Krankheitsfall 
auch verstummen.“ Wieweit Schlaf und 
Traum hier helfen können, erörterten an 
drei Terminen aus biologisch-medizini-
scher Sicht zwei externe Referenten und 
am Schluss aus seelsorgerlich-theologi-
scher Sicht der Hauptpastor und Propst 
der veranstaltenden Gemeinde, Dr. Mar-
tin Vetter.

Zunächst überraschte der erste Vor-
tragende Dr. rer. nat. Peter Spork die zum 
Teil aus dem Umkreis des UKE stam-
mende Zuhörerschaft mit dem Dik-
tum: „Nicht die gefühlte Beschleunigung 
der Zeit ist unser Hauptproblem, son-
dern das Fehlen von Rhythmus, von Pau-
sen, von Ruhe.“ Wir seien eine „unaus-
geschlafene Gesellschaft“, sagte der seit 
vielen Jahren besonders auf dem Gebiet 
der Chronobiologie tätige Medizinau-
tor mit Blick auf Umfragen, wonach etwa 
80 Prozent der Bevölkerung Schlafman-
gel zugaben. Oft fehle eine ganze Stun-
de zu den meist nötigen sieben bis acht 
Stunden Schlaf, aber auch nur zehn Mi-
nuten zu wenig jeden Tag könnten sich 
summieren und zu kognitiven Beein-
trächtigungen führen. Nebenbei: Über-
müdung gilt als Hauptursache für tödli-

che Verkehrsunfälle, und die Schadens-
höhe durch übermüdetes Klinikperso-
nal sei eine Dunkelziffer, so kürzlich der 
Marburger Bund. Allerdings ergab sich 
im Gespräch die Frage, ob und wieweit 
gute Schlafqualität eine kurze Schlaflänge 
kompensieren könnte. Eine gute Nach-
richt jedenfalls hatte der Referent: Zu we-
nig Schlaf kann nachgeholt werden, so-
gar in Teilen. Das klingt erfreulich etwa 
für Patienten oder bettlägerige Pflege-
bedürftige, die nicht am Stück schla-
fen können, sondern in 24 Stunden im-
mer wieder unterbrochen. Hierbei wur-
de aber deutlich, dass es nach den ers-
ten Studien der Chronomedizin noch 
nicht viele größere Studien gibt. In An-
dechs (Oberbayern) hatten studentische 
Probanden über Wochen von jeder Zeit-
wahrnehmung abgeschlossen gelebt mit 
dem Ergebnis, dass ihre „innere Uhr“ je-
den Tag langsamer (zum Beispiel eine 
Stunde) als die Uhrzeit ging.

Warum unsere „inneren Uhren“ in 
jeder Körperzelle und zentral im Hypo-
thalamus individuell unterschiedlich ti-
cken, ist wie vieles in der Chronobio-
logie und -medizin noch nicht ausrei-
chend erforscht. Erst die Nobelpreis-Ver-
leihung 2017, so Peter Spork, habe mit 
der Entdeckung der genetischen Grund-
lage der Chronomedizin die Bedeutung 
dieses Spezialbereichs insgesamt öffent-
lich gemacht. Auch Ansätze zur Präventi-
on, zu einem besseren Umgang mit Zeit-
rhythmen seien heute möglich. Das be-
ginne bei einem natürlicheren, harmoni-
scheren Verhältnis von Tätigkeiten und 
Tageszeit: „Warum schlafen wir im Ur-
laub oft besser? Am hellen Tag sind wir 
draußen an frischer Luft, bei Dunkelheit 
wieder drinnen und schlafen.“ Die Som-
merzeit mit einer Stunde früherem Auf-
stehen sah der Vortragende kritisch, da-
gegen positiv das „Power Napping“, den 
kurzen Erholungsschlaf in einer Arbeits-
pause (wie etwa bei Unilever in Ham-
burg): „Eine bessere Zeitkultur würde 
uns guttun.“

Dies war auch der Einstieg in den 
zweiten Vortrag von PD Dr. Ulrich Lam-

parter, in Hamburg niedergelassener Psy-
choanalytiker und zuvor Psychosomati-
ker im UKE und ehemals Chefredakteur 
des Hamburger Ärzteblattes. „Ein Um-
denken ist notwendig, diese Ärztekan-
zel soll ein Weckruf sein“, mahnte Gör-
litz einleitend. Ein guter Umgang mit der 
Zeit sei wichtig, so Lamparter, der Ana-
lytiker brauche zum Verständnis der see-
lischen Probleme ausreichend Zeit, wäh-
rend der Patient in seinen unterbewuss-
ten Prozessen ohne Zeitvorstellung sei. 
Nicht die „beschleunigte Zeit“ allein sei 
das Problem, dies habe schon Sigmund 
Freud mit Blick auf die vorherrschenden 
Neurasthenie-Diagnosen im 19. Jahrhun-
dert erkannt. Viele psychische Probleme 
resultierten aus unbewältigten Konflik-
ten in der Kindheit, zumal sexueller Art. 
Eine Wiederherstellung der Anpassungs-
fähigkeit an die „beschleunigte Zeit“ sei, 
so Freud, nicht durch Erholung in Re-
fugien der Ruhe zu erreichen. Vielmehr 
gelte es, wieder die Fähigkeit zu entwi-
ckeln, zu lieben und zu arbeiten. Der Kö-
nigsweg dazu aber, sagte Ulrich Lampar-
ter, sei die Analyse der Träume. Traum-
deutung befasst sich mit den Elemen-
ten der Traumkomposition, die der Pa-
tient wiedergibt. Nicht um allegorische 
Deutung der Elemente gehe es, sondern 
um die Frage, was dem Patienten dazu 
einfällt. Traum sei häufig Wunscherfül-
lung und weise auf unbefriedigte Wün-
sche hin. Das Bewusstsein erreichen die 
Traumelemente jedoch in veränderter, 
verdichteter, verstellter Form. „Traum ist 
also gewissermaßen der Hüter des Schla-
fes, d. h. wir träumen, um nicht zu erwa-
chen, um schlafen zu können.“ 

Traum sei aber auch Versuch der 
Problemlösung, denn es gebe bekannt-
lich auch böse Träume, die mit dem Ag-
gressionstrieb, mit Traumatisierung oder 
dem Todestrieb zu tun haben könnten. 
In der modernen Zeit seien Schlafstö-
rungen häufig, die wiederum auch Träu-
me störten. Gelinge der Versuch zu träu-
men nicht (das Über-Ich kann stören), 
stelle sich die Frage: Was treibt den Men-
schen um? Hinweise könnten auch die 
Analyse des Zwischenreichs von Tag und 
Traum geben, eine Art Träumerei (rè-
verie), wie bei Müttern mit schlafenden 
Säuglingen. Nicht ausdrücklich themati-
siert wurden hier die Bezüge zur Musik 
(z. B. Schumanns „Träumerei“), die Ab-
grenzungen zu Wach- und Tagtraum bis 
hin zum Traum als Vorschein des Künfti-
gen wie in Ernst Blochs Philosophie. Viel-
mehr dies prägnante Fazit: Wir brauchen 
die Träume, denn sie helfen uns, unse-
re Probleme mit der Anpassung der eige-
nen Identität an die äußeren Anforderun-
gen zu lösen. Mit bloßer Bedürfnisbefrie-
digung kommen wir nicht aus. Um aber 
träumen zu können, müssen wir schlafen: 
„Das braucht Zeit, unser Gehirn braucht 
Zeit, unsere Seele geht zu Fuß, und ohne 
Traum geht gar nichts.“ Horst Kreussler

C H R O N O M E D I Z I N

Rhythmus, 
Ruhe und Pause
„Ärztekanzel 2018“ von St. Nikolai in Hamburg: 
Chronomediziner fordern bessere Zeitkultur.

Info
Die Ärztekanzel ist 
eine interdisziplinäre 
Vortragsreihe an der 
Hauptkirche St. Niko-
lai, bestehend aus drei 
Themenabenden so-
wie einem abschlie-
ßenden Gottesdienst. 
Sie richtet sich an ein 
medizinisches Fach-
publikum und an die 
interessierte Gemein-
de. An St. Nikolai hat 
die Ärztekanzel Tra-
dition: Sie besteht seit 
rund 30 Jahren, wird 
von einem Beirat vor-
bereitet und findet je-
weils im Herbst statt. 
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B
ad Bramstedt 1982: rund 11.000 
Einwohner mitten in Schleswig-
Holstein. Bad Bramstedt 2018: 
um rund 3.300 Einwohner und 
über 65.000 behandelte Patien-
te reicher. Was überzeugte die Fa-
milie Schön im Jahr 1983, die be-

schauliche Kleinstadt mitten in Schles-
wig-Holstein als neuen Klinikstandort 
auszuwählen? Dieter Schön, Geschäfts-
führender Direktor und Vorsitzender 
des Verwaltungsrates der Schön Klinik, 
macht deutlich: Als er in der 80er Jahren 
mit seinem Vater durch Norddeutsch-
land reiste, überzeugte das Land zwi-
schen den Meeren mit seiner Natur und 
Bad Bramstedt selbst mit seinem ehe-
maligen Bürgermeister Udo Gandecke. 
Die Zusammenarbeit mit der Politik vor 
Ort sei bis heute konstruktiv, teils kont-
rovers, aber vor allem freundschaftlich 
und trage stets dazu bei, den psychoso-
matischen Standort Bad Bramstedt sinn-
voll weiterzuentwickeln. So ist aus ei-
ner kleinen Klinik innerhalb von 25 Jah-
ren mit 480 Betten, 3.600 stationären Pa-
tienten pro Jahr und insgesamt mehr als 
65.000 behandelten Patienten die größte 
psychosomatische Klinik für die Reha- 
und Akutbehandlung in Deutschland 
entstanden. „Hätte mir jemand vor fünf 
Jahren gesagt, dass die Klinik Bad Bram-
stedt rund 200 Patienten jeden Tag digi-
tal behandelt, hätte ich selbst widerspro-
chen“, so Schön. Am Standort Bad Bram-
stedt werden heute technische Lösungen 
entwickelt, die die Therapie des Patien-
ten nicht nur ergänzen, sondern teilwei-
se sogar ersetzen sollen. Die Anwendung 
MindDoc beispielsweise ermöglicht on-
line eine Psychotherapie. So kann ein Pa-
tient abseits von Ballungsräumen in sei-
ner gewohnten Umgebung und ohne 
lange Fahrtzeiten mit einem Psychothe-
rapeuten Sitzungen per Videochat abhal-
ten, per Nachricht kommunizieren und 
damit schnell und ohne Wartezeit seine 
Therapie beginnen. 

Auch die App Recovery Record ist 
eine Entwicklung der Schön Klinik. Sie 
wurde für Patienten mit Essstörungen 
entwickelt und dient zur Erstellung von 
Mahlzeitenplänen, Bewältigungsstrate-

gien, eigenen Zielen uvm. Der Patient ist 
mit dem behandelten Therapeuten ver-
knüpft, kann Nachrichten und Aufga-
ben empfangen und Bericht per Video, 
Foto oder Nachricht über sein Essver-
halten an seinen Therapeuten zurück-
senden. „Das Wohl des Patienten muss 
Richtschnur jeden Handelns sein“, sag-
te Schleswig-Holsteins Gesundheitsmi-
nister Dr. Heiner Garg. Der „Verfech-
ter der Digitalisierung“, wie ihn Marcus 
Baer, Klinikleiter der Schön Klinik Bad 
Bramstedt, nannte, begrüßte die tech-
nischen Innovationen der Schön Klinik 
Bad Bramstedt und betonte, dass es auch 
Aufgabe der Politik sei, den Patienten 
die Angst vor der neuen digitalen Welt 
zu nehmen und ihnen die Möglichkei-
ten der heutigen Zeit aufzuzeigen. „Na-
türlich sind wir uns bewusst, dass diese 
Form der Therapieergänzung nicht für 
jeden Betroffenen geeignet ist, jedoch 
stellt es eine großartige Form der opti-
mierten personellen Ressourcenplanung 

und die Entlastung des Patienten bezüg-
lich Anfahrtszeiten und damit verbun-
denem Stress dar“, so Garg. 

Garg malt ein Zukunftsszenario: 
„Stellen Sie sich vor, Sie müssen einen 
ambulanten Eingriff in einem Kranken-
haus vornehmen lassen. Schon am Emp-
fang begrüßt Sie der Avatar Kim.“ Dieser 
sei für die Aufnahme der Patientenda-
ten zuständig und übernehme die admi-
nistrativen Aufgaben. Ein zweiter Ava-
tar bringt den Patienten in sein Zimmer, 
erst ab diesem Zeitpunkt findet der ers-
te face-to-face-Kontakt mit einem Arzt 
statt. „Das klingt für Sie im ersten Mo-
ment absurd? Schon heute können Sie 
diese Form der Patientenaufnahme am 
UKSH ausprobieren“, sagte Garg. Und 
wird noch ein Stück weitergedacht: Ist 
es dann schon heute technisch möglich, 
den benötigten Spezialisten nicht face-
to-face antreffen zu müssen sondern sich 
per OP-Roboter behandeln zu lassen? 
Der Spezialist bedient diesen aus beliebi-
ger Entfernung und operiert, als wäre er 
direkt vor Ort.

Auch Professorin Corinna Jacobi, 
Professorin für Klinische Psychologie 
und E-Mental-Health der Technischen 
Universität Dresden, beschäftigt sich 
tagtäglich mit den Möglichkeiten der di-
gitalen Psychotherapie. So erarbeitet 
sie mit ihrem Team an der TU Dresden 
Qualitätskriterien für internetbasierte 
Selbstmanagement-Interventionen, die 
zum Teil per App schnell und einfach auf 
dem Handy absolviert werden können. 
Rund 325.000 Gesundheitsapps findet 
der potentielle Patient in den Appstores 
der namhaften Anbieter. Doch welche 
Apps sind auch wirklich für eine Selbst-
management-Intervention geeignet und 
wie kann der User dies erkennen? Für 
die richtige Auswahl wurden Qualitäts-
kriterien wie Indikation, Beschreibung 
der Intervention, Wirksamkeit uvm. 
festgelegt, um gute von schlechten Inter-
ventionen unterscheiden zu können. „E-
Mental Health ist kein Allheilmittel, es 
kann aber wirksam ergänzen und stellt 
einen nicht mehr wegzudenkenden An-
teil der Psychotherapie dar“, so Jacobi.

Astrid Schock

J U B I L Ä U M

Psychosomatik 
digital = Erfolg?
Größte somatische Klinik für die Akut- und Rehabehandlung in Deutschland feiert 
25. Jubiläum. Minister Dr. Heiner Garg als Verfechter der Digitalisierung.

Die Spitze der Un-
ternehmensführung, 
die Klinikleitung und 
Gesundheitsminis-
ter Dr. Heiner Garg 
würdigten die Ar-
beit der Schön Kli-
nik Bad Bramstedt 
zum 25-Jährigen Ju-
biläum.
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„Technik ersetzt keine 
Empathie, der intelligente 

Einsatz der Technik ist aber 
heutzutage nicht mehr 

wegzudenken.“ 
Dr. Heiner Garg 
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G E B U R T S T A G E
 

Veröffentlicht sind nur die Namen der Jubilare, 
die mit der Publikation einverstanden sind.

Ulrich Wenzel, Lehmkuhlen b. Preetz, 
feiert am 02.01. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Wulf Jarchow, Fockbek, 
feiert am 03.01. seinen 90. Geburtstag.

Dr. Heinz Tschirner, Holm, 
feiert am 04.01. seinen 85. Geburtstag.

Dr. Helmut Scholz, Rendsburg, 
feiert am 06.01. seinen 70. Geburtstag.

Priv.-Doz. Dr. Volker Pahnke,Wedel, 
feiert am 10.01. seinen 75. Geburtstag.

Axel von Schmettow, Marne , 
feiert am 10.01. seinen 70. Geburtstag.

Priv.-Doz. Dr. Hans-Detlef Taube, Tangstedt, 
feiert am 11.01. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Klaus Ziervogel, Heide, 
feiert am 11.01. seinen 80. Geburtstag.

Kurt Langner, Bösdorf, 
feiert am 13.01. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Dörte Bornbusch, Oststeinbek, 
feiert am 14.01. ihren 70. Geburtstag.

Dr. Joachim Gunkel, Dannewerk, 
feiert am 15.01. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Ulrich Klaubert, Lübeck-Travemünde, 
feiert am 15.01. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Edda Fesefeldt, Itzehoe, 
feiert am 20.01. ihren 80. Geburtstag.

Dr. Rolf Lau, Schellhorn,  
feiert am 21.01. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Hartwig Becker, Flensburg,  
feiert am 23.01. seinen 90. Geburtstag.

Johanna Vagedes, Alt-Mölln, 
feiert am 23.01. ihren 70. Geburtstag.

Dr. Ingeborg Kreusch, Aumühle,  
feiert am 25.01. ihren 95. Geburtstag.

Priv.-Doz. Dr. Hans Strenge, Kiel,  
feiert am 29.01. seinen 70. Geburtstag.

D
r. Marianne Ulmer-Biallas ist mit 
dem Verdienstkreuz am Bande aus-
gezeichnet worden. Die Anästhesis-
tin aus Heikendorf engagiert sich eh-

renamtlich in den Bergen Nepals, wo sie 
Patienten mit Missbildungen und Ver-
brennungen, insbesondere Kinder mit 
Kiefer-Gaumenspalten,  narkotisiert und 
medizinisch betreut. Die gemeinsame 
Arbeit mit nepalesischen Ärzten wird 
durch häufige Stromausfälle, schlechte 
Infrastruktur, Grenzblockaden oder Fol-

Verdienstkreuz für Narkoseärztin

gen von Erdbeben erschwert. Marianne 
Ulmer-Biallas hat Überwachungsmoni-
tore und ärztliche Geräte in Deutschland 
organisiert und Medikamente und Spen-
den für ein Krankenhaus in Kathmandu 
gesammelt. Zudem beteiligt sie sich an 
Reihenuntersuchungen und an der all-
gemeinmedizinischen Versorgung der 
Menschen aus der Bergregion. Außer-
dem kümmert sie sich um die Aus- und 
Weiterbildung des einheimischen Per-
son als. (PM/RED)

P
rof. Dirk Kieback ist neuer Chefarzt 
der Diako-Frauenklinik in Flens-
burg. Kieback leitete zuletzt die Kli-
nik für Gynäkologie und Geburtshil-

fe im Helios-Klinikum Schleswig. Der 
gebürtige Schleswiger (Jahrgang 1955) 
absolvierte nach dem Medizinstudi-
um in Kiel seine klinische Ausbildung 
zum Facharzt für Frauenheilkunde und 
Geburtshilfe an den Universitätsklini-
ken in Tübingen und Münster sowie am 
M.D. Anderson Cancer Center in Hous-
ton, Texas. Dort spezialisierte er sich auf 
die gynäkologische Onkologie. 1994 er-
folgte die Habilitation an der Universi-
tät Ulm. 

Anschließend übernahm Kieback 
verschiedene Leitungsfunktionen in 
Deutschland (Ordinarius für Frauen-
heilkunde und Geburtshilfe an der Uni-
versität Freiburg), den Niederlanden 

(Direktor der Klinik für Gynäkologie 
und Geburtshilfe der Universität Maas-
tricht) sowie in den USA (Director of 
Obstetrics and Gynecology, Ben Taub 
General Hospital, Baylor College of Me-
dicine, Houston, Texas). Zudem ist Kie-
back Ehrenprofessor der Universität 
Wuhan, China. Aus familiären Grün-
den kehrte er im August 2006 nach 
Deutschland zurück und war anschlie-
ßend als Chefarzt und ärztlicher Direk-
tor in Kliniken u. a. in Aue und Bremen 
tätig, bevor er 2016 ans Helios-Klini-
kum Schleswig wechselte. Kieback be-
kleidete seit 2004 außerdem verschiede-
ne Leitungsfunktionen nationaler und 
internationaler wissenschaftlicher Fach-
gesellschaften. Kiebacks Vorgänger Dr. 
Horst Ostertag war im Mai bei einem 
Flugzeugabsturz in Spanien ums Leben 
gekommen. (PM/RED)

Kieback ist neuer Chefarzt in der Diako

Prof. Dirk Kieback

Dr. Marianne Ulmer-Biallas



P E R S O N A L I A  // 3 1D E Z E M B E R  2 0 1 8  |  AU S G A B E  1 2

K U R Z  N O T I E R T

Award für Kieler Anästhesiologen 
PD Dr. Hajo Reißmann, Leiter der Stabsstelle Medizinischer 
Sachbedarf des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein 
(UKSH), hat den GS1 Healthcare Award 2018 erhalten. Die 
Standardisierungsorganisation GS1 Germany GmbH zeichnete 
Reißmann für seinen besonderen Einsatz rund um die Patien-
tensicherheit und Effizienz im Gesundheitswesen als Unter-
nehmenspersönlichkeit aus. GS1 ist ein Verbund nationaler 
Organisationen. Er unterstützt Unternehmen aller Branchen 
dabei, moderne Kommunikations- und Prozessstandards in 
der Praxis anzuwenden. Der Anästhesiologe wirkt seit über 
zehn Jahren bei GS1 in verschiedenen Gremien mit. (PM/RED)

Lasserre wechselt nach Rendsburg
Dr. Anke Lasserre wechselt aus den Westküstenkliniken 
(WKK) Heide zu den imland Kliniken nach Rendsburg. Las-
serre ist in Rendsburg medizinische Geschäftsführerin und 
soll dort zusammen mit dem kaufmännischen Geschäftsfüh-
rer Dr. Hans-Markus Johannsen „den 2015 eingeschlagenen 
Restrukturierungskurs mit Nachdruck zum wirtschaftlichen 
Erfolg führen“, wie es in einer Mitteilung des Hauses hieß. Jo-
hannsen hofft, dass mit der „Erweiterung der Geschäftsfüh-
rung um ärztlich-medizinischen Sachverstand die anstehen-
den Restrukturierungs- und Baumaßnahmen deutlich schnel-
ler umgesetzt werden können“. Lasserre war vier Jahre in Hei-
de tätig und hatte dort positive wirtschaftliche Ergebnisse für 
das WKK erzielt. Zum Start in Rendsburg sprach sie sich für 
eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Ärzten und 
Kaufleuten aus.

MIT zeichnete Azmitia aus
Dr. Luis Azmitia, Assistenzarzt der 
Klinik für Neurochirurgie des Uni-
versitätsklinikums Schleswig-Hol-
stein (UKSH), Campus Kiel, hat vom 
Massachusetts Institute of Techno-
logy, Harvard/Boston (MIT) den In-
novationspreis für seine Erforschung 
von Stammzellen zur Behandlung 
von Hirntumoren erhalten. Der Preis 
wurde vergangenen Monat an der 
Panamerican Universität in Mexico 
City überreicht. Dr. Azmitia, geboren 
in Guatemala und Assistenzarzt in der Klinik für Neurochirur-
gie, erhielt den Preis unter 2.000 Bewerbungen für den Raum 
Lateinamerika in der Kategorie Biotechnologie für seine Ar-
beiten über modifizierte Stammzellen in der Therapie von bös-
artigen hirneigenen Tumoren. (PM/RED)

W I R  G E D E N K E N  D E R  V E R S T O R B E N E N 

Dr. Ernst Peter Tiedemann, Rendsburg, 
geboren am 24.03.1930, verstarb am 17.09.2018.

Ursula Gröger, Pinneberg, 
geboren am 26.10.1933, verstarb am 21.09.2018.

Dr. Dr.-Ing. Hans-Dieter Brackebusch, Kiel, 
geboren am 01.05.1935, verstarb am 16.11.2018.

Rehaklinik Damp 
mit neuer Leitung

D
r. Anja Spies ist neue Ärztliche Di-
rektorin der Rehaklinik Damp. Die 
50-Jährige ist Nachfolgerin von Prof. 
Matthias Köhler. Spies ist Fachärz-

tin für Orthopädie und Unfallchirur-
gie sowie für physikalische und rehabi-
litative Medizin. Sie kam 2010 als Ober-
ärztin zur Rehaklinik Damp. Seit 2015 ist 
sie dort Chefärztin der Abteilung Ortho-
pädie II, im Folgejahr wurde sie außer-
dem auch stellvertretende Ärztliche Di-
rektorin. Seit Gründung der Rehakli-
nik im Jahr 1973 ist Spies nach Dr. Die-
ter Heimann, Dr. Thomas Wessinghage 
und Prof. Matthias Köhler erst die vier-
te Ärztliche Direktorin in dem Haus an 
der Ostsee.

Ihr Vorgänger Köhler konzentriert 
sich künftig auf seine Rollen als Chief 
Medical Officer (CMO) der Helios Re-
hakliniken GmbH und als Chefarzt der 
Abteilung Nephrologie sowie der Dialyse 
der Rehaklinik. 

Zugleich gab der Klinikkonzern be-
kannt, dass Ivonne Günter zur neuen 
Pflegedirektorin der Rehaklinik Damp 
berufen wurde. Die 46-Jährige bekleidet 
das Amt seit Oktober. Sie ist ausgebildete 
Krankenschwester und erwarb einen Ba-
chelor in Case-Management im Gesund-
heitswesen an der Steinbeis Business 
Akademie in Berlin. Sie verfügt nach Un-
ternehmensangaben über 28 Jahre Er-

fahrung im Gesundheitswesen, unter an-
derem in den Fachbereichen Unfallchir-
urgie, Allgemein- und Thoraxchirurgie, 
Gastroenterologie, Hämatologie, Neph-
rologie und Onkologie, sowie über lang-
jährige Führungserfahrung. Ihre letz-
te Station war die Helios Klinik Kiel, wo 
sie als Qualitätsmanagerin und stellver-
tretende Pflegedirektorin tätig war. (PM/
RED)
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P
rof. Ernst von Dobschütz hat das 
Krankenhaus St. Adolf Stift in Rein-
bek verlassen und ist jetzt Chefarzt 
des neugegründeten Albertinen Zen-

trums für Endokrine Chirurgie am Ev. 
Amalie Sieveking-Krankenhaus in Ham-
burg-Volksdorf. Der 43-jährige Experte 
für die Behandlung von Schilddrüsener-
krankungen leitete in Reinbek die Sekti-
on Endokrine Chirurgie. In Hamburg ar-
beitet er in enger Kooperation mit der 
Klinik für Allgemein-, Viszeral- und ko-
loproktologische Chirurgie (Prof. Chris-
toph Isbert) und der Klinik für Allge-
meine Innere Medizin und Gastroente-
rologie (Prof. Irmtraut Koop). Von Dob-
schütz absolvierte sein Medizinstudium 
in München und im brasilianischen Sao 
Paulo und erhielt seine chirurgische Aus-
bildung an der Universitätsklinik Frei-
burg im Breisgau. Bevor er nach Reinbek 
kam, war von Dobschütz als Oberarzt 
der Endokrinen Chirurgie in der Schön-
Klinik Hamburg-Eilbek tätig. Von Dob-
schütz ist u. a. Fellow of the European 

Von Reinbek ins Sieveking-
Krankenhaus in Hamburg 

Board of Surgery- Endocrine Surgery. 
Ein wichtiger Schwerpunkt seiner akade-
mischen Arbeit sind Studien und Fach-
vorträge auf dem Gebiet der genetisch 
bedingten Hormonerkrankungen und 
deren operativer Versorgung. (PM/RED)

Prof. Ernst von Dobschütz

Dr. Anja Spies 

Dr. Luis Azmitia
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Kieler Arzt gewinnt 
Julius Springer-Preis

K U R Z  N O T I E R T
Kopfschmerz-Patientin ausgezeichnet
Bettina Frank aus Kiel organisiert und moderiert seit Ende 
der 90er Jahre ehrenamtlich ein bundesweites Kopfschmerz-
forum, das sich europaweit zur größten Selbsthilfegruppe die-
ser Thematik entwickelt hat. Dafür wurde Frank jüngst mit 
dem Bundesverdienstkreuz Erster Klasse ausgezeichnet. Frank 
engagiert sich für eine verbesserte Diagnostik und Behand-
lung von Migräne- und Kopfschmerzerkrankungen. Früh hat-
te sie die Möglichkeiten der Selbsthilfe durch digitale Medi-
en erkannt, sie weiterentwickelt und zur Information und Auf-
klärung eingesetzt. „Trotz eigener Migräneerkrankung ist sie 
rund um die Uhr im Einsatz. Ihr wichtigstes Anliegen ist es, 
Betroffene, Ärzte, Therapeuten sowie nationale und interna-
tionale Schmerzzentren an einen Tisch zu bringen“, hieß es in 
der Laudatio. Es gehe ihr darum, die gesundheitliche Versor-
gung zu verbessern und neue Kenntnisse, Behandlungskon-
zepte sowie Forschungsergebnisse unmittelbar verfügbar zu 
machen. Mit dem sozialen Netzwerk „Headbook“ leiste sie seit 
2009 Aufklärungsarbeit und zeige, wie digitale Medien zur 
Verbesserung der Gesundheitsversorgung eingesetzt werden 
können. (PM/RED)

Verdienstorden für Kappus
Dr. Michael Kappus ist mit 
der Verdienstmedaille des 
Verdienstordens der Bun-
desrepublik Deutschland 
ausgezeichnet worden. Der 
Chefarzt und Ärztliche Di-
rektor des Klinikums Itze-
hoe stellt seit seiner Jugend-
zeit hilfsbedürftige Men-
schen in den Mittelpunkt 
seines Engagements, hieß es 
in der Laudatio. Kappus ist 
seit 2013 Sprecher des Trau-
ma-Netzwerkes Schles-
wig-Holstein. Ehrenamt-
liche Vorträge, die Betreu-
ung straffällig geworde-
ner Jugendlicher sowie An-

tigewalttraining ergänzen sein soziales Engagement. Im Kreis 
Steinburg gehörte er 2015 zu den Flüchtlingshelfern der ers-
ten Stunde und kümmerte sich auch in den Erstaufnahmeein-
richtungen um die notwendigen ärztlichen Untersuchungen. 
In der Ärztekammer Schleswig-Holstein engagiert sich Kap-
pus als Prüfer. Außerdem macht er sich für die Förderung der 
medizinischen Fort- und Weiterbildung stark und war im Ar-
beitskreis innerklinische Notfallmedizin. Die Auszeichnung 
erhielt Kappus im November in Kiel durch Ministerpräsident 
Daniel Günther. (PM/RED)

Korrektur: Präsident Gerd Iversen
In der Übersicht über die Amtszeiten bisheriger Präsiden-
ten der Ärztekammer Schleswig-Holstein ist uns in Ausgabe 
9/2018 auf Seite 8 ein bedauerlicher Schreibfehler in der Na-
mensnennung unterlaufen. Der vierte Präsident der Ärzte-
kammer Schleswig-Holstein hieß Gerd Iversen. Iversen am-
tierte in der Zeit von 1977 bis 1980 und folgte auf Edmund 
Christiani. Iversen war zuvor außerdem als geschäftsführen-
der Arzt für die Kammer tätig. Wir bitten den Fehler zu ent-
schuldigen. (RED)

D
r. Moritz Kanzow, Oberarzt der Kli-
nik für Gynäkologie und Geburtshil-
fe am Universitätsklinikum Schles-
wig-Holstein (UKSH) Kiel, ist mit 

seinen Co-Autoren für eine Arbeit über 
Diagnostik und Therapie des Ovari-
alkarzinoms mit dem Julius Springer-
Preis für Gynäkologie 2018 ausgezeich-
net worden. Der mit 2.500 Euro dotierte 
Preis honoriert den besten Fortbildungs-
beitrag in der Gynäkologie, der in den 
Publikationsjahren 2016 und 2017 in ei-
ner der beiden Fachzeitschriften „Der 
Gynäkologe“ oder „Gynäkologische En-
dokrinologie“ erschienen ist.

 Kanzow et al. haben sich in ihrem 
Beitrag mit der Neustrukturierung der 
WHO-Klassifikation der Ovarialtumo-
ren beschäftigt. Sie zeigen mögliche The-
rapiekonzepte auf und geben Empfeh-
lungen, wann welche Therapien anzu-
wenden sind. Darüber hinaus geben sie 
Hinweise für die Nachsorge und Be-
handlungsoptionen bei einem Rückfall. 

Die Preisverleihung fand im Rahmen 
des 62. Kongresses der Deutschen Gesell-
schaft für Gynäkologie und Geburtshil-
fe Anfang vergangenen Monats in Berlin 
statt. Die Vorauswahl zur Ermittlung der 
preiswürdigen Beiträge trifft die Redak-
tion. Hierfür werden Downloadzahlen, 
Anzahl der Teilnahmen und Bewertung 

der Teilnehmer nach Schulnoten ausge-
wertet. Eine Jury ermittelt anschließend 
den Gewinner nach den Kriterien ‚Aktu-
alität‘, ‚Fortbildungswert‘ sowie ‚Didaktik 
und Darstellung‘. 

Kanzow ist seit 2013 Facharzt für Gy-
näkologie und Geburtshilfe. Seit Sep-
tember desselben Jahres ist er als Ober-
arzt am UKSH tätig. Sein Arbeitsschwer-
punkt gilt der gynäkologischen Onkolo-
gie. (PM/RED)

D
r. Friederike Zunke und Dr. An-
drey Pravdivtsev sind mit den Kiel 
Life Science-Postdoc Awards ausge-
zeichnet worden. Zunke wurde für 

ihre besonderen Leistungen in der me-
dizinischen Forschung geehrt, Pravdivt-
sev setzte sich im nicht-medizinischen 
Bereich durch. Die beiden KLS-Awards 
richten sich an fortgeschrittene Nach-
wuchsforschende, die sich mit hervor-
ragenden Leistungen als wissenschaftli-
che Mitarbeiter in einer der mit KLS ver-

Nachwuchswissenschaftlerin ausgezeichnet 

Dr. Friederike Zunke erhielt ihren KLS-PostDoc Award 2018 von Prof. Thomas Bosch, Sprecher 
des Forschungsschwerpunkts. 

Dr. Moritz Kanzow

bundenen Institutionen ausgezeichnet 
haben. Die Preise sind mit einer Förder-
summe von je 6.000 Euro dotiert und 
werden überwiegend in künftige For-
schungsvorhaben investiert.

Zunke arbeitet an der Erforschung 
der lysosomalen Speicherkrankheiten. 
In ihrer Dissertation untersuchte sie die 
molekularen Entstehungswege der Par-
kinson-Krankheit und konnte dabei das 
therapeutische Potenzial spezifischer 
Peptide belegen. (PM/RED) Fo
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Dr. Michael Kappus
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Zur 90. Jahrestagung der Norddeut-
schen Dermatologischen Gesellschaft 
(NDG) hatten deren Vorstand – Prof. 
Christian A. Sander, Prof. Michael Tron-
nier, Prof. Johannes Wohlrab und Prof. 
Steffen Emmert – , letzterer auch als Ta-
gungspräsident, sowie der Berufsver-
band der Deutschen Dermatologen – 
Vorstand Dr. Michael Reusch, Dr. Wolf-
gang Lensing und Dr. Andreas Tim-
mel – nach Warnemünde eingeladen. 
Rund 170 Teilnehmern wurde das Spek-
trum der aktuellen Dermatologie in fünf 
Kursen, freien Vorträgen, einer Diakli-
nik, Referaten und Postern geboten, ein 
Schwerpunkt lag in der Tropenmedizin 
und importierten Krankheiten. Fernrei-
sende und Migranten bringen neue Her-
ausforderungen, so die Frambösie als lo-
kale Entzündung der Haut des Gesich-
tes („Aleppo-Beule“) oder als nicht hei-
len wollendes Ulcus nach einer Verlet-
zung der Hand bei wissenschaftlichen 
Arbeiten im tropischen Regenwald Bra-
siliens. Safari-Touristen, die in einem 
Nationalpark im südlichen Afrika Ele-
fanten zu nahe kommen, können das 
Opfer schnell rennender Zwecken wer-
den, die das Zeckenbissfieber übertra-
gen, eine Rickettsiose, die mit einem Ex-
anthem einhergeht; Afrika-Reisende 
ohne ausreichenden Impfschutz kön-
nen an Masern erkranken. Die Larva mi-
grans kann sich in die Haut der Füße 
von Badegästen an tropischen Stränden 
einnisten, und nach dem Aufprall ei-
ner Dasselfliege auf die Stirn während 
eines Aufenthaltes im Amazonasgebiet 
fand der behandelnde Arzt in Deutsch-
land die Larve einer Dasselfliege tief in 
einem nicht heilen wollenden Ulcus der 
Haut. In Deutschland können afrikani-
sche Weißbauch-Igel Pilze auf ihre hu-
manen Mitbewohner übertragen, bei-
de, Mensch und Tier, müssen in einem 
derartigen Fall antimykotisch behan-
delt werden. Dem bunten Bild des Rei-
gens der Krankheiten der Haut entspra-
chen auch die vom Preiskomitee unter 
Leitung von Prof. Wohlrab (Halle) aus-
gewählten Präsentationen; die jeweili-

gen Erstautorinnen werden nachstehend 
genannt. Bester freier Vortrag: Dr. An-
nia Cherrez (Rostock) berichtete über 
braun-schwärzliche Pigmentierungen 
am Penis eines 62 Jahre alten Patien-
ten, entstanden durch die jahrelange An-
wendung von silbersulfadiazinhaltiger 
Creme. Beste Diaklinik: Dr. Lyubomira 
Vlahova (Göttingen) beschrieb die voll-
ständige Remission eines primär kuta-
nen spindelzelligen Keimzentrum-Lym-
phoms, mit dem klinischen Bild multip-
ler anulär figurierter Erytheme, unter in-
traläsionaler ultra-low-dose Interferon-
alpha2a-Therapie. Zwei Posterpreise: Dr. 
Gisela A. Hübner (Lübeck) zeigte, dass 
eine Mycobacterium marinum-Infekti-
on auch unter dem Bild eines Erysipels 
ablaufen kann. Elisabeth Oms (Hildes-
heim) erklärte das Bild der Zinkmangel-
Dermatitis bei einem ehemals frühge-
borenen Säugling, der mit perioral und 
akral lokalisierten erythematös bis ve-
sikulo-bullösen, psoriasisformen Haut-
veränderungen vorgestellt wurde. Un-
ter adäquater Substitution war bereits 
drei Tage nach Beginn der Behandlung 
eine wesentliche Besserung des Hautbe-
fundes zu verzeichnen, nach drei Wo-
chen eine Abheilung. Die Beziehung 
zwischen Medizin und Gesellschaft wur-
de in dem Vortrag von Katy Hoffmeis-
ter (Schwerin), Justizministerin Meck-
lenburg-Vorpommerns, deutlich. Sie re-
ferierte zu dem Thema „Korruption im 
Gesundheitswesen – die Tatbestände 
§229a ff StGB“ und betonte insbesonde-
re die Strafbarkeit von ausdrücklicher 
Verknüpfung von Vorteil und Gegenleis-
tung. Aufgrund des Facettenreichtums 
der Dermatologie und ihrer vielfältigen 
Beziehungen zu anderen Fächern, insbe-
sondere zur Allgemeinmedizin, können 
die Jahrestagungen der NDG auch über 
die Fachdermatologie hinaus sehr emp-
fohlen werden. Die nächste, die 91. Jah-
restagung wird vom 23. bis 25. August 
2019 wieder in Rostock-Warnemünde 
stattfinden (www.norddeutsche-derma-
tologen.de). 

Dr. Udo Hennighausen

D E R M A T O L O G I E

Das ganze 
Spektrum 
90. Jahrestagung der Norddeutschen Dermatolo-
gischen Gesellschaft in Rostock-Warnemünde. 

L E S E R B R I E F

Psychotherapie im Umbruch: Nachteile 
für Ärzte, lukrativ für Krankenkassen 
Wenn immer mehr Menschen zunächst in Arbeitsunfähig-
keit und dann in Frührente gehen, leidet die Finanzgrundlage 
(Beitragseinnahmen) im Gesundheitswesen. Auch die Wirt-
schaft leidet durch Lohnfortzahlung, Ausfall von Arbeits-/
Fachkräften und Einbußen an Produktion. Die Krankenkas-
sen leiden nicht. Im Gegenteil, sie profitieren: Es gibt Extrazu-
weisungen für Erwerbsunfähigkeitsrentner und für die Diag-
nose Depression aus dem Gesundheitsfonds. Die Aufwendun-
gen für das Krankengeld werden aus dem Gesundheitsfonds 
erstattet. So sind die Krankenkassen daran interessiert, mög-
lichst viele, speziell Depressive, von Ärzten erfassen bzw. dia-
gnostizieren zu lassen und dann kostengünstig versorgen zu 
lassen und die Diagnose lange zu erhalten.
Die Wege für eine diskriminierende („herabgestufte“) Sparver-
sorgung sind gebahnt, es gibt schon manche Verträge
zur Online-„Versorgung“, „getarnt“ als Verträge zur integrier-
ten Versorgung. Beispiel: Vertrag der BKK Ahlmann mit IVP 
Networks. Patienten werden aktiv in diese „Betreuung“ hin-
eingelotst. Auch die Barmer lobt sich für viele Online-Angebo-
te. Die Pressearbeit potenziell neuer Leistungserbringer läuft 
auf Hochtouren: „Online-Therapie wirkt“.
Da wird ein „möglichst viele Depressive erreichen“ heroisch 
verklärt. Das lohnt sich betriebswirtschaftlich, sofern es kos-
tengünstig bleibt, für die Krankenkassen (s.o.). Da bleibt im 
Dunkeln, ob die nachbetreuenden „Therapeuten“ zur Aus-
übung der Heilkunde (Verbesserung der Symptomatik psychi-
scher Störungen) berechtigt (Ärzte oder Psychologische Psy-
chotherapeuten) sind. 
Die „teure“ Psychotherapie nach den Psychotherapierichtlini-
en wurde 1967 als Leistung der gesetzlichen Krankenkassen
nach einem knallharten Wirksamkeitsnacheis eingeführt. 
Psychotherapieverfahren müssen eine Wirksamkeit bei fünf
verschiedenen Störungsbildern nachweisen, um eine Zulas-
sung zu erhalten. Bei den Online-Angeboten wird ein Zulas-
sungsverfahren umgangen. Bei Medikamenten ist der Nach-
weis eines zusätzlichen Nutzens bei einer Krankheit gegen den 
bisherigen „Best Standard“ der Behandlung für eine Zulas-
sung erforderlich.
Die Wirksamkeitsnachweise von Online-Coaching oder Be-
treuung erfolgen nicht nach dem sonst in der Wissen-
schaft üblichen Standard: Gegen die beste verfügbare Behand-
lung, Psychotherapie nach den Psychotherapierichtlinien.
Nur die „große Psychotherapie“ erhält die Finanzgrundlage 
des Gesundheitswesens (Beitragszahlungen) und die Arbeits-
kraft/Fachkräfte für die Wirtschaft. Im letzten Jahr wurde 
die Psychotherapie „reformiert“, durch die eingeführten neu-
en Leistungen und Aufgaben, speziell durch die Akuttherapie, 
werden die niedergelassenen Psychotherapeuten in die Versor-
gung psychischer Störungen gedrängt und so Behandlungska-
pazitäten für die weitestgehende Heilung psychischer Störun-
gen abgebaut: Mehr Leistung ohne mehr Zulassungen für Psy-
chotherapeuten – das ist Irrsinn.
Dies „passt“ in die „Politik“ der Krankenkassen. Durch subtile 
Steuerung (Akuttherapie) lieber Kosten (für Krankenhausbe-
handlungen) reduzieren als in die Zukunft investieren durch 
Zulassung von mehr Psychotherapeuten. 
Gerhard Leinz, Kiel
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S
türze und Knochenbrüche im Alter 
haben häufig weitreichende Kon-
sequenzen und sind maßgeblich 
für Krankenhausaufenthalte und 
Pflegebedürftigkeit verantwortlich. 
Darauf verwiesen Experten der 
Deutschen Gesellschaft für Unfall-

chirurgie beim Jahreskongress der Or-
thopäden und Unfallchirurgen in Berlin 
(DKOU 2018).

Mehr als 400.000 Senioren wer-
den pro Jahr nach einem Sturz ins Kran-
kenhaus eingeliefert, insgesamt erleiden 
über 700.000 betagte Menschen Brü-
che an Oberschenkeln, Wirbeln oder Ar-
men. „Damit zählen Altersbrüche zu den 
häufigsten Ursachen für Krankenhaus-
einweisungen und spätere Pflegebedürf-
tigkeit“, sagte Prof. Ulrich Liener, Unfall-
chirurg im Marienhospital Stuttgart.

Besonders groß ist die Gefahr in den 
eigenen vier Wänden. Unfälle im Haus-
halt führen zu beinahe dreimal so vie-
len Todesopfern wie Verkehrsunfälle. 
2015 starben 9.818 Frauen und Männer 
nach Haushaltsunfällen, im Straßenver-
kehr im gleichen Zeitraum 3.622 Men-
schen. Staubsaugen, Fensterputzen und 
Heimwerken sind unterschätzte Gefah-
ren, wie DKOU-Kongresspräsident Prof. 
Joachim Windolf aus dem Uniklinikum 
Düsseldorf erläuterte. Er präsentierte  
bei dem mit über 10.000 Teilnehmern 
größten europäischen Kongress für Or-
thopädie und Unfallchirurgie aktuelle 
vom Robert Koch-Institut (RKI) und der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin (BAuA) herausgegebene 
Zahlen. Demzufolge verletzten sich im 
Erhebungsjahr 2015 insgesamt 3,15 Milli-
onen Menschen im Haushalt, 9.818 Un-
fälle verliefen tödlich. Die Zahlen stei-
gen seit 2007 kontinuierlich an. Windolf: 
„Der gefährlichste Ort im Leben ist das 
eigene Zuhause.“

Wackelige Leitern beim Fensterput-
zen und Stolperfallen wie Teppichkan-
ten und Staubsaugerkabel führen häufig 
zu Stürzen. Diese seien mit mehr als 80 
Prozent die häufigste Ursache tödlicher 
Haushaltsunfälle, vier von fünf Unfäl-
len gehen auf menschliches Fehlverhal-
ten zurück. Unfallchirurg Windolf: „Ins-
besondere bei älteren Menschen kann 
bereits der einfache Stolpersturz zu gra-
vierenden Konsequenzen führen. Re-
duzierte Sehkraft, herabgesetzte Refle-
xe und geringere Muskelkraft führen zu 
erhöhter Sturzgefahr. Vorerkrankungen 
wie Osteoporose und blutverdünnende 
Medikamente verstärken dann noch die 
Unfallfolgen.“

Um die Behandlung älterer Patien-
ten zu verbessern, hat die Deutsche Ge-
sellschaft für Unfallchirurgie gemein-
sam mit der Deutschen Gesellschaft für 
Geriatrie nationale Empfehlungen für 
die optimale Versorgung erarbeitet, die 
im „Weißbuch Alterstraumatologie“ zu-
sammengefasst sind. Eine solche Ver-

sorgung sehe die interprofessionelle Be-
handlung durch Unfallchirurgie, Alters-
medizin, Physiotherapie, Sozialdienst 
und Pflege vor, die aktuellen Studienda-
ten zufolge zu einer deutlichen Verbes-
serung der Ergebnisse in Bezug auf die 
Rückkehr in das alte soziale Umfeld und 
die Verringerung der Komplikationen 
und vor allem zur Senkung der Sterb-
lichkeit führt, so Liener. Nur durch eine 
auf diese Weise strukturierte Versorgung 
können Patienten rasch operiert, gefähr-
liche Medikamentenkombinationen ver-
mieden und die Delir-Rate gesenkt wer-
den. In Alterstraumazentren werde ein 
solcher Ansatz umgesetzt. Aktuell sei-
en deutschlandweit fast 80 dieser Al-
terstraumazentren zertifiziert; über 180 
hätten sich bereits zur Zertifizierung an-
gemeldet. Liener: „Wir hoffen, dass auf 
diese Weise immer mehr alte Menschen 
nach dem Unfall wieder in ein selbst-
ständiges Leben zurückkehren können.“

Zu den Kernthemen des Kongres-
ses, bei dem aus schleswig-holsteini-
scher Sicht vor allem Experten aus Kiel 
(unter anderem Prof. Andreas Seekamp, 
Prof. Sabine Fuchs und Prof. Sebastian 
Lippross, alle UKSH) vertreten waren, 
zählte die Digitalisierung in Orthopädie 
und Unfallchirurgie. „Smarte Implanta-
te, Wearables und Big-Data-Anwendun-
gen haben das Potenzial, unsere thera-
peutischen Möglichkeiten enorm zu er-
weitern und sind eine große Chance für 
die Zukunft“, sagte Co-Kongresspräsi-
dent Dr. Gerd Rauch aus Kassel. So sei 
die dreidimensionale Bildrekonstruktion 
von CT- und MRT-Datensätzen von er-
heblichem Wert. „Je besser wir die Topo-
grafie einer komplexen Fraktur auf den 
dreidimensionalen Bildern erkennen 
können, desto vorausschauender kann 
die Rekonstruktion geplant und durch-
geführt werden.“ Das gelte auch für die 
Implantation von Gelenkprothesen.

Auch digitale Unterstützungssyste-
me für die Chirurgie und maßgeschnei-
derte Implantate aus dem 3D-Drucker 
seien interessante Entwicklungen für 
Orthopädie und Unfallchirurgie. Apps 
und Wearables (kleine, vernetzte Com-

puter, die am Körper getragen werden 
und zum Beispiel Blutzucker oder Blut-
druck messen), die zur Unterstützung 
konservativer Therapien eingesetzt wer-
den und Patienten während ihrer Reha-
bilitation begleiten, würden ebenfalls ei-
nen festen Platz finden, so Rauch. „Al-
lerdings müssen diese Produkte den 
noch genau zu definierenden Standards 
an Sicherheit und Datenschutz genügen 
und ihren Nutzen belegen.“

Insgesamt könnten dank Digitali-
sierung Doppel- und Mehrfachuntersu-
chungen vermieden und Therapien bes-
ser gesteuert werden; Schnittstellen lie-
ßen sich besser organisieren, die Kom-
munikation zwischen Arzt und Patient 
vertiefen. Gleichzeitig seien die Umset-
zung im medizinischen Alltag, die Fi-
nanzierung und die Sicherung persönli-
cher Patientendaten eine Herausforde-
rung. „Wir als Ärzte sollten deshalb diese 
dynamische Entwicklung mitgestalten“, 
so das Fazit des niedergelassenen Ortho-
päden und Unfallchirurgen.

Weiteres wichtiges Thema: mit Im-
plantaten assoziierte Infektionen. Mehr 
als 100 Vorträge befassten sich während 
der Kongresstage in Berlin mit der ge-
fürchteten Komplikation. Siedeln sich 
Keime auf Implantaten wie etwa Kunst-
gelenken, Metallplatten, Schrauben oder 
Nägeln an, beeinträchtigt dies das Be-
handlungsergebnis und erfordert häu-
fig invasive Maßnahmen. Dabei muss 
das Implantat entfernt und die Eingriffs-
stelle von Keimen befreit werden. Bei 
besonders schwerwiegenden bakteriel-
len Knochenentzündungen ist ein inter-
disziplinärer Therapieansatz erforder-
lich. Gemäß aktueller S2-Leitlinie soll-
te der Operateur in solchen Fällen einen 
Infektiologen, Mikrobiologen und gege-
benenfalls einen plastischen Chirurgen 
in die Behandlung einbeziehen. Um das 
Auftreten implantatassoziierter Infektio-
nen zu verhindern, werden heute vielfäl-
tige Präventionsmaßnahmen (antimik-
robiell beschichtetes Fadenmaterial, an-
tibiotikahaltiger Knochenzement) ange-
wendet. 

Uwe Groenewold

Info
Die nationalen Emp-
fehlungen für die op-
timale Versorgung 
von älteren Patenten 
sind im „Weißbuch  
Alterstraumatologie“
zusammengefasst. Sie 
können auf der Web-
site der Deutschen 
Gesellschaft für Un-
fallchirurgie www.
dgu-online.de herun-
tergeladen werden. 

K O N G R E S S

„Gefährlichster Ort ist 
das eigene Zuhause“
Stürze und Knochenbrüche sind oft verantwortlich für 
Pflegebedürftigkeit. Häufiger Ort für Unfälle ist das eigene 
Zuhause. Fast 10.000 tödliche Haushaltsunfälle im Jahr. 
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E
rstmalig wird bei Kindern und Ju-
gendlichen mit akuter lymphoblas-
tischer Leukämie (ALL) eine Im-
muntherapie eingesetzt. In einer 
neuen internationalen Multicen-
terstudie unter Leitung des UKSH-
Campus Kiel soll geprüft werden, ob 

sich Therapienebenwirkungen verrin-
gern lassen und Heilungsraten weiter ge-
steigert werden können.

Zur Anwendung kommt der gen-
technisch hergestellte Antikörper Bli-
natumomab, wie Prof. Martin Schrap-
pe, Direktor der Universitätskinderkli-
nik in Kiel, im Gespräch mit dem Schles-
wig-Holsteinischen Ärzteblatt erläutert. 
Der Antikörper ist bereits zur Rezidiv-
therapie zugelassen und wird nun erst-
mals in der Erstlinientherapie der jun-
gen Krebspatienten eingesetzt. In Kiel 
sind die ersten Patienten im Rahmen 
der klinischen Studie mit der neuen Im-
muntherapie behandelt worden. Schrap-
pe setzt große Hoffnungen in die neue 
Therapieform, warnt jedoch vor zu ho-
hen Erwartungen: „Seit 20 Jahren su-
chen wir nach solchen neuen Behand-
lungsmöglichkeiten, jetzt haben wir sie 
endlich. Gleichwohl müssen wir erst die 
langfristigen Studienergebnisse abwar-
ten, ob wir Kinder tatsächlich vor den 
Schäden der bisher eingesetzten hochin-
tensiven Chemotherapien bewahren und 
gleichzeitig die Tumorkontrolle verbes-
sern können.“

Die jungen Patienten werden in al-
ler Regel mit intensiven standardisierten 
Kombinationschemotherapien behan-
delt. Diese führen dazu, dass 80 bis 90 
Prozent der an ALL erkrankten Kinder 
und Jugendlichen dauerhaft geheilt wer-
den können. „Die Behandlung hat aller-
dings einen hohen Preis“, sagt Schrappe.  
Während der Therapie können starke,  
zum Teil lebensbedrohliche Nebenwir-
kungen etwa im blutbildenden System 
auftreten; im späteren Leben haben die 
jungen Patienten ein deutlich größeres 
Risiko, erneut an Krebs zu erkranken. 
Höhere Heilungsraten mit der Verabrei-
chung höherer Dosen Chemotherapie zu 
erzielen – diese Gleichung geht aufgrund 

der befürchteten Nebenwirkungen nicht 
auf. Weltweit wird deshalb nach neu-
en Therapieformen gesucht, auch von 
der sogenannten ALL-Berlin-Frankfurt-
Münster (BFM)-Studiengruppe unter 
Leitung Schrappes.

Die Studiengruppe, die aus 120 Kli-
niken in acht Ländern besteht und vom 
ALL-BFM-Studienzentrum am UKSH-
Campus Kiel koordiniert wird, geht hier 
neue Wege: In einer großen klinischen 
Studie werden die jungen Patienten mit 
dem Wirkstoff Blinatumomab behan-
delt. Dabei handelt es sich um den ers-
ten sogenannten BiTe-Antikörper („bi-
specific T-cell engager“). Einer der bei-
den Arme des Antikörpers dockt an der 
Oberfläche von Leukämiezellen an, der 
andere an der Oberfläche von T-Zellen. 
Mit diesem speziellen „Adapter“ wer-
den die Immunzellen aktiviert, sie er-
kennen die aggressiven Krebszellen und 
zerstören sie. Die neue Therapie wurde 

bisher nur bei Rückfallpatienten einge-
setzt und scheint laut ersten Studiener-
gebnissen großes Potential zu besitzen. 
Allerdings kann auch diese Immunthe-
rapie starke Nebenwirkungen hervorru-
fen. „Wir müssen bei einigen Patienten 
mit hohem Fieber, neurologischen Sym-
ptomen und anderen vorübergehenden 
Organbeeinträchtigungen rechnen“, sagt 
Schrappe. „Dafür gibt es aber gut etab-
lierte Vorsichts- und Behandlungsmaß-
nahmen, für die bereits Ärzte und Pfle-
gekräfte aller beteiligten Kliniken ge-
schult wurden.“

Die Immuntherapie wird in zwei 
vierwöchigen Zyklen als Dauertherapie 
mit einer zweiwöchigen Unterbrechung 
verabreicht. Sie ist für Hochrisikopatien-
ten mit hohem Rückfallrisiko vorgese-
hen. In einem weiteren Studienarm sol-
len auch Patienten mit mittlerem Risiko, 
bei denen es unter der bisherigen Stan-
dardbehandlung ein bis fünf Jahre später 
zu unvorhergesehenen Rückfällen kom-
men kann, eingeschlossen werden. Diese 
erhalten kurz vor Ende der Kombinati-
onschemotherapie zusätzlich einen vier-
wöchigen Zyklus der Immuntherapie. 
„Damit hoffen wir, das langfristige Re-
zidivrisiko dieser Patienten weiter zu re-
duzieren“, so Schrappe.

Begleitend will die Studiengruppe 
außerdem untersuchen, warum einige 
Patienten möglicherweise besonders gut 
und andere eher nur gering auf die neu-
artige Therapie ansprechen. Insgesamt 
sollen in den kommenden fünf Jahren 
rund 5.000 Patienten in die Studie aufge-
nommen werden. Etwa 70 Prozent von 
ihnen kommen für die Behandlung mit 
der Immuntherapie infrage. Die neue 
Behandlungsform wird randomisiert mit 
der bisherigen Standardtherapie vergli-
chen. Im besten Fall, so Schrappes Hoff-
nung, kann die Immuntherapie mittel-
fristig bei vielen jungen ALL-Patien-
ten die toxische Chemotherapie ergän-
zen oder sogar ersetzen. In Deutschland 
nehmen rund 50 Kliniken an der Studie 
teil. Darüber hinaus sind etwa Kliniken 
in Österreich, der Schweiz, Italien, Isra-
el und Australien beteiligt. Die Deutsche 
Krebshilfe fördert die Studie mit über 
vier Millionen Euro.

Junge ALL-Patienten werden in 
Deutschland beinahe ausnahmslos im 
Rahmen von Therapieoptimierungsstu-
dien behandelt. Dabei handelt es sich 
um kontrollierte klinische Studien, die 
das Ziel haben, erkrankte Patienten nach 
dem jeweils aktuellen Wissensstand zu 
behandeln und gleichzeitig die Therapie-
möglichkeiten zu erweitern sowie Ne-
benwirkungen zu reduzieren. Darüber 
hinaus wird das Wissen über die Erkran-
kung durch die begleitende Forschung 
vertieft. Gewonnene Erkenntnisse kön-
nen dann in künftige Behandlungskon-
zepte einfließen.

 Uwe Groenewold

600
junge Menschen unter 
18 Jahren erkranken 
laut Kinderkrebsre-
gister Mainz jährlich 
in Deutschland an 
ALL. Am häufigsten 
betroffen sind Men-
schen zwischen dem 
ersten und fünften Le-
bensjahr. Jungen er-
kranken etwas häufi-
ger als Mädchen. ALL 
ist die häufigste Form 
der Leukämie bei Kin-
dern und Jugendli-
chen; sie macht fast 
ein Drittel aller Krebs-
erkrankungen im Kin-
des- und Jugendal-
ter aus. 

K L I N I S C H E  S T U D I E

Neue Therapie 
mit Potenzial
„Adapter“ aktiviert die Immunzellen, die aggressive Krebszellen 
erkennen und zerstören. Alternative zur Chemotherapie in Sicht.

„Seit 20 Jahren suchen wir nach 
solchen Behandlungsmöglichkeiten, 

jetzt haben wir sie endlich.“

Prof. Martin 
Schrappe, Direktor 
der Universitätskin-
derklinik in Kiel.
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operativen Tag wurde eingetragen: „Lin-
ker Fuß Cave Druckstelle an Außenkan-
te, Ferse und Knöchel, mit Watte umwi-
ckelt“ und am Folgetag: „Leichte Druck-
stelle an der rechten Ferse, wird gelagert 
und entlastet“. Entsprechende Behand-
lungsmaßnahmen mit Fersenfreilegung 
wurden dokumentiert.

Am 7. Oktober erfolgte die Entlas-
sung in die ambulante Weiterbehand-
lung. Der histologische Befund be-
schreibt einen am ehesten vorliegen-
den Riesenzelltumor vom diffusen Typ, 
gleichbedeutend mit einer pigmentier-
ten villonodulären Synovitis. Der wei-
terbehandelnde Hausarzt beschrieb ei-
nen Dekubitus an der lateralen Fußsohle 
links und einen Fersendekubitus rechts 
mit oberflächlicher Nekrosebildung, die 
sich im Verlauf bis Mitte Oktober de-
markierte und schließlich Anfang De-
zember abfiel.

Beanstandung der ärztlichen  
Maßnahmen
Die Patientin bemängelt die Lagerung 
nach der Hüftoperation am 30. Septem-
ber. Durch falsche Lagerung sei am rech-
ten Fußballen sowie am linken Fuß eine 
Druckschädigung entstanden, die zu ei-
nem Hautdefekt geführt habe. Die Schä-
digung habe zusätzliche Schmerzen be-
reitet.

Stellungnahme des Klinikums
Eine erste schriftliche Dokumentation 
über eine Druckstelle am linken Fuß sei 
vom 3. Oktober vorhanden. Es seien Be-
handlungsmaßnahmen durchgeführt 
worden. Der linke Fuß sei mit Watte um-
wickelt und eine Freilagerung angeord-
net worden. Das Bein habe auf einer 
Volkmann-Schiene gelegen, um den ve-
nösen Rückfluss zu verbessern. Am Ope-
rationstag selbst habe die Patientin nicht 
mobilisiert werden können aufgrund ei-
ner Taubheit im rechten Bein. Diese sei 
durch einen einliegenden Schmerzka-
theter verursacht worden. Die Taubheit 
habe sich am 2. Oktober gelöst. Nach 
Feststellung der Druckstelle am 3. Okto-
ber seien kreislaufanregende und lokale 
Maßnahmen zur selbstständigen Mobili-
sation der Patientin eingeleitet worden.

D E R  S C H L I C H T U N G S F A L L

Verminderte Schmerzwahrnehmung 
und Motorik durch eine rücken-
marksnahe Regionalanästhesie erhöht 
das Risiko von Dekubitalulcera
Von Fall zu Fall: Aus der Praxis der Schlichtungsstelle für Arzthaftpflichtfragen der norddeutschen Ärztekammern.

Info
Präventivmaßnah-
men zur Dekubitu-
sprophylaxe in der 
Klinik:
1. Bei Aufnahme Ein-

schätzung und Do-
kumentation des 
Dekubitusrisikos

2. Fortlaufende und 
nachvollziehbare 
Dokumentation der 
prophylaktischen 
Maßnahmen

3. Dokumentation von 
Befundänderungen 
wie Sensibilitäts-
störungen, Schmerz 
und Hautverände-
rungen

4. Dokumentation in-
dividueller Behand-
lungsmaßnahmen 
und Kontrollen in 
festgelegten Zeitin-
tervallen

Kasuistik
Im Rahmen des Schlichtungsverfahrens 
war die Behandlung einer 17-jährigen Pa-
tientin durch die Ärzte einer Klinik für 
Unfall-, Hand- und Wiederherstellungs-
chirurgie zu prüfen.

Aufgrund von Schmerzen in der lin-
ken Leiste und Hüfte stellte ein Facharzt 
für Orthopädie am 29. Juli eine Überwei-
sung in das Klinikum zur Abklärung und 
gegebenenfalls operativen Behandlung 
der linken Hüfte aus. Nach klinischer 
Untersuchung wurde die stationäre Auf-
nahme für den 29. September vereinbart. 
Eine erneute Kernspintomografie des Be-
ckens ergab zwei zystische Läsionen des 
Schenkelhalses, Hinweise für ein CAM- 
und Pincer-Impingement lagen vor.

Am 30. September erfolgte in 
Rechtsseitenlagerung der operative Ein-
griff an der linken Hüfte unter der Ope-
rationsdiagnose: „CAM-Impingement, 
Synovialitis, Schenkelhalszyste, erstgra-
dige Chondromalazie acetabulär“. Es 
erfolgte eine chirurgische Hüftluxati-
on mit Trochanter-Flip, eine Synovia-
lektomie bei klinischem Verdacht auf 
eine pigmentierte villonoduläre Syno-
vitis (PVNS), Zystenausräumung und 
Schenkelhalstaillierung. Gewebsproben 
gelangten zur mikrobiologischen und 
histologischen Untersuchung, die den 
Verdacht bestätigte. Die postoperative 
Schmerzbehandlung erfolgte über einen 
Periduralkatheter. Eine Bewegungsbe-
handlung sollte nach Entfernen der Re-
dondrainage auf der Motorschiene er-
folgen. Eine sechswöchige Teilbelastung 
mit zehn Kilogramm Körpergewicht un-
ter Vermeidung einer aktiven Abdukti-
on wurde verordnet. Am ersten postope-
rativen Tag wurde ein Taubheitsgefühl 
im rechten Bein festgestellt. Es erfolgte 
eine Übung auf der Motorschiene unter 
Aussetzen der Periduralkatheterpumpe 
und es wurde der Urinkatheter gewech-
selt. Am zweiten Tag postoperativ wurde 
ärztlich dokumentiert: „Beschwert sich 
über Taubheitsgefühl und eingeschränk-
te Fußhebung rechts“. Mittags wurde 
notiert: „Noch Taubheitsgefühl rechtes 
Bein, Pumpe gestoppt“. Es erfolgten eine 
Röntgenkontrolle und die Entfernung 
des Periduralkatheters. Am dritten post-

Gutachten
Der von der Schlichtungsstelle beauf-
tragte Gutachter, Facharzt für Orthopä-
die/Unfallchirurgie, führt aus, dass An-
lass für den Hüfteingriff im Klinikum 
Hüftschmerzen links gewesen seien, die 
seit dem 15. Lebensjahr bestanden und 
nach kernspintomografischer Abklä-
rung den Nachweis von Schenkelhals-
zysten und ein Impingement-Syndrom 
erbracht hätten. Intraoperativ habe sich 
eine ungewöhnliche Synovialitis, histo-
logisch als pigmentierte villonoduläre 
Synovitis (PVNS), gezeigt. Von Patien-
tenseite bemängelt werde die postopera-
tive Entstehung von Druckstellen. Die-
se seien ärztlich und pflegerisch fotodo-
kumentiert. Dabei handele es sich um 
eine knapp handtellergroße Druckstelle 
an der rechten Ferse sowie um eine um 
ein Drittel kleinere Druckstelle an der 
linken Fußunterseite in Höhe des 3. bis 5. 
Mittelfußknochens. Als Ursache für die 
Druckstellen kämen grundsätzlich zwei 
Möglichkeiten in Betracht: Erstens unge-
nügende Lagerung im OP und zweitens 
ein postoperativer Lagerungsfehler im 
Aufwachraum oder auf der Tagesstation.

Zu Punkt 1 sei festzustellen, dass 
die Möglichkeit einer Druckstellenent-
wicklung während der Operation un-
wahrscheinlich sei, zumal der Eingriff 
in Rechtsseitenlage stattgefunden habe. 
Eine Druckbelastung der rechten Ferse 
und des linken Mittelfußes kaudal/late-
ral sei in dieser Lagerungsposition nicht 
vorstellbar.

Zu Punkt 2: Von der Antragstelle-
rin sei ein Foto der rechten Ferse vorge-
legt worden, das am 1. Oktober entstan-
den sein soll. Es sei nicht möglich, die 
Richtigkeit dieser Zeitangabe zu beurtei-
len. Unterstelle man die Korrektheit der 
Zeitangabe, würde dies bedeuten, dass 
bereits am ersten postoperativen Tag an 
der rechten Ferse eine Druckstelle vor-
handen gewesen wäre. Somit müsste sie 
innerhalb der ersten 24 Stunden post-
operativ entstanden sein. Bei einer unge-
störten Sensibilität und Motorik sei dies 
im Krankenbett nicht vorstellbar. Es sei 
jedoch an den ersten beiden postopera-
tiven Tagen mehrfach eine ausgeprägte 
Gefühlsstörung der unteren Extremitä-
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ten dokumentiert. Diese sei auf den Peri-
duralkatheter zurückzuführen.

Es handele sich um eine Situati-
on, die einer tiefen Querschnittsläh-
mung ähnlich sei, weshalb auch die Not-
wendigkeit bestanden habe, einen Urin-
katheter einzulegen. Der Zeitraum der 
Sensibilitätsstörungen der Beine habe 
sich bis zum 2. Oktober erstreckt. Zu die-
sem Zeitpunkt sei der Periduralkathe-
ter entfernt worden, das heißt nach ma-
ximal 48 Stunden. Bei Vorliegen von Ge-
fühlsstörungen könne das Schmerz-
empfinden ausgeschaltet sein, sodass 
Körperteile einer permanenten Druck-
einwirkung unbemerkt stundenlang aus-
gesetzt seien könnten. Eine solche per-
manente Druckeinwirkung würde zu lo-
kalen Durchblutungsstörungen, letzt-
lich zu einem Gewebsuntergang führen. 
Es sei davon auszugehen, dass eine er-
höhte Druckbelastung für die rechte Fer-
se und für die linke Fußsohle der Pati-
entin vorgelegen habe, wobei die Betrof-
fenheit der rechten Ferse leicht nachvoll-
ziehbar sei. Hinsichtlich der Druckschä-
digung an der linken Fußsohle gebe die 
postoperative Lagerung des linken Beins 
auf einer Motorschiene Aufschluss. Laut 
Pflegedokumentation vom 1. Oktober 

habe die Patientin auf der Motorschiene 
geübt, das heißt sie sei unmittelbar post-
operativ auf einer Motorschiene oder 
Volkmann-Schiene gelagert worden, wo-
bei sowohl Volkmann-Schiene als auch 
Motorschiene Fußteile besäßen, die eine 
Spitzfußprophylaxe ermöglichen. Bei 
beiden Schienen gemeinsam bestehe die 
Möglichkeit, die Ferse frei zu lagern. Die 
Spitzfußprophylaxe sei jedoch nur dann 
effizient, wenn das obere Sprunggelenk 
in eine Rechtwinkelstellung gebracht 
werde, was wiederum nur durch Druck 
auf die Fußsohle erreicht werden könne. 
Aus Sicht des Sachverständigen sei die 
ungewöhnliche Lokalisation der Druck-
stelle am linken Fuß beziehungsweise 
der Fußsohle im Rahmen der Spitzfuß-
prophylaxe zu erklären.

Hinsichtlich der postoperativen 
Überwachung seien in der Pflegedoku-
mentation Taubheitsgefühle des rech-
ten Beins auch am zweiten postoperati-
ven Tag notiert. Vermutlich hätten auch 
solche des linken Beins vorgelegen, seien 
jedoch nicht vorgebracht worden, da sie 
für normal gehalten worden seien. Die 
Tatsache, dass am ersten postoperativen 
Tag der Urinkatheter habe gewechselt 
werden müssen, belege, dass erhebliche 

neurologische Ausfälle vorhanden gewe-
sen sein müssen. Damit verbunden seien 
dann auch Sensibilitätsstörungen nicht 
nur im rechten, sondern auch im linken 
Bein zu erklären. In der Pflegedokumen-
tation vom 2. Oktober sei das Dekubi-
tusrisiko „als unwahrscheinlich“ notiert 
worden. Bereits am dritten Tag postope-
rativ, dem 3. Oktober, finde sich erstmals 
der Hinweis auf eine Druckstelle des lin-
ken Fußes, am vierten Tag postoperativ 
in der ärztlichen Dokumentation auch 
das Vorliegen einer Druckstelle an der 
rechten Ferse.

Aus Sicht des Gutachters belege das, 
dass die Gefahr der Dekubitusentwick-
lung bei gestörter Sensorik infolge eines 
PDK unterschätzt worden sei. Geeigne-
te Maßnahmen unmittelbar postopera-
tiv durch Polsterung und Freilagern der 
Fersen seien unterblieben. Der Pflege-
eintrag am 2. Oktober, dass das Dekubi-
tusrisiko als unwahrscheinlich erachtet 
werde, sei als Ausdruck einer Fehlein-
schätzung zu bewerten.

In der Zusammenschau sei die 
Nachbehandlung nicht fehlerfrei, denn 
angesichts der anhaltenden Sensibili-
tätsstörungen der Beine wären speziel-
le Vorsichtsmaßnahmen bei der Lage-
rung notwendig gewesen. Bei korrekter 
Vorgehensweise wären keine Druckstel-
len zu erwarten gewesen. Durch die feh-
lerhafte postoperative Lagerung sei es 
zu Nekrosen und Druckgeschwüren ge-
kommen, wobei nach Feststellung des 
Hausarztes die Krusten des Dekubitus 
erst am 4. Dezember abgefallen seien.

Stellungnahmen zum Gutachten
Zu dem Gutachten werden einzelne 
Ausführungen des Sachverständigen un-
ter Darstellung des Behandlungsverlaufs 
aus Sicht des Klinikums bemängelt.

Vonseiten der Stationspflege des Kli-
nikums wird angeführt, dass das rech-
te Bein kontinuierlich gelagert und die 
DMS (Schmerz, Motorik, Sensibili-
tät) kontrolliert worden sei. Die Patien-
tin habe kein Taubheitsgefühl im lin-
ken Bein angegeben. Der Blasenkathe-
ter sei am 1. Oktober gewechselt worden, 
weil ein Druckgefühl in der Harnbla-
se angegeben worden sei und der Ka-
theter kaum Urin gefördert habe. Nach 
Wechsel des Urinkatheters hätten kei-
ne Abflussstörungen mehr bestanden. 
Am zweiten postoperativen Tag sei ein 
Verbandswechsel durchgeführt wor-
den, Fuß und Bein seien bis dahin kom-
plett gewickelt gewesen. An diesem Tag 
sei keine Druckstelle festgestellt worden 
(2. Oktober). Dieses Vorgehen sei stan-
dardisiert. Alle OP-Verbände würden 
am zweiten postoperativen Tag gewech-
selt, wenn keine Auffälligkeiten vorhan-
den seien.

Ärztlicherseits wird ergänzend aus-
geführt, dass es nicht ungewöhnlich sei, 
dass Patienten auch ohne Schmerzka-

Fazit
Bei rückenmarksna-
her Regionalanäs-
thesie sind die sen-
sorischen und mo-
torischen Funktio-
nen der unteren Ex-
tremitäten deutlich 
eingeschränkt, wo-
durch das Risiko von 
Dekubitalulcera er-
höht ist. Dementspre-
chend müssen Vor-
sichtsmaßnahmen 
zur Lagerung ergrif-
fen werden, die geeig-
net sind, Druckstel-
len – zum Beispiel im 
Bereich der Ferse oder 
der Fußsohle – zu ver-
hindern.
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theter postoperativ selbstständig kein Wasser lassen können. 
Am 1. Oktober sei noch keine Druckstelle sichtbar gewesen. 
Die Einschätzung der Pfleger („Dekubitus unwahrschein-
lich“) sei grundsätzlich nicht zu beanstanden. Ein Fehler in 
der postoperativen Versorgung werde nicht gesehen.

Entscheidung der Schlichtungsstelle
Hinsichtlich des Vortrags des Klinikums, dass das Bein kom-
plett im OP gewickelt und der Verband am zweiten Tag ent-
fernt worden sei, ist darauf hinzuweisen, dass dies einer-
seits bedeutet, dass am ersten Tag postoperativ eine Druck-
stelle bei noch liegendem Verband ärztlicherseits nicht aus-
zuschließen war, andererseits jedoch auch eine Fotodoku-
mentation am 1. Oktober, wie von Patientenseite angegeben, 
nicht möglich gewesen wäre, da der Verband erst am 2. Ok-
tober angeblich standardmäßig entfernt wurde. Die Entste-
hung der Druckstellen müsste dann nach dieser Sachlage 
unzweifelhaft postoperativ verursacht worden sein. Die Er-
klärung, dass alle OP-Verbände am zweiten postoperativen 
Tag standardmäßig gewechselt würden, wenn keine Auffäl-
ligkeiten bestünden, ist bei Gebrauch einer Schmerzpum-
pe und eines Periduralkatheters in sich widersprüchlich, da 
der Schmerz weitgehend durch den Katheter ausgeschaltet 
ist und Taubheit dokumentiert wird. Ein Beinwickelverband 
kann zusätzlich nur dann problematisch werden, wenn es 
zu Schwellungen der Weichteile im Verband kommt mit der 
Folge einer zusätzlichen Druckerhöhung der Weichgewebe 
und Durchblutungsstörungen.

Nach Lage der Akten ist davon auszugehen, dass Sensibi-
lität und Motorik der Patientin aufgrund des bis zum 2. Ok-
tober liegenden Periduralkatheters erheblich eingeschränkt 
waren. Durch die analgetische Wirkung des peridural ver-
abreichten Lokalanästhetikums werden lokale Schmerzen 
nicht oder vermindert wahrgenommen. Dadurch kann das 
Risiko von Dekubitalulzera erhöht sein. Die sensorische und 
motorische Wirkung einer Periduralanästhesie erstreckt sich 
auf beide Körperhälften. Zwar führt die Sympathikusblo-
ckade bei der lumbalen Periduralanästhesie dazu, dass die 
Durchblutung der Beine verbessert wird. Wegen der einge-
schränkten Sensorik und Motorik der Extremitäten müssen 
aber grundsätzlich geeignete Maßnahmen zur Dekubitus-
prophylaxe – insbesondere bei Patienten mit erhöhtem Ri-
siko – ergriffen werden. Als besonders gefährdete Regionen 
infolge hohen Drucks kamen im vorliegenden Fall die rech-
te Ferse und angesichts der Motorschienenbeübung die lin-
ke Fußsohle in Betracht. Vor diesem Hintergrund hätten von 
vorherein umfangreiche Vorsichtsmaßnahmen zur Lage-
rung ergriffen werden müssen, die geeignet gewesen wären, 
die eingetretenen Druckstellen zu verhindern. Bei fachge-
rechter Einschätzung des Dekubitusrisikos und entsprechen-
der Prophylaxe wäre das Entstehen der Druckstellen vermie-
den worden. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass eine 
vermeidbare Fehleinschätzung des Dekubitalrisikos erfolgte 
und infolgedessen die notwendigen Sicherheitsmaßnahmen 
zur Prophylaxe unterblieben.

Gesundheitsschaden
Bei korrektem Vorgehen wäre nach ärztlicher Erfahrung die 
Patientin am 7. Oktober ohne Hautschäden entlassen wor-
den. Durch das fehlerhafte Vorgehen wurden über einen 
Zeitraum von ca. drei Monaten zusätzliche Behandlungs-
maßnahmen aufgrund vermeidbarer Druckgeschwüre an 
beiden Füßen erforderlich, verbunden mit eingeschränkter 
Mobilität und damit einhergehenden vermehrten Beschwer-
den. 

Dr. Klaus Seemann , Prof. Thomas Hachenberg; Ärztli-
che Mitglieder der Schlichtungsstelle für Arzthaft-

pflichtfragen; Kerstin Kols

E
in Behandlungsfehler liegt vor, 
wenn dem Arzt eine Standardun-
terschreitung unterlaufen ist. Ent-
scheidend ist nach § 630a Abs. 2 
BGB der Facharztstandard: Die Be-
handlung ist so vorzunehmen, wie 
es von einem gewissenhaften und 

aufmerksamen Arzt aus berufsfachli-
cher Sicht seines Fachbereichs voraus-
gesetzt und erwartet wird. Die Bewer-
tung ist dabei ex-ante und unter Berück-
sichtigung der entsprechenden Ver-
sorgungsstufe, von Leitlinien und ver-
pflichtenden Richtlinien oder von 
Standardwerken zur Heilkunde (gab es 
Gründe, davon abzuweichen?) vorzu-
nehmen. Ein Abweichen von Leitlini-
en bedeutet aber nicht zugleich, dass ein 
Behandlungsfehler vorliegt.

Beispiele für Behandlungsfehler aus 
der Rechtsprechung (jedoch Einzelfall 
abhängig!) sind: unzureichende Deku-

bitusprophylaxe, unzureichende Über-
wachung eines Säuglings, Nichterken-
nen einer Fraktur, fehlerhafte Beurtei-
lung eines malignen Melanoms als gut-
artig, unterlassene Röntgenkontrolle bei 
zweifelhaftem Lungenbefund, Nichtein-
haltung der Einwirkzeit des Desinfek-
tionsmittels, Unterlassen einer Bildge-
bung und einer neurologischen Unter-
suchung bei Fußheberschwäche nach 
Hüftoperation.

Entscheidend für den Ausgang des 
Arzthaftungsprozesses ist zumeist die 
Beweislast. Bei der Behandlungsfeh-
lerhaftung muss der Patient beweisen, 
dass ein Behandlungsfehler vorlag und 
dass sein jetzt beklagter Gesundheitszu-
stand auf diesem Fehler überhaupt be-
ruht (Kausalität). In vielen Fällen wird 
dem Patienten der Beweis nicht gelin-
gen können. Daher hat die Rechtspre-
chung, um zu gerechten Ergebnissen zu 
gelangen, die folgenden speziellen Be-
weiserleichterungen zugunsten des Pati-
enten geschaffen:

Beweiserleichterungen zum Vorliegen 
eines Behandlungsfehlers:
- Ist dem Arzt ein Dokumentations-

versäumnis (§§ 630f, 630h Abs. 3 
BGB) unterlaufen, fehlt also z. B. die 
(zeitnah erfolgte) Dokumentati-
on über eine vorgenommene Unter-
suchung, kann im Prozess zunächst 
einmal davon ausgegangen werden, 
dass die Untersuchung (fehlerhaft) 
nicht durchgeführt worden ist. Nun 
muss der Arzt sich entlasten und be-
weisen, dass er diese Untersuchung 
durchgeführt hat.

 In diesem Zusammenhang ist zu be-
achten: Nach § 630f Abs. 1 BGB hat 
die EDV-Dokumentation manipula-
tionssicher zu sein.

- Rührt der Gesundheitsschaden aus 
dem sogenannten voll beherrsch-
baren Risikobereich (§ 630h Abs. 1 
BGB) des Arztes her, weil zum Bei-
spiel das verwendete medizinische 
Gerät defekt oder das Desinfekti-
onsmittel verunreinigt war, muss der 
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Arzt beweisen, dass er dies nicht ver-
schuldet hat, dass er also das medizi-
nische Gerät hinreichend hat warten 
lassen oder dass das Desinfektions-
mittel in seiner Praxis ordnungsge-
mäß verwendet wurde.

Beweiserleichterungen zur Kausalität:
  - Grober Behandlungsfehler  

(§ 630h Abs. 5 Satz 1 BGB)
Von besonderer Bedeutung bei der 
mündlichen Befragung des Sachver-
ständigen ist der grobe Behandlungsfeh-
ler. Liegt er vor, kommt dem Patienten 
regelmäßig eine oft streitentscheiden-
de Beweiserleichterung hinsichtlich der 
Kausalität zwischen ärztlichem Eingriff 
und Gesundheitsschaden zu. Ein solcher 
grober Behandlungsfehler liegt vor, 
 wenn der Arzt eindeutig gegen be-

währte ärztliche Behandlungsregeln 
oder gesicherte medizinische Er-
kenntnisse verstoßen und einen Feh-
ler begangen hat, der aus objekti-
ver Sicht nicht mehr verständlich er-
scheint, weil er einem Arzt schlech-
terdings nicht unterlaufen darf. 

Beispiele aus der Rechsprechung (je-
doch Einfall abhängig!): Unterlassen ei-
ner Schnellschnittuntersuchung vor 
Brustoperation, keine Wundinspektion 
trotz alarmierenden Temperaturanstiegs 
nach Fraktur, Tupfer oder Bauchtuch 
verbleiben im Operationsgebiet, kei-
ne Faszienspaltung trotz Kompartment-
Syndrom, Nichtentfernen von erkenn-
bar in den Spinalkanal eingedrungenen 
Bandscheibenteilen, chirotherapeuti-
sche Behandlung bei nicht ausgeschlos-
senem Bandscheibenvorfall, Nichtin-
formieren der Ärzte durch die Kliniklei-
tung über sich wiederholendes Auftre-
ten von Streptokokkeninfektionen.

Ein gerichtlich nicht erfahrener Gut-
achter wird auf die ihm vielleicht erst-
mals im Gerichtssaal vorgehaltene De-
finition des groben Behandlungsfehlers 
häufig ohne weitere Unterstützung kei-
ne verlässlichen Angaben machen kön-
nen. Als hilfreicher Einstieg in die dann 
vom Gericht vorzunehmende juristische 
Wertung haben sich folgende Fragen er-
wiesen:
  - Kann man für dieses Vorgehen ir-

gendein Verständnis aufbringen?
  - Wenn dies einem Ihrer Ärzte passiert 

wäre: Hätten Sie dann dienstrechtli-
che Konsequenzen gezogen? Hätten 
Sie ihn aus Ihrer Abteilung verbannt? 
Hätten Sie ihm mal kräftig „die Oh-
ren langgezogen“?

  - Widersprach das ärztliche Vorgehen 
dem „Fettgedruckten“ in der medizi-
nischen Ausbildungsliteratur?

  - War es ein schwerwiegender Fehler 
(Vorsicht: nicht bezogen auf den ein-
getretenen Schaden)?

  - War es mit Händen zu greifen, dass 
das Vorgehen falsch war?

  - Kann man da nur noch die Hände 

über dem Kopf zusammenschlagen?
  - War es ein „dicker Hund“?
   - War es unverzeihlich?
   - Wurde hier gegen medizinisches Ba-

siswissen verstoßen, das bereits jeder 
Examenskandidat besitzen muss?

   - Wurde vom Standard weit abgewi-
chen?

  - Ist dieses ärztliche Verhalten empö-
rend?

Von einem solchen groben Behand-
lungsfehler kann aber auch dann auszu-
gehen sein, wenn das ärztliche Versäum-
nis im Alltäglichen doch passieren kann.

  - Befunderhebungsfehler  
(§ 630h Abs. 5 Satz 2 BGB)

Dieser Fehler betrifft den Bereich, in 
dem der Arzt gehalten ist, überhaupt, 
rechtzeitig oder zusätzlich Befunde zu 
erheben, die medizinisch geboten sind, 
um das Krankheitsbild und die richti-
ge Therapie abzuklären. Steht ein solcher 
Fehler fest, hat der Kläger ihn also be-
wiesen, kann er in der Regel nur selten 
den Beweis erbringen, dass dieser Feh-
ler die Ursache seines jetzigen Gesund-
heitsschadens darstellt – und er verliert 
damit den Prozess. Dazu die folgende 
Übersicht:
Die Beweislast für den Fehler und für 
die Kausalität trägt der Patient, also 
muss er beweisen:
(1.) dass das Unterlassen behandlungs-

fehlerhaft ist;
  - Beweiserleichterung beim groben 

Behandlungsfehler (siehe oben)
(2.) dass die Befunderhebung ein reakti-

onspflichtiges Ergebnis erbracht hät-
te;

   - Beweiserleichterung bei hinreichen-
der Wahrscheinlichkeit (mehr als 50 
Prozent)

(3.) dass es bei ordnungsgemäßer Be-
handlung den Gesundheitsschaden 
nicht gegeben hätte.

   - Beweiserleichterung, wenn die 
Nichtreaktion auf das reaktions-
pflichtige Ergebnis ein grober Be-
handlungsfehler gewesen wäre.

   - Anfängereingriff (§ 630h  
Abs. 4 BGB)

Wird der ärztliche Eingriff einem hier-
für nicht ausreichend qualifizierten Arzt 
übertragen und wurde dieser Arzt von 
einem anwesenden und eingriffsberei-
ten Arzt nicht überwacht (Beweislast in-
soweit noch bei dem Patienten), wird 
zugunsten des Patienten unterstellt, dass 
sein Gesundheitsschaden auf diesem 
Eingriff beruht. Nun muss die Behand-
lerseite beweisen, dass ein Kausalzusam-
menhang nicht besteht.

Aufklärungsfehlerhaftung
Den Arzt treffen die folgenden Aufklä-
rungspflichten:
  - Wirtschaftliche Informationspflicht 

(§ 630c Abs. 3 BGB)

 Der Arzt ist verpflichtet, den Um-
fang der auf den Patienten entfal-
lenden Behandlungskosten zu be-
sprechen, d.h. den Patienten ent-
sprechend zu informieren, und zwar 
schriftlich (z. B. kosmetische Opera-
tion, Heil- und Kostenplan, Zuzah-
lung, Individuelle Gesundheitsleis-
tungen IGeL).

  - Fehleraufklärung (§ 630c Abs. 2, Satz 
2, 3 BGB)

 Der Arzt muss den Patienten infor-
mieren, wenn ihm Umstände er-
kennbar sind, die die Annahme ei-
nes Behandlungsfehlers begründen. 
Das gilt aber nur, wenn der Patient 
danach fragt oder wenn die Infor-
mation zur Abwendung gesundheit-
licher Gefahren erforderlich ist. Die-
se Pflicht besteht auch für Behand-
lungsfehler eines anderen Arztes; es 
muss unter den genannten Umstän-
den z.B. der Nachbehandler über Be-
handlungsfehler des vorherigen Be-
handlers aufklären. 

  - Therapeutische Aufklärung (§ 630c 
Abs. 2 Satz 1 BGB)

 Dieser Bereich betrifft die Pflicht 
des Arztes, durch begleitende Maß-
nahmen den Erfolg der medizini-
schen Behandlung sicherzustellen. 
Der Arzt muss also z.B. über das Er-
fordernis begleitender Maßnah-
men, der sofortigen Klinikeinwei-
sung oder der alsbaldigen Opera-
tion aufklären, über mögliche Fol-
gen des vom Patienten beabsichtig-
ten Abbruchs der Behandlung oder 
über die richtige Verhaltensweise 
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des Patienten nach dem Eingriff (z.B. 
Schonung, Nachsorge).

  - Eingriffs- und Risikoaufklärung (§§ 
630d Abs. 1 und 2, 630e Abs. 1 BGB)

 Der Patient ist über Art, Umfang, 
Durchführung, Notwendigkeit, 
Dringlichkeit, Eignung und Erfolgs-
aussichten der ärztlichen Behand-
lung zu informieren und insbeson-
dere darüber, mit welchen spezifi-
schen Risiken die ärztliche Behand-
lung verbunden ist (z.B. über das 
Risiko der dauerhaften Nervenschä-
digung bei einer Hüftoperation). Bei 
nicht dringlichen Eingriffen und erst 
recht bei medizinisch nicht indizier-
ten Behandlungen (z.B. kosmeti-
sche Operation) ist die Aufklärungs-
pflicht gesteigert.

Beispiele für Risikoaufklärungspflichten 
aus der Rechtsprechung (jedoch Einzel-
fall abhängig!) sind: Risiko der (Teil-) 
Versteifung des Gelenks bei Hallux val-
gus-Operation, gewisse Nebenwirkun-
gen eines verabreichten Medikaments, 
Risiko der Darmverletzung bei Kolos-
kopie, Gefahr der Unfruchtbarkeit nach 
Ausschabung der Gebärmutterhöhle, 
Risiko der Stimmbandlähmung bei en-
doskopischer Untersuchung des Mittel-
fellraumes, Gefahr der Lymphknoten-
entzündung nach Zungenpiercing, Ri-
siko der Arterienverletzung bei chiro-
praktischer Manipulation der HWS, Ge-
fahr erhöhter Blendungserscheinungen 
nach Laseroperation am Auge.

Des Weiteren muss der Patient er-
fahren, ob es echte, also gleichermaßen 
indizierte und übliche, mithin ernsthaft 
in Betracht kommende Behandlungs-
alternativen zu der Maßnahme oder in-
nerhalb der Maßnahme gibt, die dem 
medizinischen Standard entsprechen 
und zu wesentlich unterschiedlichen 
Risiken oder Erfolgsaussichten führen 
können (z.B.: verschiedene Möglich-
keiten der Frakturversorgung; Laparo-
tomie oder Laparoskopie, gleich- oder 
zweizeitige beidseitige Schilddrüsenre-
sektion, Einleitung der Geburt oder Ab-
warten, radikale Tumorentfernung oder 
weitere operative Abklärung).

Die Aufklärung muss mündlich er-
folgen; eine rein schriftliche Aufklärung 
reicht nicht aus. Wird die mündliche 
Aufklärung schriftlich unterstützt, muss 
der Patient eine Kopie/Durchschrift er-
halten, § 630e Abs. 2 BGB. Die Aufklä-
rung darf grundsätzlich nicht durch 
nichtärztliches Personal vorgenommen 
werden.
Ausnahmen von der Aufklärungspflicht 
bestehen bei: 
  - Unaufschiebbarkeit der Behandlung 

(§ 630c Abs. 4, 630e Abs. 3 BGB),
  - Verzicht des Patienten auf die Auf-

klärung (§§ 630c Abs. 4, 630e Abs.3 
BGB) oder

  - ausreichendem Vorwissen des Pati-
enten.

Auch der der deutschen Sprache 
nicht mächtige Ausländer bedarf der 
verständlichen Aufklärung. Der Arzt 
muss aber nicht einen Dolmetscher vor-
halten; er kann regelmäßig die (nicht 
dringliche) Behandlung ablehnen, so-
lange der Patient nicht für eine hinrei-
chende Übersetzung sorgt, z.B. indem 
er einen Deutsch sprechenden Angehö-
rigen mitbringt.

Die Aufklärung muss so rechtzeitig 
erfolgen, dass der Patient die Entschei-
dung zum Eingriff wohlüberlegt treffen 
kann. Bei ambulanter Behandlung ist 
regelmäßig die Aufklärung am Tag des 
Eingriffs noch rechtzeitig.

Bei Minderjährigen bedarf es – so-
lange noch Zeit ist – im Zweifel der Ein-
willigung und Aufklärung (auch) der 
Eltern bzw. des sorgeberechtigten El-
ternteils. 

Die Besonderheit bei dieser Ein-
griffs- und Risikoaufklärungspflicht be-
steht darin, dass nicht der Patient, son-
dern der Arzt die Beweislast trägt: Der 
Arzt muss beweisen, dass er den Pati-
enten ordnungsgemäß aufgeklärt hat, 
also dass kein Aufklärungsfehler vor-
liegt. Als Beweismittel kommt in erster 
Linie ein vom Patienten unterzeichnetes 
Aufklärungsformular in Betracht, das 
am besten während des Aufklärungsge-
sprächs mit handschriftlichen Zusätzen 
und Zeichnungen angereichert worden 
ist. In jedem Fall sollte die erfolgte Auf-
klärung dokumentiert werden.

Kann der Arzt diesen Beweis nicht 
erbringen, steht ihm aber noch der Ein-
wand der hypothetischen Einwilligung 
(§ 630h Abs. 2 Satz 1 BGB) zu: Geht das 
Gericht nach Anhörung des Patien-
ten davon aus, dass der Patient auch bei 
ordnungsgemäßer Aufklärung in den 
Eingriff eingewilligt hätte, haftet der 
Arzt nicht wegen des Aufklärungsver-
säumnisses.

Er haftet auch dann nicht, wenn der 
Patient den Kausalzusammenhang zwi-
schen dem Eingriff und seinem geklag-
ten Gesundheitszustand nicht beweisen 
kann. Insoweit bleibt der Patient näm-
lich beweisbelastet.

In der nächsten Ausgabe:  
Grundlagen zum Sachverständi-

genbeweis im Arzthaftungsrecht. 

K U R Z  N O T I E R T
Neues Strahlenschutzrecht 
Bereits am 27.06.2017 wurde ein neues Strahlenschutzgesetz 
veröffentlicht, das jedoch in den für die Medizin relevanten 
Teilen erst am 31.12.2018 in Kraft treten wird. Zugleich wird 
eine ebenfalls neue Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) in 
Kraft treten, die am 19.10.2018 im Bundesrat angenommen 
wurde und die u.a. die Röntgenverordnung und die bisheri-
ge Strahlenschutzverordnung ersetzen wird. Ebenfalls abge-
löst wird das Strahlenschutzvorsorgegesetz (Überwachung der 
Umweltradioaktivität). 
Für die medizinische Anwendung von Röntgenstrahlung, ra-
dioaktiver Stoffe und Strahlung in der Strahlentherapie erge-
ben sich einige Änderungen, die jedoch größtenteils mit län-
geren Übergangszeiten versehen wurden. Als wichtige Punkte - 
ohne Anspruch auf Vollständigkeit - sind zu nennen:
Ein Fehlermanagementsystem ist einzurichten, um Behand-
lungsfehler zu erkennen, aufzuzeichnen, zu bewerten, zu bear-
beiten und ggf. zu melden. Bedeutsame Ereignisse sollen spä-
ter anonym auf einem beim Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) betriebenen Portal einsehbar sein, um aus aufgetrete-
nen Fehlern ggf. Konsequenzen für die eigene Arbeit ableiten 
zu können. Kriterien für die Bedeutsamkeit von Ereignissen 
sind in der StrlSchV definiert, in der Radiologie sind das Be-
zugssystem die Diagnostischen Referenzwerte (DRW) des BfS, 
für andere Strahlenanwendungen sind z.B. Organdosiswer-
te oder eine effektive Dosis als Maßstab anzulegen. Auch an-
dere Ereignisse wie Patientenverwechslungen oder bestimmte 
Abweichungen von der Zieldosis bei der Strahlentherapie sind 
meldepflichtig. Bei CT und dosisintensiven Interventionen 
wird die Einbindung eines Medizinphysik-Experten erforder-
lich. Weiterhin wird für bestimmte Röntgenanlagen ein tech-
nisches System zur Erfassung und Aufzeichnung der Patien-
tendosis gefordert. Während bisher schriftliche Arbeitsanwei-
sungen nur für häufige Verfahren zu erstellen waren, sind die-
se künftig für alle medizinischen Anwendungen auszuarbeiten. 
Künftig entfällt der Röntgenpass, der nicht die in ihn gesetzten 
Erwartungen als Mittel zur Reduzierung von Röntgenaufnah-
men erfüllt hat. Für Personen, die der amtlichen Dosimetrie 
unterliegen, muss eine persönliche Kennziffer (unter Verwen-
dung der Sozialversicherungsnummer) auf einem Internet-
portal des BfS erzeugt werden, die eine eindeutige Zuordnung 
der überwachten Person im Strahlenschutzregister des BfS er-
möglicht (diese Seite ist zurzeit noch nicht verfügbar). Für be-
ruflich exponierte Personen mit der Möglichkeit einer hohen 
Exposition der Augenlinse (vor Allem an Herzkatheter- oder 
vergleichbaren Arbeitsplätzen) ist zu beachten, dass der Do-
sisgrenzwert der Augenlinse von 150 auf 20 mSv/a abgesenkt 
wurde. An vielen Arbeitsplätzen dürfte eine Optimierung des 
technischen Strahlenschutzes erforderlich werden.
Das Strahlenschutzgesetz ist im Internet verfügbar über die 
Suchbegriffe „Strahlenschutzgesetz 2017“ und „BfS“, die neue 
Strahlenschutzverordnung war bei Redaktionsschluss noch 
nicht verfügbar, wird aber mit der Veröffentlichung ebenfalls 
über die BfS-Seite erreichbar sein. 

Eine weitere Änderung betrifft die DRW der Fassung vom 
22.06.2016. Am 16.8.2018 wurde eine Korrektur der Tabelle 6 

„Diagnostische Referenzwerte für interventionell-radiologi-
sche Eingriffe am Erwachsenen“ veröffentlicht mit neuen Wer-
ten für zehn Verfahren. Diese ist über die Suchbegriffe „Dia-
gnostische Referenzwerte 2018“ und „BfS“ auf den Seiten des 
BfS abrufbar. 

Andreas Ernst-Elz; Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung 

des Landes Schleswig-Holstein - Referat Strahlen-
schutz 
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ine neue Leitlinie zur Gesundheits-
versorgung geschlechtlich nonkon-
former Menschen soll die früher 
Transsexualität genannte Genderin-

kongruenz weiter entstigmatisieren. 
In den neuen Behandlungsstandard ist 
auch die Expertise von Oberärztin  
Annette Güldenring eingeflossen, die 
seit Jahren u. a. an den Westküstenklini-
ken in Heide zum Thema Geschlechts-
diversivität arbeitet.

Wer in Deutschland mit einer Ge-
schlechtsidentität geboren wird, die 
nicht seinen körperlichen Geschlechts-
merkmalen entspricht, ist nicht selten 
Diskriminierungen im Alltag ausgesetzt. 
Auch die Medizin betrachtete Transse-
xualität (nun Genderinkongruenz) lange 
als eine psychische Erkrankung, die psy-
chiatrisch behandelt wurde.

„Die neue S3-Leitlinie Geschlech-
terinkongruenz, Geschlechtsdyspho-
rie und Trans-Gesundheit macht damit 
Schluss und ersetzt die bisher geltenden 
und ziemlich rigiden Standards durch 
neue, insbesondere befreit von Psycho-
pathologisierung“, sagte Güldenring.

Die Oberärztin an der Klinik für 
Psychiatrie, Psychotherapie und Psy-
chosomatik an den Westküstenkliniken 
in Heide hatte seit 2011 als Expertin an 
der Erstellung der neuen Leitlinie mit-
gearbeitet. Unter dem Dach der Wissen-
schaftlichen Medizinischen Fachgesell-
schaften (AWMF) waren an der Erarbei-
tung der Leitlinie zahlreiche Fachgesell-
schaften wie etwa die Deutsche Gesell-
schaft für Sexualforschung (DGfS), die 

Akademie für Ethik in der Medizin e.  V. 
(AEM), die Deutsche Ärztliche Gesell-
schaft für Verhaltenstherapie (DÄVT), 
die Deutsche Gesellschaft für Psychiat-
rie und Psychotherapie, Psychosomatik 
und Nervenheilkunde e. V. (DGPPN), 
die Deutsche Gesellschaft für Psycho-
analyse, Psychotherapie, Psychosomatik 
und Tiefenpsychologie (DGPT) e. V. be-
teiligt. Annette Güldenring war von der 
DGPPN mandatiert.

Eine der neuen Empfehlungen aus 
der Leitlinie ist der Verzicht auf eine 
18-monatige Psychotherapie vor ge-
schlechtsangleichenden Behandlungen. 
„Damit trägt die Leitlinie den neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnissen Rech-
nung und leistet einen weiteren Beitrag 
zur Entpathologisierung der ehemali-
gen Diagnose „Transsexualität“, sagte 
Güldenring. „Gleichzeitig legt die Leitli-
nie aber Standards zur Behandlung von 
Problemen fest, die infolge nonkonfor-
mer Geschlechtsidentität – beispielswei-
se durch Diskriminierungen oder Aus-
grenzungen – entstehen.“

Güldenring arbeitet seit 2007 in den 
Westküstenkliniken zu Geschlechtsin-
kongruenz und hat dort einen Schwer-
punkt zur Beratung und therapeutischen 
Begleitung von Menschen mit Varianten 
der Geschlechtsidentität geschaffen. Im 
September hat sie von der Kassenärztli-
chen Vereinigung die Ermächtigung er-
halten, Menschen mit ihrer Genderin-
kongruenz und möglichen reaktiven 
psychischen Erkrankungen auch ambu-
lant zu behandeln. (PM/RED)

K U R Z  N O T I E R T

Mehr als 1.500 Patienten behandelt
Mehr als 1.500 Patienten sind in den vergangenen 15 Jahren 
im Helios Agnes Karll Krankenhaus in Bad Schwartau mit 
der Seed-Brachytherapie behandelt worden. Damit nimmt 
das Belegkrankenhaus nach eigenen Angaben bundesweit 
eine Vorreiterrolle ein. Urologe Prof. Andreas Böhle wendet 
die Seed-Brachytherapie seit 2003 in Bad Schwartau an, weil 
er sie als Alternative zur operativen Entfernung der Prosta-
ta einstuft, mit nach seinen Angaben geringerem Risiko von 
Inkontinenz und Impotenz. Der erste in Bad Schwartau mit 
der Seed-Brachytherapie behandelte Patient gründete eben-
falls 2003 eine Selbsthilfegruppe Prostatakrebs, die sich bis 
heute im Agnes Karll Krankenhaus trifft. (PM/RED)

Itzehoe weiht Akademie ein
Die Klinikum Itzehoe Akademie ist am 27. November offizi-
ell eingeweiht worden. Unter dem Dach der Akademie wer-
den künftig die Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote des 
Klinikums vereint, dazu zählen auch OP- und Pflegesimula-
tionsräume. Die Akademie kann auch von externen Benut-
zern als Tagungszentrum angemietet werden. Sie befindet 
sich in unmittelbarer Nähe des Klinikums und verfügt über 
insgesamt 17 unterschiedliche Seminar- und Besprechungs-
räume mit moderner Tagungstechnik. Auch ein Hörsaal für 
Kongresse für bis zu 120 Personen ist nach Angaben des Kli-
nikums vorhanden. (PM/RED)

G E N D E R I N K O N G R U E N Z

Neue S3- 
Leitlinie 
In die Leitlinie Genderdysphorie floss auch 
Expertenwissen aus dem WKK in Heide ein.

©
 su

do
k1

 –
 fo

to
lia

.c
om

Jede Spende hilft!
Kollegiale Hilfe in Notsituationen

Wir helfen:
Kindern in Not geratener Ärztinnen und Ärzte

Halbwaisen und Waisen aus Arztfamilien 

Ärztinnen und Ärzte in besonders schweren Lebenslagen

Wir bieten:
Kollegiale Solidarität

Finanzielle Unterstützung für Schul- und Studienausbildung

Förderung berufsrelevanter Fortbildungen

Schnelle und unbürokratische Hilfe

Spendenkonto der Stiftung: 
Deutsche Apotheker und Ärztebank eG Düsseldorf
IBAN DE88 3006 0601 0001 4869 42
BIC DAAEDEDDXXX

Online-Spende unter
www.aerzte-helfen-aerzten.de

Ärzte helfen Ärzten“ 

ANzeige

Annette Güldenring
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Fortbildungstermine bei der Ärztekammer
Ä R Z T L I C H E  F O R T-  U N D  W E I T E R B I L D U N G

F E B R U A R
1 . / 2 . F E B R U A R Psychosomatische Grundversorgung Teil I 

Beginn: 16:00 Uhr

8 . - 1 0 . F E B R U A R Akupunktur Block A  
Beginn: 16:30 Uhr

9 . F E B R U A R Aktualisierung der Fachkunde im Strahlenschutz 
nach RöV  
Beginn: 16:15 Uhr

9 . F E B R U A R ACLS-Training (Advanced Cardiac Life Support)  
Beginn: 17:30 Uhr

1 1 .  - 1 5 . F E B R U A R Fachkunde Strahlenschutz – RöV Medizin  
Beginn: 18:00 Uhr

1 3 . F E B R U A R Der Sachverständige im Arzthaftungsrecht  
Beginn: 19:00 Uhr

1 8 . - 2 3 . F E B R U A R Suchtmedizinische Grundversorgung  
Beginn: 18:00 Uhr

2 2 . F E B R U A R  B I S  
9 . M Ä R Z 

Reisemedizinische Gesundheitsberatung  
Beginn: 18:30 Uhr

2 3 . F E B R U A R Train-the-Trainer  
Beginn: 15:45 Uhr

F O R T-  U N D  W E I T E R B I L D U N G  F Ü R  M E D I Z I N I S C H E S  A S S I S T E N Z P E R S O N A L

JA N U A R / F E B R U A R
1 1 . JA N U A R Sachkunde gem. §5 und §8 nach MPBetreibVO 

Beginn: 9:00 Uhr

1 1 . JA N U A R Planen, Steuern und Organisieren betrieblicher 
Prozesse 
Beginn: 14:00 Uhr

1 1 . JA N U A R Fachzertifikat Ernährungsmedizin/Grundlagen 
Beginn: 15:00 Uhr

1 4 . JA N U A R Strahlenschutzkurs für medizinisches 
Assistenzpersonal 
Beginn: 8:30 Uhr

1 6 . JA N U A R Informationsveranstaltung Case Management 
(NEU), Aufstiegsfortbildung, NäPA, 
Ausbildereignungsprüfung 
Beginn: 15:00 Uhr

1 8 . JA N U A R Fachzertifikat Qualitätsmanagement 
Beginn: 14:00 Uhr

1 8 . JA N U A R Praxisnahes Telefontraining 
Beginn: 15:00 Uhr

1 8 . JA N U A R Professionell kommunizieren und motivieren 
Beginn: 15:00 Uhr

1 8 . JA N U A R Gynäkologie – Die Mutterschaftsvorsorge 
Beginn: 15:00 Uhr

1 9 . JA N U A R Krebsregister in Praxis und Klinik 
Beginn: 9:00 Uhr

2 4 . JA N U A R Kindernotfälle – Kindertrainingszirkel (KiTZ) – 
Atemwege/Atmung (A/B-Probleme) 
Beginn: 17:00 Uhr

2 6 . JA N U A R Grundlagen der Arzneimittelkunde und 
-versorgung älterer Menschen 
Beginn: 9:00 Uhr

3 0 . JA N U A R Aktualisierung der Kenntnisse/Fachkunde im 
Strahlenschutz 
Beginn: 9:00 Uhr

3 0 . JA N U A R Notfallmanagement und Basisreanimation 
Beginn: 15:00 Uhr

0 2 . F E B R U A R Modernes Wundmanagement 
Beginn: 8:30 Uhr

0 4 . F E B R U A R Strahlenschutzkurs für medizinisches 
Assistenzpersonal 
Beginn: 8:30 Uhr

0 8 . F E B R U A R Fachzertifikat Ambulantes Operieren 
Beginn: 15:00 Uhr

I N T E R P R O F E S S I O N E L L E  F O R T B I L D U N G E N

 JA N U A R / F E B R U A R 

1 8 . JA N U A R Fachzertifikat Qualitätsmanagement 
Beginn: 14:00 Uhr

1 9 . JA N U A R Krebsregister in Praxis und Klinik 
Beginn: 9:00 Uhr

3 0 . JA N U A R Notfallmanagement und Basisreanimation 
Beginn: 15:00 Uhr

1 5 . F E B R U A R Datenverarbeitung, Dokumentation und 
Kommunikation 
Beginn: 14:00 Uhr

1 5 . F E B R U A R Case Management/Modul 1: Einführung: 
Handlungsspektren identifizieren und Patienten 
kontaktieren 
Beginn: 14:00

1 6 . F E B R U A R Jährliche QM-Pflichtschulung kompakt 
Beginn: 8:30 Uhr

Kontakt

Akademie der Ärztkammer Schleswig-Holstein
Telefon 04551 803 700
E-Mail akademie@aeksh.de
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Informationsveranstaltung Case 
Management (NEU), Aufstiegsfortbil-
dung, NäPA, Ausbildereignungsprüfung
Ab 16. Januar 2019, 15:00 Uhr, gebührenfrei 
Sie möchten gerne Ihre Karriere für den medizinischen Assis-
tenzberuf voranbringen? Als Akademie für Sie bieten wir Ih-
nen verschiedene Aufstiegsmöglichkeiten bis hin zur allge-
meinen Hochschulzugangsberechtigung an. Heute informie-
ren wir Sie über Case Management in der ambulanten medi-
zinischen Versorgung (NEU ab Februar 2019), Nicht-ärztli-
che Praxisassistenz, den Fachwirt für ambulante medizinische 
Versorgung, den Fachwirt im Gesundheits- und Sozialwesen 
sowie über die Ausbildungseignungsprüfung. Gerne können 
Sie vorab schon Fragen einreichen. 
Info: Rabea Brunke/Gabriele Steens, 04551 803 706 oder -704, 
rabea.brunke@aeksh.de, gabriele.steens@aeksh.de

Krebsregister in Praxis und Klinik
19. Januar 2019, 9:00 Uhr, gebührenfrei
Nach dem Landeskrebsregistergesetz sind alle Ärztinnen/Ärz-
te verpflichtet, bösartige Neubildungen bei ihren Patienten an 
das Krebsregister zu melden. Um die Ärzte bei der Erstellung 
der Meldungen zu unterstützen, bietet die Veranstaltung die 
Gelegenheit, nach einer kurzen theoretischen Einführung die 
Meldungseingabe im Melderportal zu üben.
Info: Lea-Sophie Steinke, 04551 803 722, lea-sophie.steinke@
aeksh.de

Homöopathie A-Kurs
Ab 22. Januar 2019, 9:00 Uhr, 440 Euro
Bei Patienten sehr beliebt – bei Ärzten sehr kontrovers disku-
tiert; doch was verbirgt sich hinter der klassischen Homöopa-
thie nach Hahnemann wirklich? In einer 5-tägigen Einführung 
geben wir Ihnen die Chance, dieser Frage nachzugehen. Dabei 
wird sowohl auf eine hohe fachliche Qualität als auch auf mo-
derne Didaktik im Seminarstil Wert gelegt. Ziel ist es, Ihnen 
die ersten Grundlagen der Homöopathie nahezubringen und 
erste Therapiemaßnahmen in der Praxis durch fundiertes Wis-
sen zu ermöglichen .
Info: Susanne Müller, 04551 803 762, susanne.mueller@aeksh.de

Der Sachverständige im 
Arzthaftungsrecht
Diese Veranstaltung richtet sich an Ärztinnen und Ärzte, die 
in zivilgerichtlichen Verfahren als Sachverständige mit Arzt-
haftungsfällen befasst sind. Sie bietet sowohl einen praxis-
orientierten Überblick über die maßgebenden Problembe-
reiche des Arzthaftungsrechts, als auch eine umfassende Be-
handlung der den Gerichtssachverständigen betreffenden Fra-
gen. Im Einzelnen werden die folgenden Themen behandelt: 
▶ Grundlagen zum Arzthaftungsrecht ▶ Gerichtliche Befas-
sung mit bereits vorliegenden Gutachten ▶ Der Gutachtenauf-
trag (Auswahl des Sachverständigen, mündliches oder schrift-
liches Gutachten, Beweisbeschluss) ▶ Zu den Pflichten des 
Sachverständigen -Befangenheit des Sachverständigen (Grün-
de der Besorgnis der Befangenheit; Versuche, die Befangenheit 
des Sachverständigen herbeizuführen) ▶ Pflicht zur persönli-
chen Erstellung des Gutachtens ▶ Aufbau und Inhalt des Gut-
achtens ▶ Körperliche Untersuchung des klagenden Patienten 
▶ Das Verfahren nach Eingang des Gutachtens
Teilnehmergebühr 75 Euro, 4 Ustd, 4 Fortbildungspunkte

F O R T B I L D U N G S T E R M I N E  AU S  D E M  N O R D E N

JA N U A R / F E B R U A R
9 .  J A N U A R ECMO für alle? Wie stelle ich 

die richtige Indikation?
UKSH Kiel, Klinik für 
Anästhesiologie und Operative 
lntensivmedizin  
Telefon 0431 500 20701 
sonja.heinrich@uksh.de 
Punkte beantragt

1 2 .  J A N U A R 29. Kieler Symposium 
Dermato-Onkologie und 
Operative Dermatologie

MedKom Akademie GmbH 
volkenandt@volkenandt.com 
www.medkom-akademie.com 
5 Punkte

2 4 . JA N U A R Update Brustkrebs 
Aktuelle Therapie des 
Mammakarzinoms nach „San 
Antonio“ und der Sitzung der 
AGO-Leitlinienkommission

Helios Klinik Schleswig 
Telefon 04621 812 1271 
mona.litz@helios-gesundheit.de 
Punkte beantragt

2 4 . / 2 5 . 
J A N U A R

17. Dreiländertreffen 
Minimal-invasive Chirurgie 
MIC 2019

Infinite Science GmbH 
Telefon 0451 5853 2901 
hagen@infinite-science.de 
www.mic2019.org 
12 Punkte

3 0 .  J A N U A R Palliativpatienten im 
Rettungsdienst

UKSH Kiel,  
Institut für Rettungs- und 
Notfallmedizin 
niels.renzing@uksh.de 
Punkte beantragt

1 . / 2 .  F E B R U A R 145. Jahrestagung der 
Nordwestdeutschen 
Gesellschaft für Innere 
Medizin

Nordwestdeutsche Gesellschaft 
für Innere Medizin (NWGIM) 
www.innere-nordwest.de 
Punkte beantragt (ÄKHH)

1 . / 2 . F E B R U A R 2. Insel-Workshop
Onkologie

Asklepios Nordseeklinik 
Westerland GmbH 
Telefon 04651 841501 
p.kiessling@asklepios.com 
www.asklepios.com/sylt/reha 
Punkte beantragt

Weitere Informationen bei den Veranstaltern. Alle Angaben ohne Gewähr.
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Stadtärztin / Stadtarzt
im Amtsärztlichen Dienst für ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
(Vollzeit mit zurzeit 39 Stunden, Teilzeittätigkeit ist nach Abspra-
che möglich

Aufgabenschwerpunkte:
•  Erstellung von amtsärztlichen Gutachten
•  Leitung des Sachgebietes Amtsärztlicher Dienst
•   Stellvertretende Abteilungsleitung  für die Sachgebiete  Infektions-

schutz,  Tuberkulose und Hafendienst; Amtsärztlicher Dienst; Ge-
sundheitsberichterstattung sowie Beratungsstelle für sexuelle Ge-
sundheit und AIDS

•   Teilnahme am ärztlichen Rufbereitschaftsdienst mit Aufgaben nach 
dem Infektionsschutzgesetz und dem Psychisch-Kranken-Gesetz

•   Mitarbeit bei anderen Fragestellungen und organisatorischen Auf-
gaben innerhalb der Abteilung

Erwartet werden:
•   Approbation als Ärztin/Arzt 
•   Mindestens  dreijährige,  einschlägige  klinische  Berufserfahrung, 

möglichst  auf dem Gebiet der  Inneren Medizin oder Allgemein-
medizin. Eine Facharztqualifikation ist erwünscht, aber nicht Vo-
raussetzung.

•   psychische  Belastbarkeit,  Flexibilität  sowie  organisatorisches 
Geschick

•   Verständnis im Umgang mit Menschen in besonderen Lebenslagen
•   Fähigkeit zur Personalführung ebenso wie zu selbständigem Arbei-

ten bei gleichzeitiger Bereitschaft zur Teamarbeit
•   gute Auffassungsgabe, Durchsetzungsvermögen
•   Bereitschaft zur Einarbeitung in spezielle Fragestellungen innerhalb 

der Abteilung
•   Dienstzeitgestaltung  im  Rahmen  der  flexibilisierten  Arbeitszeiten 

nach den Erfordernissen der Aufgabenerledigung  im Team sowie 
der Servicezeiten

•   möglichst Besitz der Fahrerlaubnis für PKW und Bereitschaft zum 
Einsatz des privaten PKW für dienstliche Zwecke gegen Zahlung 
einer Entschädigung

Stadtärztin / Stadtarzt
im Kinder- und Jugendärztlichen Dienst für ein bis zum 31.10.2020 
befristetes Arbeitsverhältnis (Teilzeit mit 26 Stunden)

Aufgabenschwerpunkte:
•   Durchführung der schulärztlichen Untersuchungen (Schuleingangs-

untersuchungen, sonderpädagogischer Förderbedarf, Schulabsen-
tismus, Seiteneinsteigeruntersuchungen)

•   Begutachtung  für  die  Eingliederungshilfe  bei  Kindern  und  Ju-
gendlichen 

•   Beteiligung an geplanten Präventionsveranstaltungen für öffentlich 
empfohlene Schutzimpfungen

•   Teilnahme an der ärztlichen Rufbereitschaft gemäß Psychisch-Kran-
kengesetz Schleswig-Holstein (PsychKG)

Erwartet werden:
•   Approbation als Ärztin/Arzt
•  Freude am Umgang mit Kindern, Eltern und deren Bezugspersonen
•   psychische  Belastbarkeit,  Flexibilität,  gute  Auffassungsgabe, 

Durchsetzungsvermögen, Entscheidungsfreudigkeit sowie organi-
satorisches Geschick

•   Selbständiges Arbeiten bei gleichzeitiger Bereitschaft zur Team-
arbeit

•   Dienstzeitgestaltung  im  Rahmen  der  flexibilisierten  Arbeitszeiten 
nach den Erfordernissen der Aufgabenerledigung  im Team sowie 
der Servicezeiten

•   möglichst Besitz der Fahrerlaubnis für PKW und Bereitschaft zum 
Einsatz des privaten PKW für dienstliche Zwecke gegen Zahlung 
einer Entschädigung

Die Eingruppierung kann bei Vorliegen der persönlichen und tariflichen Voraussetzungen jeweils bis in die Entgeltgruppe 15 TVöD erfolgen. Die 
Zahlung einer Zulage ist möglich. Das Gesundheitsamt Lübeck besitzt eine Weiterbildungsermächtigung für die Gebiete „Öffentliches Ge-
sundheitswesen“ (18 Monate) sowie „Kinder- und Jugendmedizin“ (12 Monate). Weiterhin besteht die Möglichkeit der Ausübung von 
Nebentätigkeiten. 

Qualifizierte Frauen werden ausdrücklich aufgefordert, sich zu bewerben.

Ausdrücklich begrüßen wir es, wenn sich Menschen mit Migrationshintergrund bei uns bewerben.

Den vollständigen Ausschreibungstext finden Sie unter www.bekanntmachungen.luebeck.de/stellen und unter www.berufe-sh.de. 

Bitte bewerben Sie sich bis zum 11. Januar 2019 über das Online-Bewerbungsportal www.interamt.de. Dort können Sie Ihre Bewerbung mit voll-
ständigen Nachweisen unter der Stellenangebots-ID 478518 einstellen.

Von Bewerbungen auf dem Postweg oder per E-Mail bitten wir abzusehen. Bewerbungen, die auf dem Postweg bei uns eingehen, werden nach 
Abschluss des Verfahrens aus Gründen des Verwaltungsaufwandes und der damit verbundenen Kosten nicht zurückgesandt.

Als Ansprechpartner/innen für fachbezogene Fragen stehen Ihnen Frau Schiffner, Tel. 0451 122-5386 /-5324 (Amtsärztlicher Dienst) sowie 
Herr Dr. Zenkl, Tel. 0451 122-5331 (Kinder- und Jugendärztlicher Dienst), zur Verfügung. In personalwirtschaftlichen Angelegenheiten wen-
den Sie sich bitte an Herrn Seelig, Tel. 0451 122-1159.

Wir suchen für unseren Bereich Gesundheitsamt zum nächstmöglichen Zeitpunkt jeweils eine / einen
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Arbeits-/Betr.-Mediziner/in                                                          
– auch zur Weiterbildung – gesucht                                                                               

Einsatzgebiet Schleswig-Holstein, Lübeck, Hamburg.                                 
Arbeitsmedizin Nord, Reinfeld/Holst. Tel. 0173 87 31 639 

email@arbeitsmedizin-nord.de, www.arbeitsmedizin-nord.de

abts+partner ist eine Ärztesozietät mit gynäkologischem Schwer-
punkt. Mit über 150 Mitarbeitern an derzeit 10 Praxisstandorten in 
Schleswig-Holstein bieten wir unseren Patientinnen eine wohnort-
nahe Basisversorgung, ambulant-spezialärztliche Leistungen und ein 
stationäres Leistungsspektrum aus einer Hand.

Für den Raum Kiel, Schleswig-Flensburg sowie Kreis Steinburg 
suchen wir: 

 Fachärzte für Gynäkologie 
 und Geburtshilfe w/m 

 Ärzte in der Weiterbildung w/m
 mit abgeschlossener geburtshilflicher Ausbildung

Bitte bewerben Sie sich schriftlich bei uns:
abts+partner Partnerschaftsgesellschaft 
Ansprechpartner Herr Dr. Martin Völckers
Prüner Gang 7 | 24103 Kiel www.abts-partner.de

einen Arzt (w/m) für die Facharzt-Weiterbildung Arbeitsmedizin
für die Tätigkeit als Betriebsärztin/-arzt (Teil-/Vollzeit).
Es erwarten Sie eine zukunftssichere Beschäftigung in einem 
modernen Dienstleistungsunternehmen. Wir bieten Ihnen geregelte 
Arbeitszeiten in der Zeit von 7.30 – 16.00 Uhr, eine strukturierte 
Einarbeitung sowie finanzierte Weiterbildungsmaßnahmen. 
Wir freuen uns über Ihre Bewerbung:
Betriebsärztlicher Dienst Norddeutschland GmbH 
Osterweide 8, 23562 Lübeck, E-Mail: Kathrin.Bromberger@bd-nord.de

Betriebsärztlicher Dienst Norddeutschland GmbH
sucht für den Standort Kiel

Facharzt (m/w) für Radiologie gesucht
Für unsere radiologische Praxis mit vier Standorten in und um Kiel

suchen wir einen Facharzt für Radiologie (m/w).
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte unserer Website

"www.foerde-radiologicum.de".
Förde-Radiologicum GbR

Frau Annika Dohse
Karlstal 32, 24143 Kiel

Tel. 0431-7021645
Mail: dohse@foerde-radiologicum.de

Gyn-Praxis in Schwarzenbek/Mölln sucht 
fachärztliche Verstärkung 
www.fuernissundprothmann.de

Ärztin/Arzt für Allgemeinmedizin gesucht
Hausarztpraxis sucht

eine/n Ärztin/Arzt für Allgemeinmedizin
oder eine/n Weiterbildungsassistenten für Allgemeinmedizin

Wir sind ein eingespieltes Team, bieten optimale Voraussetzungen
und können flexibel auf Ihre persönlichen Möglichkeiten und

Wünsche eingehen.
Weiterbildung für Allgemeinmedizin (30 Monate)

Chiffre: 2505/10183

Gynäkologische Gemeinschaftspraxis in Ratzeburg        
sucht Nachfolger/-in

Wir suchen zum Jahr 2020 eine FÄ/FA für Gynäkologie und 
Geburtshilfe für unseren ausscheidenden Seniorpartner.
Bei insgesamt 4 KV-Sitzen sind alle Formen der Tätigkeit        
(gerne Partnerschaft, Anstellung, Teil-/Vollzeit) möglich.

Wir freuen uns auf Ihre Antwort. 
K.-G. Hege, Dr. med. D. Grulich, Dr. med. T. Vent, S. Ahrendt 

Demolierung 2, 23909 Ratzeburg
frauenaerztlicheszentrum@t-online.de

Klinik Manhagen sucht FA/FÄ
Allgemeinmedizin, Chirurgie, Innere Medizin oder Anästhesie 
ab sofort für unser interdisziplinäres Stationsteam in VZ/TZ. 

Die Arbeitszeit soll nach Einarbeitung auch außerhalb der Kern-         
arbeitszeit erbracht werden. 

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!

Ihre Rückfragen und vollständigen Bewerbungsunterlagen 
bitte an Prof. Jörg Braun (Ärztlicher Direktor), 04102/605124,             

E-Mail prof.joerg.braun@manhagen.de oder online                
www.manhagen.de/stellenangebote

Klinik Manhagen, Sieker Landstraße 19, 22927 Großhansdorf

Weiterbildungsassistent/in Allgemeinmed.
gesucht von hausarztpraxis-wittenburg.de ab Mitte 2019, breites
Spektrum, guter Verdienst,Teil/Vollzeit, späterer Miteinstieg mögl

0179/7950818 oder markmikus@hotmail.com

Suche angestellte/n Ärztin/ 
Arzt für Allgemeinmedizin 

oder Innere Medizin 
in Teilzeit. Moderne Praxis, 
neueste Geräte und sehr 

nettes Team. 
Bitte bewerben Sie sich: 

 Praxis Dr. Westphal, Hagener 
Allee 21, 22926 Ahrensburg    
info@praxis-dr-westphal.de

Hinweis:
Herausgeber und Redaktion können keine Gewähr dafür 
übernehmen, dass die ausgeschriebenen Praxen im Sinne der 
Bedarfsplanung bedarfsgerecht sind. Interessenten werden 
gebeten, sich mit der Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig- 
Holstein in Verbindung zu setzen.

JETZTONLINEZUSTIFTEN!
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MVZ NordOst 
Allgemeinmedizin, Innere Medizin, Pädiatrie

Das ärztlich geleitete MVZ NordOst betreibt Haus- und Kin-
derarztpraxen im südlichen Schleswig Holstein, östlich von 
Hamburg.

Für unseren Standort in Kuddewörde suchen wir eine enga-
gierte und verantwortungsbewusste

Fachärztin/Facharzt für Allgemeinmedizin oder 
Fachärztin/Facharzt für Innere Medizin
und Sie als Weiterbildungsassistentin/Assistent

für eine unbefristete Anstellung mit geregelten Arbeitszeiten 
ohne Nacht und Wochenenddiensten.

Zusammen mit einer Fachärztin für Allgemeinmedizin decken 
Sie das gesamte Spektrum einer modernen allgemeinmedi-
zinischen Praxis ab. Mit dem engagierten und eingespielten 
Team versorgen Sie einen etablierten Patientenstamm und 
bringen gerne Ihre eigenen Ideen und Ansätze mit ein.

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann senden Sie Ihre     
Bewerbung per Mai an unseren Kollegen:

r.hirnstein@mvz-nordost.de

oder per Post:

MVZ NordOst
z.H. Ralf Hirnstein
Zwischen den Brücken 1
21514 Büchen

Für ein erstes Gespräch oder Ihre Fragen steht Ihnen Herr 
Hirnstein auch gerne telefonisch zur Verfügung: 04155 - 
8233050 oder +49 170 7035011.

Wir freuen uns auf Sie!

MVZ NordOst

 
Sie haben Spaß an der selbstverantwortlichen Patientenversorgung, 
verzichten aber ungerne auf den kollegialen Gedankenaustausch und 
eine enge Zusammenarbeit in Ihrer Versorgungsregion?

Willkommen im Praxisnetz Herzogtum Lauenburg!

Wir sind ein kollegialer Zusammenschluss von über 160 Ärzten und Psy-
chotherapeuten, acht Kliniken und drei Medizinischen Versorgungszent-
ren. Gemeinsam versorgen wir unsere Patienten wohnortnah, individuell 
und auf höchstem Niveau.
Am Standort Schwarzenbek bieten wir Ihnen – als Allgemeinmediziner/
in oder hausärztliche/r Internist/in – ab Frühjahr 2019 eine langfristige 
berufliche Perspektive in Festanstellung mit möglicher späterer Praxis-
übernahme in einer gut strukturierten und modern aufgestellten Haus-
arztpraxis. Sie arbeiten mit Ihrem erfahrenen ärztlichen Kollegen in einem 
professionell eingespielten Praxisteam und profitieren durch die kollegiale 
Zusammenarbeit in der Region und darüber hinaus!

Für einen sorgenfreien Einstieg im Herzogtum Lauenburg, unterstützen wir 
Sie von Seiten des Praxisnetzes gerne bei der Suche nach z. B. geeigneten 
Wohnimmobilien, Jobmöglichkeiten für Ihre/n Partner/in und freien KITA 
oder Schulplätzen für Ihre Kinder.

Wir freuen uns auf Ihre Kontaktaufnahme!
Frau Christina Möllmann • Tel.: 04542- 854 2887 
E-Mail: c.moellmann@pnhl.de • Web: www.pnhl.de

Wir suchen für die private Fastenklinik Schloss Warnsdorf eine / n FA / FÄ für Innere oder Allgemeinmedizin 
mit Kenntnissen in Naturheilverfahren, Komplementärmedizin und / oder Psychotherapie für eine Drei- 
viertel- oder Vollzeitstelle. Ihre Bewerbung richten Sie bitte an Schloss Warnsdorf Klinik Dr. Scheele GmbH,  
Heike Mohr, Schlossstraße 10, 23626 Warnsdorf, E-Mail: hmohr@schloss-warnsdorf.de  
(Vorabinfo unter Telefon: 04502 840-100)W SCH LOSS

ARNSDORF

P R I VAT K L I N I K

Bitte unterstützen  
Sie das Kinderhospiz  
Bethel für unheilbar  
kranke Kinder.

Spendenkonto 4077,
Sparkasse Bielefeld,
BLZ 480 501 61
Stichwort „Hospizkind“ 
www.kinderhospiz-bethel.de 13

3

Schenken Sie Trost!

FÄ/FA für Pädiatrie zur Mitarbeit in Kinderarztpraxis       
im Kreis Steinburg zum nächstmöglichen Zeitpunkt gesucht.       

Assoziation möglich. Chiffre 2505/16816

Beilagenhinweis  
Diese Ausgabe enthält Beilagen der KelCon GmbH.

Buchen Sie im Internet:  
www.atlas-verlag.de / kleinanzeigenmarkt

Ärztin / Arzt für Neurologie gesucht
 in Teil- o. a. Vollzeit schnellstmöglich zur Verstärkung 

unseres neurologischen, psychiatrischen und 
schmerztherapeutischen Teams!

Die Praxis ist integriert im Gesundheitszentrum Quickborn. 

Weitere Info´s gerne unter                                                       
www.gesundheitszentrum-quickborn.de.
Bei Interesse melden Sie sich bitte unter 

hilmer@gesundheitszentrum-quickborn.de
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ImmobilienPraxisvermietungen/-räume

Praxisabgabe

Mietfläche in Meldorf / Nordsee
für Praxis, Therapie oder Beratung

Erstbezug nach Kernsanierung, Klinkerbau im Stadt-        
zentrum mit allgemeiner und gynäkologischer Arztpraxis, 
einer Tagespflege und einem ambulanten Pflegedienst.                       

Mietfläche: 120 m², Grundriss teilweise gestaltbar,               
Lage: 1. OG, barrierefrei mit Personenaufzug.

Bitte fordern Sie Informationen an:
volker.witt@witt-beton.de

Hausarztpraxis in Neumünster
Große internist. Hausarztpraxis (in Praxisgemeinschaft), zentrale

Stadtlage in 2019 oder später abzugeben. Übernahme des KV-Sitzes,
ggf. auch Anstellung
Chiffre: 2505/10191

Hausärztl. Praxis Hamburg -
Wilstorf

mit 2 Kassensitzen, ca. 2200
Patienten / Quartal, eingeführt
mit 3,5 Arbeitstagen / Woche

und Partner wegen
Renteneintritt zum 1.4.2020

abzugeben.
Chiffre: 2505/10190

GP für Pränataldiagnostik 
Etablierte, erfolgreiche GP im 

Norden sucht Nachfolger! 
01712344231, Dr. Krüger, MLP

Husum - Praxisräume zu vermieten
Zentral gelegen, mit großem Parkplatz. Im Gebäude befinden sich
ferner eine weitere Arztpraxis sowie eine Apotheke.Die Mietfläche
umfasst ca 142qm, die monatliche Miete beträgt 1065,00 € zzgl
Nebenkosten. Die Praxisräume sind zum 2. Quartal 2019 neu zu

vermieten.
Weitere Auskünfte gerne unter 0172 4377851

Hinweis:
Alle Anzeigen beruhen auf Angaben der Anzeigenkunden und 
werden nicht von der Redaktion geprüft. Verlag, Herausgeber 
und Redaktion können keine Gewähr dafür übernehmen, dass 
die Angaben – auch zu den Weiterbildungsbefugnissen – kor-
rekt sind. Unter www.aeksh.de finden Sie die aktuellen Listen 
der weiterbildungsbefugten Ärztinnen und Ärzte in Schles-
wig-Holstein. Entsprechende Beschwerden über unrichtige An-
gaben, insbesondere zu falschen Aussagen hinsichtlich der 
Weiterbildungsbefugnis, können nach den berufsrechtlichen 
Vorschriften verfolgt werden. Auf eventuelle zivilrechtliche Fol-
gen, wie Schadensersatzansprüche, wird hingewiesen. Gewerb-
liche Anzeigen stellen keine redaktionellen Beiträge dar.            
     
     Die Redaktion

10
9

Jeder Tag  
ist ein Geschenk
Helfen Sie unheilbar kranken Kindern!
Bitte unterstützen Sie das Kinderhospiz Bethel.

Spendenkonto 4077, Sparkasse Bielefeld,  
BLZ 480 501 61, Stichwort „Hospizkind“ 
www.kinderhospiz-bethel.de

brot-fuer-die-welt.de/saatgut

Satt ist gut. Saatgut ist besser.

Projektpatenschaft

Auslandshilfe

100 % nachhaltig. 
Jetzt Pate werden und langfristig helfen.

Ihr Kontakt zu uns:
www.DRK.de/Paten 
        030 / 85 404 - 111  
Spenderservice@DRK.de
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Fachberater

Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren.

DELTA Steuerberatung
Bad Segeberg  |  Heide  |  Hamburg

Die Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren

Hindenburgstraße 1 · 23795 Bad Segeberg
Tel. 0 45 51 - 8 80 80 · www.kanzleidelta.de

Steuerberatungsgesellschaft mbH
Bad Segeberg  Heide  Hamburg

Hindenburgstraße 1  23795 Bad Segeberg
Tel.: 04551/8808-0

Zweigstelle Heide  Tel.: 0481/5133
Zweigstelle Hamburg  Tel.: 040/61185017

 mail@kanzleidelta.de
www.kanzleidelta.de

Wirtschafts- und Steuerberatung 
für Heilberufl er

Verschiedenes  Fortbildungen

AMT Abken Medizintechnik GmbH  ·  Langenharmer Weg 219  ·  22844 Norderstedt

Wir wünschen Ihnen …

... ein frohes und besinnliches 
Weihnachtsfest und einen 
guten Start ins neue Jahr 2019!

www.amt-abken.de

Tel. 040 - 180 10 282  ·  info@amt-abken.de  ·  www.amt-abken.de

 

60. Seminar für ärztliche Fort- und Weiterbildung
Sylt-Westerland vom 2. – 7. Juni 2019
Zertifiziert durch die ÄK Schleswig Holstein sowie DMP-Anerk.
Leitung: Prof. Dr. H. Hamm, Hamburg, Prof. Dr. J. Braun,  
Großhansdorf, Prof. Dr. J. vom Dahl, Mönchengladbach,  
Prof. Dr. M. Kentsch, Itzehoe, Prof. Dr. M. Klouche, Bremen,  
H. Theede, Flensburg.
Info/Anmeldung: www.westerland-seminar.de
info@westerland-seminar.de
Ansprechpartner: Barbara Fikau, Tegelring 19 a, 25899 Niebüll
Tel. 04661 675555; Fax 04661 6058417

Nordwestdeutsche Gesellschaft für
ärztliche Fortbildung e. V.

Zukunft in Kinderhände – 
mit einem Testament helfen

Das Deutsche Kinderhilfswerk e.V. setzt sich deutsch- 
landweit für die Belange von Kindern und deren Rech-
te ein. Mit Ihrem Testament können Sie unsere Arbeit 
unterstützen. Informationen erhalten Sie von  
Cornelia Teichmann unter Tel. 030 / 30 86 93 - 23  
oder per E-Mail: teichmann@dkhw.dewww.dkhw.de

Anzeigenschlusstermin: 
Bitte beachten Sie unseren nächsten  
Anzeigenschlusstermin:

Heft Nr. 01/2019 12.12.2018

E-Mail: kleinanzeigen-sh@atlas-verlag.de

Anzeigen

Hausärztliche Gemeinschaftspraxis  

mit diabetologischem Schwerpunkt 

sucht in 2016/2017 Nachfolger/-in für aus Altersgründen ausscheidenden Partner.  

Wir suchen eine Hausärztin/Hausarzt mit diabetologischer Qualifikation oder Interesse. 

Unser Praxisprofil:  
3 Partner, 1 angestellte Ärztin, 1 WBA, qualifiziertes MfA-Team mit 6 Mitarbeiterin-

nen und Diabetesberaterin, Arbeit als Teampraxis, inhaltlich orientiert an  

evidenzbasierter, aber auch akzeptierender Medizin, Lehrpraxis der MHH.

 
Kontakt: Gemeinschaftspraxis Schüttenriehe · J.Biesewig/C.Godt/A.Zallmann 

An der Schüttenriehe 18 · 28259 Bremen  

Tel.: 0421-583511 · Mail: praxisschuettenriehe@gmx.de

Stellenanzeigen

WB-Assistent/in für Orthopädie/Unfallchirurgie gesucht                  

Arthro-Clinic Hamburg
www.arthro-clinic.deWir sind eine orthopädisch-unfallchirurgische Gemeinschaftspraxis 

mit operativem Schwerpunkt und 2 angeschlossenen Kliniken.

Wir suchen zur Verstärkung unseres Teams einen fortgeschrittenen 

WB-Assistenten/in für Orthopädie und Unfallchirurgie.

WBE: 1 Jahr Praxis, 3 Jahre Klinik (1 Jahr Basis WB Chirurgie und  

2 Jahre WB O/UCH).Bewerbung bitte an praxis@arthro-clinic.de oder

Arthro Clinic Hamburg, 
z.Hd. Dr. Jensen, Rahlstedter Bahnhofstraße 7a, 22143 Hamburg

Karriereplanung ist Lebensplanung.

Das Klinikum Itzehoe ist eines der größten Krankenhäuser in 

Schleswig-Holstein und Lehrkrankenhaus der Universitäten Kiel, 

Lübeck und Hamburg. Unseren Patienten bieten wir innovative 

medizinische Versorgung auf hohem Niveau und individuelle 

Pfl ege nach neuesten Standards. Als Unternehmen mit mehr als

2.000 Mitarbeitern sind wir effi zient und zukunftsorientiert auf-

gestellt. Wirtschaftlicher Erfolg bestätigt unsere Arbeit. Wir sind 

Mitglied des Krankenhausverbundes 6K mit über 10.000 Mitar-

beitern. Unseren Beschäftigten bieten wir eine gesunde Basis 

für ihre Karriere- und Lebensplanung in einem attraktiven Um-

feld mit hoher Lebensqualität in der Metropolregion Hamburg.

Für unser Zentrum für Psychosoziale Medizin suchen wir in Voll- 

oder Teilzeit jeweils eine/n

Klinikum ItzehoePersonalmanagement
Robert-Koch-Str. 225524 Itzehoepersonalmanagement@                

kh-itzehoe.deWeitere Informationen über unser 

Unternehmen fi nden Sie unter: 

www.klinikum-itzehoe.de/karriere

Für erste Fragen steht Ihnen Herr 

Prof. Deister, Chefarzt der Klinik, 

unter der Telefonnummer 04821 

772-2800 gerne zur Verfügung. 

Schwer behinderte Bewerberin-

nen und Bewerber werden bei 

gleicher Qualifi kation und Eig-

nung vorrangig berücksichtigt.
Bitte richten Sie Ihre Bewerbung, 

gern per E-Mail, an:  

Wir erwarten von Ihnen:
- Selbstständiges Arbeiten im Team mit ärztlichen Kollegen und 

 anderen Berufsgruppen unter Supervision

- Psychotherapeutische Betreuung von Patientengruppen

- Engagement für die Behandlung von Menschen mit        

 psychischen und psychosomatischen Störungen

- Aufgeschlossenheit und Interesse an der eigenen           

 WeiterentwicklungWir bieten Ihnen:- Die vollständige Weiterbildung im Fachgebiet einschließlich  

 des neurologischen Pfl ichtjahres – darüber hinaus eine

 18-monatige Weiterbildungsberechtigung für Psycho-           

 somatische Medizin und Psychotherapie

- Die Mitarbeit an einem innovativen Modellprojekt zur Weiter- 

 entwicklung der psychiatrischen Versorgung in der Region

- Die vollständige Übernahme aller Kosten für die Weiter-        

 bildung (intern und extern)

- Einen Montessori-Kindergarten auf dem Klinikgelände und  

 eine sehr gute Anbindung an Hamburg

 » Fachärztin/Facharzt                               

Psychiatrie und Psychotherapie bzw.              

Psychosomatische Medizin und Psychotherapie

und eine/n » Assistenzärztin/Assistenzarzt                               

für die Dauer der Weiterbildung

atlas Verlag - Anzeigen per E-Mail an: 

kleinanzeigen-sh@atlas-verlag.de

Bitte beachten Sie  
unseren nächsten Anzeigeschluss:

Heft 02/2016: 20.01.2016
Hinweis:Alle Anzeigen beruhen auf Angaben der Anzei-

genkunden und werden nicht von der Redaktion 

geprüft. Verlag, Herausgeber und Redaktion können 

keine Gewähr dafür übernehmen, dass die Angaben 

– auch zu den Weiterbildungsbefugnissen – korrekt 

sind. Unter www.aeksh.de finden Sie die aktuellen 

Listen der weiterbildungsbefugten Ärztinnen und 

Ärzte in Schleswig-Holstein. Entsprechende Be-

schwerden über unrichtige Angaben, insbesondere 

zu falschen Aussagen hinsichtlich der Weiterbil-

dungsbefugnis, können nach den berufsrechtlichen 

Vorschriften verfolgt werden.Auf eventuelle zivilrechtliche Folgen, wie Schadens-

ersatzansprüche, wird hingewiesen. Gewerbliche 

Anzeigen stellen keine redaktionellen Beiträge dar.

Die Redaktion
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Januar 2016
Bad Segeberg
69. Jahrgang
Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

Mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung 
Schleswig-Holstein
 

Besuchender und besuchter Arzt analy-sieren dabei gemeinsam die medizini-schen Sachverhalte, erarbeiten Stärken und Schwächen, wägen Chancen und Risiken ab. Verbesserungspotenziale sol-len erkannt, Prozessabläufe optimal or-ganisiert und Fehler möglichst vermie-den werden. 
Seit 2011 wird das Peer Review-Ver-fahren von der Ärztekammer Schleswig-Holstein als Koordinierungsstelle als frei-willige Methode der Qualitätsverbesse-rung angeboten. Zunächst nur im Rah-men der Intensivmedizin gestartet, ist das Verfahren seit 2015 auch als Pilotpro-jekt auf die Allgemeinmedizin ausgewei-tet worden. Um sich als Peer zu qualifi-zieren, ist die Teilnahme an einem Kurs nach dem Curriculum der Bundesärzte-kammer erforderlich.

Q
ualitätsmanagement wird im medi-zinischen Arbeitsalltag nicht immer als attraktives Betätigungsfeld wahr-genommen, sondern oft mit Büro-kratie, Dokumentationsaufwand und Datensammlungen assoziiert. Spaß ist ein Begriff, den man in diesem Zusam-menhang selten hört. Beim Peer Review Verfahren, bei dem sich Fachkollegen gegenseitig in der Praxis oder in der Kli-nik besuchen und auf Augenhöhe vonei-nander lernen, ist das anders: „Es macht Freude, daran teilzunehmen und die di-rekten Effekte wahrzunehmen“, ist einer der Sätze, den fast jeder Beteiligte mühe-los über die Lippen bringt – egal ob be-suchter Arzt oder besuchender Peer. Das Verfahren, das von Ärzten für Ärzte entwickelt wurde, steht für gegen-seitigen Respekt und kollegialen Dialog. 

Aufgrund der besonderen Struk-tur und der Möglichkeit, Qualitätssi-cherung selbst mitbestimmen zu kön-nen, erfährt das Verfahren eine hohe Akzeptanz in der Ärzteschaft. Das zeigt sich auch in den Erfahrungsberichten der Teilnehmer aus Intensiv- und All-gemeinmedizin, die in diesem Heft zu Wort kommen. Wie genau das Peer Re-view-Verfahren abläuft, wie es sich in der Intensiv- und in der Allgemein-medizin in Schleswig-Holstein entwi-ckelt hat, welche Vorteile und Verbes-serungspotenziale die Teilnehmer für sich persönlich und ihr Fachgebiet se-hen und warum es auch ein interes-santes Verfahren für Praxisnetze sein könnte, lesen Sie in unserer Titelge-schichte.
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Eine positive Atmosphäre gehört beim Peer Review zum Erfolgsrezept: Nicht gegenseitiges Bewerten, sondern voneinander lernen ist das Ziel.
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Urärztlich: Mit Peer Reviews Qualität gestalten und leben Seit 2011 gibt es das Verfahren in Schleswig-Holstein. Nach den Intensiv-
medizinern sollen nun auch Allgemeinmediziner davon profitieren. 
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Info
Ausschreibungen von 
Vertragsarztsitzen 
gemäß § 103 Abs. 4 
SGB V 

Die Kassenärztliche 
Vereinigung Schles-
wig-Holstein hat bis-
her Vertragsarztsit-
ze zur Nachbesetzung 
im Schleswig-Holstei-
nischen Ärzteblatt 
ausgeschrieben. Bit-
te beachten Sie, dass 
seit Januar 2018 die-
se Ausschreibungen 
ausschließlich auf der 
Homepage der KVSH 
www.kvsh.de erschei-
nen werden. Der 
Grund für die neue 
Vorgehensweise ist die 
Beschleunigung der 
Ausschreibungsver-
fahren. Die Veröffent-
lichungen werden im-
mer zum Monatsan-
fang mit einer Bewer-
bungsfrist bis zum 
Monatsende erfolgen. 
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Stingl • Scheinpflug • Bernert
vereidigte Buchprüfer und Steuerberater
Partnerschaftsgesellschaft
Spezialisierte Beratung für Ärzte

• Finanz- und Lohnbuchhaltung

•  Quartals-Auswertung Chef-Info sowie  
betriebswirtschaftliche Beratung 
Liquiditäts-, Rentabilitäts- und Steuerberechnung

•  Steuerliche Konzeption, Gestaltung und 
Betreuung von (neuen) Kooperationsformen:  
MVZ, BAG, Ärztenetze

•  Existenzgründung

Ihre fachlich kompetenten Ansprechpartner
Anette Hoffmann-Poeppel – Steuerberaterin
FACHBERATERIN für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

FACHBERATER für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

Am Dörpsdiek 2 • 24109 Kiel / Melsdorf
Tel. 04340-40700 • info@stingl-scheinpflug.de
www.stingl-scheinpflug.de

Partnerscha� sgesellscha�  mbB, 
Wirtscha� sprüfungsgesellscha� , Steuerberatungsgesellscha� 

Fachspezi
 sche Steuerberatung für Heilberufe
Betriebswirtscha� liche Beratung / Liquiditätsanalyse und -planung / 

 Unterstützende Begleitung von Existenzgründung / Finanz- und Lohnbuchführung
Rohwer & Gut unterstützt mit Standorten in Lübeck und Kiel nieder   gelassene Ärzte seit über 60 Jahren dabei, 

ihren Handlungs spielraum  e�  zient  auszuschöpfen und die Praxis  betriebswirtscha� lich voranzubringen. 
Richard-Wagner-Straße 6, 23556 Lübeck, Tel. (0451) 48414-0, Fax (0451) 48414-44/ 

Holtenauer Straße 94, 24105 Kiel, Tel. (0431) 5644-30, Fax (0431) 5644-31
info@rohwer-gut.de,  www.rohwer-gut.de

Rechtsanwältin

Bei allen rechtlichen Fragen rund um Ihre Arztpraxis, z. B. Praxisgründung, 
Kooperationen (PraxisG, BAG, MVZ), Abgabe oder Kauf von Arztpraxen, 
Honorar, Berufsrecht, Arbeitsrecht, Forderungsmanagement:
Sprechen Sie uns gerne an!



SCHLESWIG-HOLSTEINS 
BESTER STELLENMARKT 
FÜR ÄRZTE 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt informiert elfmal im Jahr über 
zentrale Themen aus dem Gesundheitswesen zwischen Nord- und Ostsee. 
Das Mitgliedermagazin der Ärztekammer Schleswig-Holstein erreicht neben 
den Ärzten auch viele Entscheidungsträger aus dem Gesundheitswesen.

Kontakt: Maxime Lichtenberger, 089 55241-246, maxime.lichtenberger@atlas-verlag.de

www.pvs-se .de  |  info@pvs-se.de

Dr. med. Dirk M. Krollner, Kardiologie, Hamburg 

Kompetenter Service für mich und meine Patienten - 
dank der PVS.
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